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VORBEMERKUNG DER HERAUSGEBER

Zwischen den beiden großen Lagern der Arbeiterbewegung stan-
den in den Jahren der Weimarer Republik eine Reihe interessan-
ter Persönlichkeiten und Gruppierungen. Sie erkannten, daß die
Spaltung der Bewegung nur den Feinden des Sozialismus Nutzen
brachte, und suchten zumindest die Folgen dieser Spaltung in
Grenzen zu halten. Inhaltlich verhinderte das ungeklärte Ver-
hältnis zwischen Reform und Revolution ein Zusammengehen
von KPD und SPD. l-linzıı kam, daß die Organisationsprinzipien
einer ›bolschewisierten« Partei mit Traditionen ıınd Struktur der
europäischen Arbeiterbewegung nicht in Einklang zu bringen
waren. Schließlich lastete die Hypothek der unvollendeten deut-
schen Revolution 1918/1919 auf beiden Organisationen: Sahen die
Sozialdemokraten in den Kommunisten oil nur Putsclıisten,
hrandmarkten diese ihre Kritiker als Verräter an der Revolution
und faktische llelier der Mörder Liebkneelıts und Luxemburgs.
Gerade weil in all diesen Anwürlen ein Körnchen Wahrheit steck-
te, konnten sie unsinnig iibersteigert werden - solange, bis dies
zur Todieindschalt zwischen KPD und SPD führte, die der nazi-
stischen Konterrevolution den Weg zur Maclıt erleichterte.
Zwischen Kommunisten und Sozialdemokraten, und doch mit

beiden je spezifisch verbunden, standen linkssozialistische Per-
sönlichkeiten und Gruppierungen, deren ldeen und Tätigkeit die-
ser Sammelband nachgeht Anhand möglichst neuer Forschungs-
ergebnisse sollen Alternativen zum selbstzerstörerischen Kurs
der Arbeiterbewegung ins politische Bewußtsein heutiger Lese-
rinnen und Leser gerufen werden, für die manche dieser Namen
unbekannt oder noclı immer mit dem Stigma des Jlenegaten«
versehen sein mögen.
Zu danken ist Frau Christa Schneider (Potsdam) für die Hilfe

bei der l-lerstellung dieser Publikation, die eine Diskussion
um verscbüttete Traditionen sozialistischer Politik befördern
möchte.
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JÖRG WOLLENBERG

»REPUBLIK IST SCHON VIEL,
SOZIALISMUS BLEIBTDAS ZIELJ«
Ein Blick zurück nach vorn: Zur Aktualität
des 4. Februar 1919 und der »Arbeiterpolitilw

im Gefolge der Novemberrevolution

Ein Jahr herber Euttäusclıungen lag hinter ihnen, als die Frak-
tionen der Bremer Arbeiterbewegung am 4. Februar 1929 nach
wie vor getrennt zur 10. Gedäclıtnisieier für die Geialleııen der
Bremer Riiterepııblik zusammenkamen. Ein Jahr zuvor lıatten 600
Bremer und Bremerinnen am 4. Februar 1928 dem KPD-ßezirks-
leiter l\'ordwest, Patti Taube, im »Calc Flora« zugejubelt. Einen Tag
später folgten fast 1000 KP-Anhänger dem Leiter der »Roten l-lilie«
und Bürgersclıaitsalıgeortlneten Willi Dcisen. Jahrelang war Dei-
sen der llauptredner bei den Gedäehtnisieiern zum 4. Februar 1919
in Bremen.
Am 4. Februar 1929 gehörte er inzwischen zu den ›rechten«

oppositionellen Kommunisten (KPD(O)) um Heini Busch, Adolf
Ehlers und Franz Cavier. Sie kritisierten derı Linksschwenk der
BPD, vor allem aber die vom Bezirkssekretär llannes Kosehnik ver-
atıtwortete oppositionelle Gewerkschailspolitik der RGO. Eine »ver-
richtentle Niederlage« hatte die RGO bei den Betrichsratswahlen
von 1929 erlitten. Nur noch zwei von 20 Betriebsriiten zählten im
einstigen Vorreiterbetrieb, der AG Weser, zur =›Revolutioniiren
Gewerksclıai`tsopposition«.
Wat' damit auelı die Arbeiterpolitik gescheitert, die sich auf Rosa

Luxemburg und Karl Liebknecht berief, und die unter dem Slogan
›Freirıeit und Sozialismus« jährlich zu den Ilevolutionsieiertı zu-
sammenkam? Noch blieben die Arbeiterjııgendlichen der KPD treu.
700 Mitglieder wies allein der KJV in 58 Ortsgruppen des Bezirks
Nordwest im Jahre 1929 nach. Hans Geusendam und Heini Land-
weltr waren ihre herausragenden Sprecher. Sie hatten vor allem
noch 1927 zalılreiehe Mitglieder aus dem ›7..enLralverband der An-
gestellten« (ZdA) um Käthe Fürst-Lübeck (Popall), Hans Lübeck
und Kurt Brumlop gewonnen. Minutiös berichten die Spitzel"der
politischen Polizei über diese Ereignisse, die in der KPD«-Akte der
Polizeidirektion im Bremer Staatsarchiv lagem.' Zum gleichen

1 Staatsarchiv Bremen. 4.65-308/09.
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Zeitpunkt polarisierte das Verbot des llotfrontkiimpfer-Bundes,
der Berliner Blutmai von 1929 ıınd der Nachrüstungsheschluß der
SPD-angeführten lleiclısregierung die Bremer Arbeiterjugenılii-
chen auch in der SPD. Die SAJ-Jugendlichen unter Karl Grobe und
Albert Muller näherten sich der Gruppe der oppositionellen Kom-
mtınisten um Adolf Ehlers, Willi Deisen und Heinrich Vogeler, von
denen Ehlers zusammen mit Grobe ab .lanuar 1952 die Bremer
Gruppe der SAP leitete.
Trotz der herben Enttäuschungen über die Tolerierungspolitik

der Weimarer SPD fand diese Gruppe der SAJ-.iugcntllichen auf
dem 1`reiTen der Arbeitcrjugcnd in Wien (12. bis 14. .luli 1929) den-
noch erneut die lloifnung bestätigt, daß der Sozialismus nach wie
vor auf der Tagesordnung steht. l)ic Begegnung mit dem »Austro-
marxismus in Aktion« (Anton Pelinka), mit dem Roten Wien als
gelungcnem Experimentierfcld sozialistischer Kommıınalpoiitik,
insbesondere im Bereich der Sozialpolitik und des Wohnungs-
wescns, begeisterte die sozialistischen Arbeiterjugendliclıen aus
den Zentren der deutschen Arbeiterbewegung. Noch fünfzig Jahre
später nahmen sie zu Tausenden am WiedersehenstreiTcn in Wien
teil. Viele dieser Arbeiterjııgendlichen orientierten sich damals an
den SPD-Parteioppositionellen der ›Klassenkampfgruppe« um Otto
Bauer, Max und Friedrich Adler, Kurt Rosenfeld und Max Seyde-
witz, deren deutsche Vertreter im Septenıbcr 1951 aus der SPD
ausgeschlossen wurden. Zu den Mitbegründcrn der neuen »Sozia-
listischen Arbeiter-Partei« (SAPD) und ihren Jugendorganisatio-
nen geltörten später so bekannte Sozialdemokraten ıınd Gewerk-
schafter wie Willy Brandt (Lübeck), Otto Brenner (I-lannover),
Walter Fabian und Peter Blachstein (Dresden), Karl Grobe .(Bre-
men), Otto Kraus (Nürnberg), Willi Elsner (i-lamburg), Fritz Stern-
berg und Ernst Eckstein (Breslau) sowie Anna und August Siemsen
(Jena). _
Gcpriigt durch die Bildungsarbeit der Arbeiterbewegung und ih-

ren kulturellen Vorfeldorganisationen, erlebten sie in der Arbeiter-
fesıkultur einen prolctarisch-sozialistischen Gegenentwurf zur bür-
gerlichen Gesellschaft. Der 9. November 1918 und der 4. Februar
1919 gehörten zu den Gegenentwiirfen. Auf dem Wiener' Treffen
fand dieses Konzept seinen wirksamsten Ausdruck. Mit dem Slogan
›Rcpııblik, das ist nicht viel, Sozialismus bleibt das Ziel« zogen
die Jugendlichen zu den Mai-Demonstrationen und beunruhigten
1929/1950 inımer wieder prominente Sozialdemokraten, darunter
auclı den Rcformjuristen und einstigen Reichsjustizminister Gu-
stav lladbruch.
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Noch in den 1946 diktierten biographischen Aufzeichnungen ›Der
innere Weg« notierte der - gewissermaßen - Gustav licinemann
der Weimarer Republik: »Wie dem nationalen Gedanken, so ver-
mochtcn wir atıch der demokratisclıen Staatsform nicht hin-
rcichendes Pathos zu verleihen. Man konnte bei Umzügen der Ar-
beiterjugcnd atıf mitgeführten Schildern folgende lnschrifl lesen:
›Republik das ist nicht viel, Sozialismus unser Ziele Man hätte um-
gekehrt der Masse mit allem Nachdruck sagen müssen, daß mit der
Demokratie die Hälfte des sozialdemokratischen Progranıms ver-
wirklicht sei und daß es nun zuerst gelte, die gewonnene Stellung
fest auszubauen. Man hätte den Partcigenossen einpriigen müssen,
daß die Demokratie nicht nur Vorstufe zum Sozialismus, sondern
eine Errungenschaft eigenen Wertes sei. Freilich fehlte es tlaztı an
der gcdanklichen Vorbereitung, lıatte doch die sozialistische Theo-
rie den Fall, der 1918 eintrat, den Fall der Maclıtübernahmc in ei-
nem zur Durchführııng des Sozialismtıs noch niclıt reifen Staats,
gar nicht erörtert?

»Gegenwar'tsforder'ungen« von 1918

Hier irrte Gustav Radbruch. Gerade in Bremen waren schon vor
dem Ersten Weltkrieg in der noch geeinten, freilich in mehrere
Flügel zersplitterten Arbeiterbewegung konkrete Vorstelltıngen
entwickelt worden, die auf die Atısrufung einer sozialistischen Re-
publik drängten. Neben der ›Bremer Bürgerzeitung« (BBZ) war es
vor allem die ›Arbeiterpolitik«, die ab 24. Juni 1916 von .lohann
K.nief herausgegebene »Wochenschrift für wissenschaftlichen So-
zialismus-«, die auf tlteoretische Fundierung und Konkretisierung
eines Alternativmodells zum Kaiserreich orientierte. Selbstver-
ständliclt gehörte dazu die intensive Aufarbeitung der Erfahrungen
der Russischen Revolution von 1917, aber auch die der Massen-
streikdebattc von 1905. Der in Bremen fest angestellten Lehrer der
Schule von SPD und Gewerkschaltskartell, Anton Pannekoek, wie
auch der Vertraute Lentns, Karl Radek, gehörten neben Rosa Lu-
xemburg und Friedrich Adler von Anfang an zu den Mitarbeitem
der BBZ und der =›Arpo«.
Am 9. November 1918 proklamiert die ›Arbeiterpolitik« einen

-Aufruf an die Arbeiter und Soldaten Deutschlands-1, der mit folgen-
den Forderungen endet:

2 Gustav Badbruch: Der innere Weg. /1t1fl1',0 meines Lebens. ln: Gesamtaus-
gabe. Bd. 16. Heidelberg 1987. S. 274f
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»ln Anbetracht dieser Lage überhaupt, in Deutschland im beson-
deren, ergeben sich für das Proletariat folgende Gegenwarts-Forde-
rungen:

Zur Erzwingung und Übernahuıe der politischen Gewalt bilden
die Arbeiterrätc die Grundlage in Verbindung nıit den Soldaten-
räten. Ein aus dent Arbcitcrrat gewählter Aktionsausschuß tntıß
dtırch Unterkommissiouen sich der Ressorts der bislterigcn Verwal-
ttıngsbelıörden bemächtigen. Die Polizeitruppe muß sofort cntwalT-
net und aufgelöst werden.

1. Eine konıbiniertc Konınıission aus Arbeiter- tınd Soltlatenrat
zur Verteidigung der Revolution mtıß sofort zur Bildung einer roten
Garde schreiten. Offiziere, die durch ihreıı Rang ihre Klassenzuge-
lıörigkcit doktımentieren, finden in den Soldatenräten prinzipiell
keine Atıfnalımc.
2. Die ttnverziigliche Freilassung all derer, die für die Sache des

Prolctariats wegen Vergelıens gegen die Kricgsmaßnahmen in den
Geiiingnissen ttnd Zuclttltätıscrn, sei es in Selıutzlıaft oder in Straf-
haft, schmaclıten. Befreiung aller Soldaten, die wegen militärischer
tınd politischer Vergehen verurteilt sind. Aufhebung aller Be-
schränkungen, die aus politisclıen Gründen verhängt wurden.
- Atıflösttng jeglicher bürgerlicher Gerichte und die Ersetzung die-
ser durclı aus dem Volke gewählter Revolutionstribunale.

3. Abschaltung der Todesstrafe ttnd der Ztıchthausstrafe für poli-
tische tınd militärische Vergehen.
4. Die sofortige Aufhebung des llilfsdienstgesetzes, des Belage-

rungsatıfstandes usw.
5. Kontrolle der Lebensnıittelvcrteilung durch die Arbeiter.
6. Nationalisierung alles Groß- und Mittelgrundbcsiızes. Überga-

be der Leitung der Produktion an Delegierte der Landarbeiter tınd
Kleinbauern.

7. Nationalisierung des gesamten Bankkaμitals, der Bergwerke,
llütten, überhaupt jeglicher volkswirtschaftlich wichtiger Großbe-
triebe.
8. Annttllierung sämtlicher Kriegsanleihen von 1000 Mark auf-

wärts.

Arbeiter und Soldaten!

Der historische Augenblick ist da, an dem ihr euer Schicksal in
die eigene lland nehmen sollt Das morsche Gebäude der kapitali-
stiscltcn Gesellsclıalt kracht und wankt. Zeigt ettch tler Situation
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würdig. Seht auf eure Brüder in Rußland. liuhig, fest und ziel-
bewußt handeln. Kein Bündnis, kein Kompromiß!
Die gesamte politische und militärische Macht den Arbeiter- und

Soldatenräten sei die Parole. 'Fragt die Propaganda hinein in die
Städte, die noch zıırüekstehen. Unterstützt sie durch WalTen und
Munition. Den Frieden und mit ihm das Brot, das euch die Besit-
zenden nicht geben können, müßt ihr selbst jetzt holen fiir euch,
etıre Kinder und eure Brüder auf der ganzen Welt

Tod dem Kapitalismus! Hoch die kommunistische ltepublik!
Es lebe die Weltrevolutionl«

Den »Weg von der bürgerlichen Republik zur proletarischen lie-
voluLion«, so Johann Knielanı 7. Dezember 1918, verband die Grup-
pe der Bremer Linken mit dem ›ltul` nach der Einheitsorganisation«
und der Ablehnung des ›Fiihrertums«. Sie setzten auf die Spontani-
tät kommender Massenkämpfe und sprachen sich gegen jede Form
des demokratischen Zentralismus aus. intensives »Studium des So-
zialismus« bildete die Voraussetzung ilırer Arbeit.“ Früh wurden
diese Bremer Linken mit der Spartakusgruppe gleichgesetzt. Schon
am 4. Dezember 1918 warnte der Preußische Generalkonsul in Bre-
men den einstigen Leiter des Bremer Arbeitersekretariats ıınd jet-
zigen Reiclıskanzler, ›Seine Exzellenz l-lerrn Ebertız »Bremen gilt
im ganzen Ileieh Ftir die Hochburg und das Experimentierfeld der
Spartakusgruppe«. Wohl mit lteeht, denn die selıon immer streikhe-
reite Arlıeiterschalt der AG Weser hatte am 18. November 1918 eiııe
›Fabrikordnung« im Arbeiterrat beschlossen, die den 8-Stundentag
durchsetzte, Mindestlöhne festlegte und das Akkordverreehnungs-
system aulhob. Die Ausrufung der »Sozialistischen ltepublik Bre-
men- vom 10. Januar 1919 bildete den Höhepunkt dieser Entwick-
lung. Die moralische lligorosität der politischen Neuordnung ist
u.a. daran ablesbar, daß der Kommissar (Senator) l`iir Presse und
Propaganda, Alfred Faust, (USPD, später lleichstagsabgeordneter
der SPD, Chef der Bremer Volkszeitung vor 1955 und Presseehei des
Senats nach 1945) sein Amt niederlegte, weil er eine DilTamierung
der ermordeten Liebknecht und Luxemburg im Feuilleton der »We-
ser-Zeitung« übersehen hatte - eine mnverzeihliche Fahrlässig-
keit«, wie er am 17. Januar 1919 in einem unveröffentlichten Doku-
ment schrieb!

J Stehe ›Arbeiıaı'poliıU:« vom 17. Februar 19!7.
4 Das Dokument bgindeı sich im Besitz des Veıfassm.
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Die bewalTnete Niedersclılagung der Räterepublik bedeutete am

4-. Februar 1010 die erste große Niederlage des linken Fliigcls der
Bremer Arbeiterbewegung. Aber damit war deren liralt noch niclıt
gebrochen. Nach der Eroberung der Stadt durch Freikorps-'lrııppcn
und der Einsetzung einer sozialdemokratisclıcn lnterimsrcgicrung
bildeten USPD und KPD einen 21er Ausschuß, der aus Betriebs-
räten der Bremer Großbetriebe bestand. Dieser hatte am 5.
Streiks zur Freilassung der inhaftierten Mitglieder der Räteregie-
rııng in Gang gesetzt. Am 15. April rief der 21er-Ausschuß zu einem
Gencralstreik aııf, der das Ende des Bremer Belagerungszustands
und den Rücktritt der nach den Biirgerschaltswalılen gebildeten
Koalitionsregierung aus Bürgerlichen und Mehrheits-Sozialdenıo-
kratcn (MSPU) forderte. Nachdem der Streik auf der AG-Weser ein-
setzte, folgten auclı andere Betriebe. l)ennoclı mııßte dieser Streik
von 14000 Arbeitern anı 20. April ohne Ergelmis abgebrochen wer-
den, nicht 'zuletzt deshalb, weil das Bürgertum - Ärzte und Apo-
theker, Bäcker und Fleisclıer - einen Gegenstreik organisierten
(›Stacheldrahtostern-). Diese zweite Niederlage der Bremer Arbei-
tcrschaft innerhalb weniger Monate bedeutete, daß jede weitere po-
litische Perspektive einer Veränderung der politischen Maclıtver-
hältnisse in Bremen aufgegeben werden mußte.
Peter Weiss lıat den Folgen dieses Ereignisses im ersten Band der

›Ästheu`k des Widerstands« ein eindrucksvollcs Kapitel gewidmet.

›F`reı`lıeit und Sozialismus« - eine Forderung von 1918
und ihre Bedcutungfiir heute

Lenin machte den Erfolg der Russischen Revolution davon abhän-
gig, daß die starke Arbeiterbewegung in den lıochkapitalistisclıen
westeuropäischen Staaten den Schritt zur sozialistischen Umgestal-
tung wagtc. Bremens Vorreiterrolle hing ebenfalls davon ab, ob die
Arbeiter- und Soldatenrätc bereit waren, den Weg zur sozialisti-
selıen Repııblik zu gelıen. »Nationalversammlung oder Räteregie-
rung?« war nicht nur für Rosa Luxemburg damals die »Kardinal-
frage der Revolution-. Und sie fügte ilıren Überlegungen in der
»Roten Fahne« vom 17. Dezember 1018 hinzu: »Ein idyllischer Plan
dies: auf parlanıentarischenı Weg, durch einfachen Mchrheits-
bcschluß den Sozialismus zu verwirklichen! Schade, daß diese him-
melblaue Phantasie aus denı Wolkenltuckucksheiın nicht einnıal
nıit den gesehiclıtliclıen Erfahrungen der bürgcrliclıen Revolution,
geschweige mit der Eigenart der proletarisehen Revolution rech-
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net.«° Das bedeutete eine eindeutige Positionierung zu den Republi-
ken, die seit dem November 1018 in Deutschland verkündet worden
waren - zwei Monate vor der Ausrufung der Sozialistischen Repu-
blik Bremen.
Denn am 0. November 1018 wurden in Berlin zwei Republiken

ausgerufen: die »Freie Deutsche Republik« durch den Mehrheits-
sozialdemokraten Philipp Scheidemann und die »Freie Sozialisti-
sche Republik« durch Karl Liebknecht von der Spartakusgruppe.
Schon zwei Tage zuvor hatte der Pazilist Kurt Elsner von der USPD
den »Freistaat Bayern« verkündet und sich zum ersten Minister-
präsidenten der »Sozialistischen Republik Bayern« wählen lassen
- mit der Parole »Freiheit und Sozialismus«. Gegen die von der
Konterrevolution zu »Novembcrverbreclıerm dilfamicrten Anhän-
ger der schnell erstickten Novemberrevolution begann ein beispiel-
loser Kampf von rechts mit der Ermordung prominenter Sozia-
listen und Liberaler wie z. B. Kurt Elsner, Karl Liebknecht, Ro-
sa Luxemburg, Gustav Landauer, Mattlıias Erzberger und Walter
Ratlıenau. Die im Auftrag des Reichsjustizministers vorgelegte
Denkschrift von Emil Julius Gumbel über »Vier Jahre politischer
Mord« (1024-) ist nach wie vor ein eindrucksvolles und crschüttern-
des Dokııment zur Skrupellosigkeit der Verschwörer aus den Krei-
sen dcr deutschen nationalistischen Geheimbünde, Freikorps und
ihrer llelfcrshelfer in der Reichskanzlei.
Die »Revolutionäre wider Willen« (I-leinrich August Winkler) aus

den Kreisen der MSPD um Noske und Ebert traten diesen Kräften
nicht entgegen. Die Schwäche der Konkursverwaltcr des Obrig-
keitsstaats, die aus Angst vor dem Bolsehewismus notwendige ge-
sellschaftliche Strııkturreformen unterließen, nutzten die Gegner
jeder Demokratisienıng. Insofern ist die Zerstörung der Weimarer
Republik durch jene Faktoren und Widersprüche mitbestimmt, die
bei ihrer Gründung schon angelegt waren. Vor allem die fun-
damentale Schwäche der gespaltenen Arbeiterbewegung in der
Endphase der Weimarer Republik muß mit aus dem Scheitem der
Revolution von 1018/10 und der gleichzeitigen militärischen Unter-
drückung oppositioııeller .-'trbeitermassen durch die Führung der
Mehrheitssozialdemokratie erklärt werden. Eindrucksvoll ist dieser
Zusammenlıang nach dem Verbot der SPD im Juni 1953 von promi-
nenten sozialdemokratischen Politikem selbst aufgearbeitet wor-
den. So schreibt der einstige Finanzminister Rudolf Hilferding am

5 Rosa Lu.zenıburg.' Nationalversammlung oder Rdtereglcrung? ln: Gesam-
melle Werke. Bd. 4. Berlin 1974. S. 460.
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25. September 1955 an den Theoretiker der SPD, Karl Kautsky:
»Unsere Politik in Deutschland war seit 1925 siclıcr im Ganzen und
Großen durch die Situation erzwungen und konnte nicht viel an-
ders sein. In diesem Zeitpunkt hätte aııclı eine andere Politik kaum
ein anderes Resultat gehabt. Aber in der Zeit vor 1014- und crst recht
von 1018 bis zum Kapp-Putselı war die Politik plastisclı, und in die-
ser Zeit sind die schlimmsten Fehler gemacht worden«°.
Mit dieser Kritik an der Politik der SP1) stand I-lilfcrding keines-

falls allein. Der '/.usamnıcnbruch von Weimar zwang dessen Träger
zur selbstkritisclıen Besinnung auf die Entstehungsphase der Re-
publik und schiirhe den Blick für politische Fehllcistungen. lm
»Prager Manifest« von 1954- und in der 1955 vorgelegten Gesamtdar-
stellung der Weimarer Republik vom l-listoriker und einstigen KP-
Reiclıstagsabgeordneten Arthur Rosenberg sind wichtige Analysen
vorgenommen worden, die Alfred Döblin in seinem Erzählwcrk
»Noveıııber 1018. Eine deutsche Revolution« vcrdichtetc.
Dennoch überrascht, wie schwer sich die deutsche Geschichts-

schreibung nach wie vor tut mit der Politik ıınd Haltung der SPD
seit 1914. l)cnn vor dem Hintergrund der Mitverantwortung von
Ebert und Noske fiir die Massenmorde zwisclıen 1018 und 1920
konnte nur ein kompliziertes, gehroclıcnes Verhaltnis zur Revolu-
tion von 1918/10 entstehen. »Dic einen haben uns entrüstct vorge-
worfen, daß wir Sozialdemokraten eine Revolution, die anderen
ebenso entriistet, dafl wir keine Revolution gemacht hätten«,
schrieb der Syndikus des Deutschen .\/letallarbeitervcrbandes
vor 1955, Ernst Fracnkel, am 0. November 194-5 in der deutsch-
spracltigcn New Yorker »Neuen Volkszeitung-t, und er fügte hinzu:
»ln diesem Vorwurf spiegelt sich die Logik eines Umsturzes wieder,
der eine politisclıc Umwälzung herbeifülırtc, aber eine soziale Re-
volution vermicd. Und weil der 9. November somit eine halbe
Revolution war ..., ist uns 14 Jahre später eine ganze Niederlage
bereitet worden.«7
Die von der Führung der Mchrheitssozialdcmokratie eingeschla-

genc und mit der Übcrnahnıc der Regierungsmaclıt auch zu ver-
antwortcndc Politik der Konfrontation mit den Massenbewcgungcn
(Januar- und März-Kämpfe 1019 in Berlin, Zcrsclılagung der Räte-
republiken in Bremen und Bayern, der Miirzcrcignisse von 1920 inı
Ruhrgebiet oder der Arbeitcrrcgicrungen in Sachsen und Thürin-

6 ISG Nachlaß lfaulskjt DXH. 661. Ziliert nach Eberhard Kolb: D1'eArheı`l8J'-
rdte in der deutschen Innenpolitik 1918-1919. Frankfurt am Main 1978. S. 7.

7 Er'nstF`raen1ıel in: »Neue 1-blkszeiturtg' (New lbrk) vom 9. November 1945.



»REPUBLIK ISTSCHON VIEL, S02!/1LISMUSBl,ElBTD/ISZIELI-f I3

gen) mußte sehon deshalb scheitern, weil sie die neue llepublik in
ihrer demokratischen Struktur ungelcstigt ließ uııd sie gegenüber
allen licdrolıungen von rechts anfällig maclıte. Die mit einer sol-
chen Politik einher gehenden beträchtlichen Mitglieder- und Wäh-
lerverltıste schränkten die llanrlltıngsfreilıeit der Sozialdemokratie
entscheidend ein, zumal sie mit einer prinzipiellen Abwehrhaltung
gegenüber der KPD und der sozialistischen Linken - bei einer
gleichzeitigen grımdsiitzliclıcn Koalitionsbereitschalt bis ins Lager
der bürgerliclıen Rechten hinein - verbunden war.

1938 hat l-lcrbert Wehner (KPD) diesen Weg der deutschen Sozial-
demokratie als einen ›lrrweg« charakterisiert, »auf dem die Arbei-
terklasse von Anfang an den sclıweren Gefahren seitens der lleak-
tion ausgesetzt war. Der llückblick aul`den 9. November 1918 lehrt,
daß die Politik des Sozialdemokratismus (d.h. die Theorie und Pra-
xis der Arbeitsgemeinschaft mit der Bourgeoisie) die demokrati-
schen Errungenschaften gel`ahrdet und die Arbeiterklasse entwall-
net und die - in anderen Fomien - heute noclı den gemeinsamen
Kampf der Arbeiterklasse gegen den Faschismus hemmema.
Auch wenn Herbert Wehner zum 50. Jahrestag des 9. November

1918 als inzwischen prominenter Sozialdemokrat zu einer anderen
Interpretation jener »fundamentalen Schwächen und Fehler der so-
zialdemokratischen und anderer demokratischer Kralle jener Zeil«
kam tınd dabei zu lleeht auf Fehlentscheidungen der KPD verweist,
so bleibt nieht nur für ihn nach wie vor die Frage zu klären, ›wel-
cher Gewinn Deutschland und unserem detıtsclıen Volk durch die-
se Partei entstanden wäre, wenn dic SPD ihre Entwicklung unter
anderen Bedingungen, die mit dem Datum des 9. November 1918
verknüph sind, hätte nehmen können.«°
Auch Fir die liberalen Vertreter der Weimarer DDP gab der

9. November 1918 immer wieder Anlaß zum Nachdenken über die
deutsche Geschichte. Für den Chefredakteur des »Berliner Tage-
blatts«, Theodor Wolll, war der 0. November 1918 »die größte aller
llevolutionenı, die »wie ein plötzlich losbreehender Sturmwind das
kaiserliclıe Regime mit allem, was oben und unten dazu gehörte,
gestürzt hat« Und: »Man kann sie die größte aller llevolutionen
nennen, weil niemals eine so festgebaute, mit so soliden Mauem
umgebene Bastille so in einem Anlauf genommen worden ist«'°.

8 Herbert Wehner: Wandel und Bewährung. Frank/'url am Main 1981. S. NL
9 Ebenda. S. 396.
I0 Theodor Woffl? Die Wiüıelminísche Epoche. Hrsg. von Bernd Sósemamı.

Franlçfurt amMain 1989. S. I6 7.
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Auf jeden Fall begünstigte eine solche Politik die reclıtsradikale
und ultrakonseıvative Anhängerschaft. Den 9. November 1918
rückgängig zu machen, war von Anfang an das erklärte Ziel der
Nationalsozialisten. Das Werk jener »Novembervcrbreclıen die 1918
das deııtsche lleer erdolcht hatten-, war für llitler das Werk des
Kommunismus, Sozialismus tınd Liberalismus. Mit der ßolsclıe-
wismtıs-liıırclıt besaßen die Nazis ein wirkııngsvollcs Instrument,
das ebenso gegen die politisch gespaltene Linke wie gegen den
Linkslibcralismus eingesetzt werden konnte. Und weil die »Novem-
berverbrecher« zugleich als Handlanger der Juden galten, ver-
knüpflen die Nazis deıı Antikonımıınismus mit dem Antisemitis-
mus. So ist es sicher kein Zufall, das llitlcr am 9. November 1925
gegen die Republik marschierte ıınd dabei Erich LudentlorlT als
Mitstreiter gewann. Auch am 9. November 1938 mtıßten die »Juden
als Vorposten für die ßolschewisicrung« herhalten.
Naclı der 'Lerselılagung der Arbeiterbewegung begann die Ent-

reelıttıng, Ausbiirgerung und baldige Vernichtung der Jtıden.
Deutschland ohne Sozialisten, Kommunisten, Liberale und Juden
- das hieß, den 9. November 1918 ungesclıchen machen.
Wer das Unfaßbare erklären will, nıuß mit den Gedenktagen zum

9. November nicht nur Geschichte in Erinnerung rufen. Es gilt vor
allem auch, unseren lllick für gegenwärtige gesellsehanliebe Um-
brüclıe und deren Folgen zu schärfen. Das heißt auch, sich am
9. November jenen 9. Novembers zu erinnern, der vor dreizehn .lah-
ren für allztı viele eine Welt zusammenbrechen ließ. Denn mit der
sogenannten friedlichen Revolution vonı 9.November 1989 ver-
knüpfen sich Fehlentwieklungen des Sozialismus, die auf den
9. Novenıbcr 1918 ıuıd den 4. Februar 1919 zurückverweisen, vor
allenı aber auch auf die Russisclıe Revolution von 1917. Warum
wtırdcn die bald nach 1917 einsetzenden Kritikansätze an Fehlent-
wicklungen eines strukturell defornıicrten Sozialismus so selınell
unterdrückt? Und warunı erklären so viele naclı 1989 das well-
historische »Projekt Sozialismus« für beendel¬ nur weil der »reale
Sozialismus« nach dem Sclıeitern der DDR tınd der UdSSR in einer
tödlichen Krise steckt? Rcstbestände in Kuba, China und anderswo
vermitteln wenig lloffnııng. Viele ziehen gar aus dieser Entwick-
lung den voreiligen Schluß, daß die »freie Marktwirtschaft« die
beste aller Welten verkörpere und deshalb die Überwindung des
privatkapitalistischen Systems niclıt mehr geboten sei. Zahlreiche
Sozialdemokraten und Gewerksclıaller unterliegen neben Alt-Acht-
undseclızigem und Grünen der Dynamik des 'l`urbo-Kapitalismus.
Die »demokratische Ermächtigung- einer solchen Politik basiert
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auf einem (Wieder)Vereinigungs-Patriotismus, dessen Freude auf
die deutsch-deutsche Elefantenhochzeit alle sozialen Errungen-
schaflen plattwalzte und das eingeklagte Recht auf Arbeit »unseren
Brüdern und Schwestern in der Zone« ebenso verweigerte wie die
Anerkennung des von der Volkskammer der DDR verabsclıiedcten
Gewerkschallsgesetzes mit dem ausdrücklichen Verbot der Aus-
sperrung.
Damit wurden zugleielı alle Reformversuche zum Scheitern er-

klärt, mit überkommcnen Strukturen des Stalinisnıus inhaltlich
atıfzuräumen und die übersprungene Entwicklungsphase der par-
lamenıariselıen Demokratie nachzııholen. Vielen sclıeint nichts an-
deres übrig geblieben zu sein, als auf die Kräfte einer kapitali-
stischen Modernisierung zu setzen, deren moderateste Variante
noch die schrittweise Sozialdemokratisicrung des Landes darstellt
(Marktwirtschall + Sozialstaatspostulat). Auclı diese Sozialsanitä-
ter am Krankenbett des Sozialismus und Kapitalismus sprechen
nur noch von Modcrnisierungspolitik, niclıt mehr vom demokrati-
schen Sozialismus. Die Gegner im liberal-konservativen Lager ma-
chen gar die Einführung der »freien Marktwirtsehah ohne wenn
und aber« zur Voraussetzung jeder Unterstützung.
Das Projekt der Moderne, der Sozialismus, hat sich für diese

Gruppe erledigt.
Zunehmetıde Ratlosigkeit und Verunsicherung erschweren zu-

gleich alle Versuehe, diese Strukturkrise zu erklären und stalinisti-
sche liehlentwicklungen genauer zu beschreiben. Das stärkt zu-
gleich die NS-Entsorger auf der Rechten, die den Archipel Gulag
für ursprünglicher erklären als Auschwitz (Ernst Nolte) und Stalin
für alles vcrantwortliclı machen - auch für llitler-Deutsclıland, wie
dies atıeh im »Schwarzbuch des Kommunismus« geschieht.
Wenn aber mit Karl Man: alle bisherige Geschichte nur die Vor-

bereitungsgeschichte der wirklichen Geschichte der Menschheit
ist, so muß nıan wenigsten fragen diirfen, ob die Etappe des struk-
turell deformierten Sozialismus überhaupt der Vorgeschichte des
Sozialismus angehört. Die Konu'overse zwischen Ernst Bloch und
Georg Lukács hatte diese Frage schon in den zwanziger Jahren
zum Ausgangspunkt einer Erneuerungsdiskussion werden lassen.
Dagegen könnte die netı zu entwickelnde sozialistische Bewegung
in den hochentwiekelten lndusuieländern des Westens heute die
Vorbereitungsphase überspringen, weil die Verwirklichung des ln-
dividtıums in der kollektiven Gesellschaft sich ohne Schwierig-
keiten mit den besten Traditionen der bürgerlichen Demokratie
verknüpfen läßt - im Übergang zur wirklichen Geschichte des
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Sozialismus; im Sinne der Parole von Rosa Luxemburg: »keine De-
mokratie ohne Sozialismus, kein Sozialismus ohne Demokratie!-=
Die Verbintltıng der besten Erbtcile der beiden großen Revolutionen
der Nctızcit, der Französischen und Russischen, mit dcn republika-
nischen Freilıeiten und sozialen Errungenschaften führte gerade
nach dem November 1918 die demokratischen Kräfte in Deııtsch-
land für kurze Zeit unter der USPD-l'arole »Freiheit tınd Sozialis-
mus« zusammen. Und es ist sicher kein Zufall, daß die KPD in ih-
rem Aufruf vom Juni 1945 verkündete, nach denı Sieg über den
Faschismus sei erst einmal die bürgerliclıc Revolution von 1848 in
Deutschland zu vollenden. Kurı.uın: ln der lıcutigen Doppeltleutig-
keit tler lıistorischcn Sitııation bleibt es trotz alledem eine Atıfgabe
der demokratischen Krälle, jenes Fernrohr anzulegen, das mit
Ernst Bloch »notwendig ist, um den wirklichen Stern der Erde zıı
sehen«
Nach Ernst Bloch heißt dieses Fernrohr: »Konkrete Utopie-. Wäre

es nicht heute eine lolınenswerte Aufgabe, jene Utopie für das
21. .lalırlıundert zu entwerfen, die das Projekt des »gemeinsamen
Haııses Europa« realisieren hilh, wozu im Verständnis von Thomas
Mann das geläuterte euroııäischc Deutschland als Baumeister ge-
hört, ein föderatives, soziales tınd demokratisches Deutschland, das
jenes Dach konstruieren hilft, von dessen First die 'lrikolore und
die Rote Fahne wehen?
Für zahlreiche Repräsentanten des deutschen Widerstands war

und blieb eine solclıe Utopie Ausgangspunkt des llandelns - trotz
aller Niederlagen. Kurz vor seinem Tode schrieb mir der unabhän-
gige llistorikcr Walter Grab aus Tel-Aviv über die Folgen des Schei-
terns der Rcvoltıtion von 1848: »Wäre sie geglückt, so hätte es kei-
nen Bismarck, keine fünf Angriffskricge von 1864-, 1866, 1870, 1914
und 1959, keine Nazilıerrschaft und keinen Judenmord gegeben.
So weit iclt sclıe, hat kein deutscher Ilistoriker diese Erkenntnisse
im Zusammenhang nıit der 150. Wiederkehr der 1848er Revolution
dargestellt.-
Die Vollendung der bürgerlichen Revolution von 1789 und 1848

durch eine sozialistiselıc Umgestaltung von Wirtschah und Gesell-
schaft, das war und bleibt ein politisches Ziel. Diese Aufgabe kann
jedoch nur dıırclı Überzeugungsarbeit erreicht werden, kann nur
ein Akt demokratischer Willensbildung sein. Auch hier folgen wir
den Prinzipien Rosa Luxemburgs.
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Kritische Selbsıübcrprüfung und Eigeninitiative
als Ausgangspunkt der Erneuerung

ln Anlehnung an Rosa Luxemburg war tınd bleibt auch unter er-
sclıwertcn Bedingungen die fundamentale Selbstiiberpriiftıng der
Organisationen der Arbeiterbewegung Ausgangspunkt der Arbeit
ln der systematischen Unterdrückung der Eigeninitiativcn sahen
sclıon die »Rätebildner-= nach 1918 eine wesentliche Ursache für die
Niederlage im Kampf tım eine sozialistische Umgestaltung tler Ge-
sellschaft Hier gilt es anzuknüpfen, antikapitalistisclıe Strategien
für heute zu entwerfen tınd in der Bildungsarbeit wieder eigenver-
antwortliche Tätigkeit tınd Selbstbestimmung einzttüben. Ntır so
läßt siclı eine soziale Demokratie von unten erreiclıen. I-lat jedoch
ein solcher Ansatz angesichts des »Strukturkonservativismus« in
der deutschen Arbeiterbewegung überhaupt eine Chance reali-
siert? lst man in den Fülırungsetagen bereit, über notwendige Ver-
änderungen nachzudenken? Der völlig zu Unrecht in Deutschland
vergessene Sozialist und Pazilist Tlıeodor Lessing lıat zu den »kon-
servativen Tendenzen» in der Arbeiterbewegung schon 1930 be-
merkt: »Fortschritt ist die Funktion der gefährdeten Minderheit.
Das ist das Gesetz der Notwendigkeit, die im wörtliclıen Sinne im-
mer Wende einer Not ist fruchtbar wird immer nur die Not. Dar-
um sagt Marx gelegentlielı mit Spott auf die eigene Partei: ›Wenn
der Arbeiter auch nur ein Sparkassenbuch besitzt, dann ist er ftir
die Revolution brauchbar.< Wir dürfen also durchaus niclıt die ge-
genwärtige sozialdemokratische Partei mit Sozialismus gleich-
setzen. Ja, wir dürfen nicht einmal voraussetzen, daß Sozialdemo-
kratie identisclı sei mit dem Proletariat.«"
Fünfzig bzw. sechzig Jahre nach Rosa Luxembıug und faßt Peter

Weiss noch einmal seine Reflexionen über die Opfer des Stalinis-
mus und die Widersprüche im sowjetkommunistischen Lager als
Folge des Spanischen Bürgerkrieges, der Moskauer Prozesse und
des llitler-Stalin-Paktes zusammen: »Die Forderung kam auf uns
zıı: zu unterscheiden zwischen den Morden der Faschisten und den
Morden, die auf unsrer Seite begangen wurden. Hinter den faschi-
stischen Morden sahen wir ein für immer mörderisches System, in
dem es nur einen einzigen Änderungsversuch gab, welcher nicht
aussichtslos war: der AngrilT mit dem Ziel der völligen Vernichtung.
Die Verbrechen im Namen des Kommunismus, so ungeheuerlich

H Theodor Lessing: Ausgewählte Schriften. Hrsg. von Jörg Wollenberg.
Bd. 2. Bremen 1997. S. U0.
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sie auch waren, ließen sich zurüekfülıren auf lıistorisclı bedingte
Deformationen: Sie konnten, aııf dem Wege der Vcrnunh, zu einer
Klärung gebracht werden. Während der Faschismus für immer ver-
dammt werden nıußte, waren im Kommunismus die Ausartungen
unterm Druck einer kollektiven Paranoia zu verıırteilen, doelı wir
konnten uns eine Zeit vorstellen, in der die Dcspotie ausgeınerzt,
die lilcikammern geölTnet, die Ilintergriinde der llnmenschlichkeit
dargelegt, die Opfer rehabilitiert sein würden: Dafür kâimplten wir.
Manchmal aber liirchteten wir, daß alles schon allzıı sclır vom
Wahnsinn zcrfressen und vervvildert war, als daß es noch ein objek-
tives Denken, ein Eingreifen in die eigene Geschichte geben könn-
te. Wir waren sclıreeltlieh bedroht. Wir mußten uns noelı einmal
entscheiden. Zwischen zwei Sehreckliehkeiten zogen wir die eine
vor, die vielleicht noch einen Ausweg, eine Möglichkeit zur Ver-
besserung enthielt. Starr vor Schrecken mußten wir unsre Wahl
treffen - doclı iclı verstand l-lodann, der sich von dieser Partei ab-
wandte.« Max Hodann, Arzt und Sexualpâidagoge, gehörte zu den
Griiııdern des ›ltulturbundes« in Stockholm, einer Eiıılıeilsorgani-
sation. Naeh erneut wieder aulflammcuden Kontroversen verließ er
noch 1945 die KPD ıınd ging zur SPI). Diese letzte Notiz von Peter
Weiss, aus Anlaß des Absclılıısses der »Ästhetik des Widerstands- in
den =›Notizbi'ıclıern« festgehalten)-'2 erinnert uns zugleich an den
Anfang dieses .lahrlııındertwerkes Ilier versamıııeln sich die Wi-
derstandskämpfer der »Roten ltapelle« vor dem Pergamon-Altar in
Berlin. Anschließend werden die Ereignisse des 4. Februar 1919
dargestellt, dic in Bremen zur Zerschlagung der ltätcrepublik fiih-
ren. Wie kann nıan danaclı noch Sozialdemokrat sein, fragt der
Solın (Peter Weiss) seinen Vater, der der Partei treu bleibt: 'l`rotz
alledem!
Siclı mit diesen Ereignissen kritisch auseinandersetzen, muß

naclı dem ›Gesclıichtsbruclı« von 1989/90 nielıt heißen, den Sozia-
lismus insgesanıt aııf den Müllhaufen der Geschichte zu werfen.
Erinnerung, die die Frage nach den Opfern des Paschisnnıs ıınd
Stalinismus nicht ausklanımert, bedeutet für Peter Weiss keines-
falls, die Utopie Sozialismus aufzugeben. Der »russische Soııder-
fall« - die ›allmáiehtige llegierungsmaschine des alle Seiten dieser
Gesellschaft behcrrsclıcııden Zwanges« (August Thalhcimer) - ist
zu überwinden »und statt dessen das freiwillige von der Selbstdiszi-
plin geleitete zur selbstverståindliehen Gewohnheit gewordene und
bewııßte kollektive llandeln-= zu fórdem. Aus der dialektischen lle-

I2 Peter l'Veı'ss: Nozizbücher. Bd. 2. Franirfurt amMain 1981 S. 723.
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griffsfassung »eines Anfanges des Sozialismus-, in dem der »Wider-
spruclı des Ausgangspunktes-=, aber auch des »noch nicht Erreicht-
habens dcs Endpunktes« enthalten ist, ergibt sich die Aufgabe,
»nieht fortzusetzen, wo die Bussen aufgehört haben, sondern neu
anzufangen-, schreibt August Tlıallıcimer, Mitbegründer der KPD
und der KPD(O), nach 1946 aus dem kubanischen Exil. Und der
Autor der vierzigbändigen »Geschichte der Lage der Arbeiter tıntcr
dem Kapitalismus-, der Altkoınnıtınist Jürgen Kuczynslti, machte
in seinem 90. Lebensjahr nicht nur den Bremer Metallarbeitern
und Metallarbeiterinncn Mut für einen solchen Neuanfang. Wie Pe-
ter Weiss ließ er sich - trotz Trauer, Schmerz ıınd Enttäuschung -
die »Vorfreude auf eine neue Wende« nicht nehmen. Denn wer kei-
nen Mut zum Träumen hat, der hat auch keine Kraft zum Erkennen
und Kämpfen (im Septenıber 1994 inı Kultursaal der Arbeiterkam-
mer Brenıen). Und auch das ist kein Zufall: Kuczynski wurde am
141. Jahrestag des Bastille~Sturms vom 14. Juli 1'789 KPD-Mitglied.
Zu diesem Zeitpunkt gehörten enge politische Freunde flosa Lu-
xcmlıurgs zu denjenigen, die nach ihrem Austritt oder Bausschmiß
aus der KPD um Paul Levi den linken Flügel der SPD repräsentier-
ten, bevor sie zur SAP oder KPD(O) gingen. Sie salıen ihre Aufgabe
darin, die 'Irtkolore mit der Boten Fahne zu verbinden. Sie hielten
an der Aul`l`assung fest, daß es keinen Sozialismus ohne Demokratie
und keine Demokratie ohne Sozialismus geben könne. So gesehen
waren sie »Luxemburgisten«, die betonten, daß ein Sozialismus
ohne bürgerliche Freiheiten nur zu einer Entartungsform des So-
zialismus ftihren könne. Dabei konnten sie sich auf Bosa Luxem-
bıırgs »Russische Revolution« berufen. Und es ist ftir die politische
Biographie dieser Gruppe zweifelsohne von Bedeutung, daß sie den
einstigen Repräsentanten der Bremer Linken, Mitbegründer der
KPD und der KPD(O), Paul Frölich, veranlaßten, 1937 die »Bus-
sisehc ltevolution« mit bis dahin unterdrüekten Passagen für den
»Neuen Weg« herauszugeben.
An dieser von Paul Levi erstmals im November 1921 posthum

verölTentlichten Arbeit Bosa Luxemburgs schieden sich die Gei-
ster; denn llosa Luxemburg lıatte sehon 1918 aus der Gelängniszelle
heraus Entartungsformen eines von oben verordneten Sozialis-
mus kritisiert und für eine autonome Gestaltung des Demokrati-
sierungsprozcsses von unten plädiert: »Ohne allgemeine Wahlen,
ungelıemmte Presse- und Versammlungsfreiheit, freien Meinungs-
kampf erstirbt das Leben in jeder ölfentlichcn Institution, wird zum
Scheinleben, in der die Bürokratie allein das tätige Element bleibt!«
Und an den linken Band dieser Passage schrieb llosa Luxemburg
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1918 jene berühmte Bemerkııng, die die Erinnerung an sie bis heute
bewahrt: »Freiheit nur für die Anhänger der Begierung, nur für
Mitglieder einer Partei - mögen sie noclı so zalılreich sein - ist
keine Freiheit. Freiheit ist immer Freiheit der Andersdcnkendcn.
Nicht wegen des Fanatismus der ›Gerechtigkeit<, soııdcrn weil all
das belebendc, heilsame und reinigende der politischen Freiheit an
diesem Wege hängt tınd seine Wirkung versagt, wenn die Freilıeit
zum Privilegium wirds“
Die Bcformkonımunistcn und Linkssozialisten um Paul Frölich,

Erwin Ackerknecht und Walter Fabian zählten noclı im Februar
1956 zu den Bepräsentanten der SAP-Auslandsleitung, die den pro-
grammatisclıen Aufruf des »Atıssclııısses zur Vorbcreitııng einer
deutschen Volksfront-=: »Bildet die Deutsclıe Volksfronti Für Frie-
den, Freiheit und Brotl« vorbereiteten. l)em engeren Vorstand die-
ses »Lntetia-Kreises-= gehörten neben Walter Fabian (SAP) Willi
Münzenbcrg und Herbert Wehner für die KPD, Max Braun und Ge-
org Decker für die SPD, zunächst auch Leopold Schwarzsehild und
Georg Bcrnlıard (Bürgerliche) wie atıch Kurt Glaser für die llevolu-
tionären Sozialisten Deutschlands (BSl)) an. Die unterschiedlichen
Einschätzungen zu den Moskauer Prozessen und dem Spanischen
Bürgerkrieg fiihrten bald zum Bruclı der Volksfront. lnnerlıalb der
SAPD-Auslandsleitnng ktılminierten z. B. die unterschiedlichen
Einschätzungen zur Politik Stalins und zu den Moskauer Prozessen
im Februar 1957 in dem Ausschluß der Gruppe Fabian-Acker
knecht-l-`rülich aus der SAPD (mit 29 gegen 27 Stimmen). Die Aus-
gcgrenzten gründeten im März 1957 die Gruppe »Neuer Weg-. Ins
Abseits gedrängt, entfalteten sie eine rege publizistisehe Tätigkeit,
die in der llerausgabe der liussisclien Revolution einen programnıa-
tischen llöhcpıınkt fand.
Für die in langen Zeiträumen denkenden linken Bepräsentanten

der Arbeiterbewegung nnıß der Zusammenbruch des »real existie-
renden Sozialismus« keinesfalls das Ende eines belıarrlichen
Kampfes für den Sozialismus bedeuten. Es war das Ende der Spiel-
art eines von oben verordneten Weges zum Sozialismus, den man
nicht besonders schätzten mußte, den es dennoch zu verteidigen
galt, wenn er bedroht wurde. Der von Bosa Luxemburg beschriebe-
ne und gelebte Sozialismus wartet immer noch darauf, verwirklicht
zu werden. Um so mehr, wenn wir bereit sind, »wenigstens aus
eigenen Fehlern zu lernen« (Bosa Luxemburg) und die gescheiter-

13 Rosa Lusremburgr Zur russılschen Revolution. In: Gesammelte Werke.
Bd. 4. S. 359.
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ten sozialistischen Bepubliken in Bremen, München und Berlin als
Lernfeld für mehr soziale und industrielle Demokratie zu erinnern.
Denn, um die Überlegungen von Gustav Badbruch noch einmal
aufzugreifen: »Bepublik ist schon viel. Sozialismus bleibt das Zieh.
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Der Erste Weltkrieg, die Novemberrevolution 1918/19 und die ihr
folgende. nachrevolııtionäre Krise hatten in Deutschland und vor
allem in der deutschen Arbeiterbewegung zunächst zu einer deut-
lichen Dilferenzierung der politischen Krähe geführt. Sichtbarer
Ausdruck dessen war die Spaltung der SPD im Frühjahr 1917 und
die damit verbundene Entstehung der Unabhängigen Sozialdemo-
kratischen Partei Deutsclılands (USPD) sowie der Gründung der
KPD um die Jalıreswende 1918/19. Als sich Anfang 1920 von der
KPD dann noch die Kommunistische Arbeiterpartci Deutschland
(KAPD) abspaltctc, gab es in Deutschland vier Arbeiterparteien. lnı
Zusammenlıang mit den revolutionären Kämpfen in den Jahren
1918 bis 1925 setzte aber als gegenläufıge Tendenz auch ein Prozeß
der Polarisierung und schließlielı Konsolidierung der politischen
Kräfte ein, als deren Ergebnis sich die beiden llauptströmungen
der deutschen Arbeiterbewegung, die sozialdemokratische und die
kommunistische, herausbildeten. Die wichtigsten Etappen auf die-
sem Wege waren dcr unter dem maßgeblichen Einfluß der Kommu-
nistischen lntemationale vollzogene Zusammenschluß des linken
Flügels der USPD nıit der KPD im Dezember 1920 und die Vereini-
gung der übrigen USPD mit der SPD im September 1922. Die KAPD
hatte ihre Vitalität bereits am Ende des Jahres 1922 wieder ver-
braucht und war als politischer Faktor bedeutungslos geworden.
Obwohl die Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung wäh-

rend der Weimarer Bepublik vom Dualismus der sozialdemokra-
tischen und kommunistischen Partei und deren Politik bestimmt
wurde, vermoclıte es keine der beiden Parteien, alle in ihrem Um-
feld agierenden Kräfle und Organisationen der Arbeiterklasse an
siclı zu ziehen. Während der gesamten Zeit der Weimarer Bepublik
gab es kleine, aber politisch oft sehr aktive Parteien und Organisa-
tionen. Die bekanntesten waren zweifellos die Kommunistischen
Partei Deutsclılands-Opposition (KPD(0)) und die Sozialistische
Arbeiterpartci (SAP). Dazu gehörten auch zwei Nachfolgeorgani-
sationen der USPD: die USPD und der Sozialistische Bund. Beide
standen zwischen der SPD und der KPD, grenzten sich deutlich von
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ihnen ab und erhoben den Anspruch, als einigende Krall für das
gesamte deutsche Proletariat wirken zu wollen.
Schon im Vorl`eld der Vereinigung von SPD tınd USPD zeiclınete

sich ab, daß durchaus nicht alle USPD-Mitglieder - darıınter be-
kannte Funktionäre wie Georg Ledebour und Kurt liosenleld oder
pronıinente Persönlichkeiten wie 'Theodor Liebknccht - bereit wa-
ren, der SPD wieder beizutreten. So lagen den 192 Delegierten des
vom 17. bis 20. September 1922 in Gera tagenden USPD-Parteitages
vier unterschiedliche liesolutionen zunı wiclıtigsten Tagesord-
nungspunkt, die Einigung des Proletariats, vor. Dabei war aller-
dings den Delegierten von vornherein klar, daß es sich nicht um
eine Einigung des Proletarials, sondern lediglich um den Zusam-
nıensclılull von SPI) und USPD handeln sollte. Die KPD war von
der überwiegenden ı\1ehrheit der USPD-Funktionäre als Paruıer
für einen Z.usaınmenschIuß des Pnoletariats längst detıtlich aus-
gegrenzt worden.
Eine der llesolutioncn brachten Georg bedebour, Kurt liosenleld,

Theodor Liebkneeht und Gerhard Obuelı ein. Sie ging davon aus,
daß das Ziel der USPD »die Umgestaltung der kapitalistischen in
die sozialistische Gesellselıalisordntıng« ist. Als motxvendige Vor-
bedingung zur Erreichung dieses Zieles« wurde »die Einigung des
klassenhewullten Proletariats für den revolutionären Klassen-
kampf« angesehen. Die »jetzt beantragte einseitige Verschmelzung
unserer Partei mit der SPD« sei »weit entfernt, diesen ıınılassenden
Einigııngsprozeß zu Fordern-, denn die SPD hätte ›in der Vergan-
genheit die iınpcrialistische liriegspolitik unterstützt und die pro-
letariselıe Revolution verraten-=. Sie verlıarre »heute noelı auf dem
Boden der Koalition mit biirgerlichen Parteien« tınd versage daher
»im Kampf gegen die lleaktion und Verelentlung« Die Verfasser der
Resolution beliirclııeten, daß die »organisatorischen Vereinbarun-
gen, aul` Grund derer die Vereinigung von SPD uııd USPD durch-
gefülırt werden soll,« zeigen, ›daß es sich in Wirklichkeit gar nielıt
ıım ein Aufgeben dieser Parteien in einer neuen Partei handelt,
sondern um einen Übertritt der USPD in die SPD, noch dazu ohne
Sicherung Ftir die I-`reilıeit der Nleintıııgsäußerungen und für die
Durchführung des Willens der Parteigenossensehalien.-= Die Frei-
lıeit der Meinungsäußerung in und vor allem außerhalb der Partei,
die der Opposition von der Mehrheit im Zusammenhang mit der
Burglriedenspolitik in den Jahren 1914 bis 1917 verweigert werden
war, hatte sich aber Ftir Ledehour und seine Gelährten im April 1917
als einer der entscheidenden Gründe für die Trennung von der
SPD erwiesen. Wenn das auch jetzt noch nicht gewährleistet war,
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gab es für sie nur die Konsequenz, ›die USPD als selbständige Par-
tei des revolutionären proletariselıen Klassenkampfes aufrecht-
zuerhalten-='. Ledehour ließ auch keinen Zweifel daran, daß es für
ihn persönlich unmöglich war, jemals wieder mit Sozialdemokra-
ten wic Ebert, Scheidemann oder Wels in einer Partei zusanımen-
zuarbeiten. Für ihn waren sie die Verräter an der llevolution, mit
denen man keine Kompromisse schließen konnte. So bezeichnete
er in seinem Korrelerat den Zusammenschluß mit der SPD als
›Bruch mit der revolutionären Vergangenheit und Selbstmord
dcr USPD«9. Den Belürwortern der Vereinigung warf er vor, keine
revolutionären Sozialisten mehr zu sein. Ledehour verloclıt zu die-
sem Zeitpunkt die Konzeption, alle revolutionären llrälte des Pro-
letariats zusanımenzulasscn tınd bei einer Einigung auch die Mit-
glieder der KPD einzubeziehen. Das war jedoclı 1922 keine von
den llealitäten ausgehende Politik mehr. Der Polarisierungs- und
Konsolidierungsprozcß bei Sozialdemokraten und Kommunisten
war bereits so weit vorangesehritten, daß eine Einigung aut' lan-
ge Sieht als ausgeschlossen betrachtet werden mußte. Obwohl l`iir
die Resolution Ledcbotırs, ßoscnfelds, Lieblcneclıts und Obuclıs
nur 7 Delegierte votierten, waren die Stimmen gegen die Ver-
einigung tınd vor allem das 'Iempo bei ihrer Durchführung unüber-
hörhar. So erklärte llobert Dißmann, daß er wie viele andere nur
»mit starker Überwindung den Vereinigungsprozeßå mitmachen
könne.
Fritz Zuheil war ›entsetzt über die Einheitsrede« des USPD-

Parteivorsitzenden Artur Crispien, der von einer Vereinigung um
jeden Preis ausgegangen war. Auch er sah darin die Gefahr einer
Selbstaulgabc der USPD. Zubeil erkannte aber, daß die Mehrheit
der USPD-Mitglieder für die Vereinigung war. »Das Rad ist im
Rollen. Niemand ist heute noch in der Lage, es zum Stillstand zu
bringen. lšlıer geht es über tıns hinwegä, war seine Devise. Von
diesem Gesichtspunkt ließ sich letztlich auch Kurt liosenfeld leiten,
als er sich trotz schwerer ßedenken entschloß, mit in die Vereinigte
Sozialdemokratische Partei zu gehen. Damit hatte die kleine Grup-
pe um Ledcbour und Theodor Liebknecht, welche die USPD ıınter
allen Umständen als eigenständige Partei weiterführen wollte, eine
bekannte Führerpersönliclıkeit verloren, Theodor Liehknecht gab
am Ende des Parteitages, der gegen 9 Stimmen die Vereinigung mit

I Protokoll der sozialdemokratischen Parıcítagc in Augsburg, Gem und
Nürnberg. Berlin 1922. S. 130.
2 Ebenda. S. 146. 3 Ebenda. S. 158.
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der SPD beschloß, im Namen von 7 Delegierten folgende Erklärung
ab: »Der Zıısanımenschltıß mit der sozialdemokratischen Partei be-
deutet dic Preisgabe des revolutionären Klassenkampfes. Die Mehr-
heit des Parteitages, die nıit der sozialdemokratisclıcn Partei zur
Bildung einer neuen Partei schreitet, ist in Zukunft an Beschlüsse
gebunden, die von den bisherigen Grundsätzen der Partei nicht
getragen sind. Denıgegcnüber lıalten wir fest an unseren Grund-
sätzen und unserer Selbständigkeit und fordern die Genossen auf,
der fortbestelıenden Unabhängigen Sozialdemokratisclıen Partei
die 'l`rcue zu bewalıren.«°
Obwohl es naclı dem Vercinigungsparteitag von Nürnberg völlig

aussiclıtslos geworden war, die niclıt zur VSPD gegangenen Mit-
glieder weiterhin zu, einer cinllußreichcn Partei zusanımenzufas-
sen und die USPI) wie bisher weiterzul`ühren, ließen siclı die Un-
entwegten uın Georg Lcdebeur und 'l'lıeodor Liebkneeht nicht
entnııttigen. Am 4. Oktober 1922 traten sie nıit einem neuen Pub-
likationsorgan, dem »Klasscnkampf«, Organ der Unabhängigen So-
zialdemokratischen Partei Deutschlands,° an die Öffentlichkeit.
Darin wurde zıınächst noch einmal hervorgehoben, daß der Zu-
sammenschluß von SPI) und USPD nicht die Einigung des deut-
selıen Proletariats sein konnte. »Was alle klassenbewußten Proleta-
rier in Walırheit anstreben-, hieß es weiter, »ist die Einigung der
gesamten proletarischen Organisationen für den revolutionären
Endkampf zur Eroberung der politischen Macht« Die Verfasser des
Aufrufs befürchteten, daß mit dem Verschwinden der USPD der
ßruderkampf zwischen den beiden großen Arbeiterparteien schär-
fer emporlohen würde als je zuvor. Um das unter allen Umständen
zu verhindern, sei die kleine Minderheit, welche die Vereinigung
von Nürnberg nicht mitgemacht habe, zusammcngekomrnen und
habe einstimmig beschlossen, »die USPD aufrecht zu erltaltett-1".
Am Schluß des Aufrufs wıırde die provisorische Partcileitung

vorgestellt. Als Vorsitzende fungierten Georg Ledebour, der auch
lleratısgebcr des »Klasseııltanıpfs-= war, und Theodor Licbknecht,
ßeisilzcr waren Gustav Laukant, Franz Salzbrunıı und Elsa Wieg-
maun. Sclıon im Parteirat tauchten bisher weniger bekannte USPD-
Mitglieder auf, ledigliclı Gerhard Obuch und Maria Reichheim ge-
hörten noch zu den bckannteren. Die USPD verfügte bis Mai 1924

4 Ebcnda. S. 160. 5 Ebenda.S. 173.
6 Der »Klassenkampf- war eine Wochenschri/1. Außerdem wurde der »Wech-

mf« herausgegeben. der als Tageszeitung vorgesehen war.
7 »!t'In.$senIcaınμ/`« vom 4. Okíober J922.
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noch über zwei Ileichstagsmandate, die von Georg Ledebour und
Paul Wegmann wahrgenommen wurden.
Über die Mitgliederzahl der USPD liegen keine genauen An-

gaben vor; sie dürfte irı ihrer Anfangsphase 30000 bis 4-0000 nicht
übcrsclıritten haben. Über ein bestimmtes llcservoir konnte sie je-
doclı verfügen, denn immerhin mußte aufem lierliner Parteitag der
SPI) im Jahre 1924 festgestellt werden, daß sich von den 290762
Mitgliedern der USPD 84 697 der USPD nicht angesclılossen
hatten.“ l)a sich die USPD an Ileichstagswalılen beteiligte - am
18. Oktober 1922 präsentierte sie sogar Georg Ledebour im »Klas-
senkampf« als Kandidaten für mögliche llcielıspräsidentenwah-
len -, kann nıan einige Aufschlüsse über ilırcn Einfluß erlangen.
Sie erreichte bei den heichstagswahlen am 4. Mai 1924- 25514-5
Stimmen (0,8 Prozent), am 7. Dezember 1924 98 809 (0,3 Prozent),
am 20. Mai 1928 20725 (0,1 Prozent) und am 14-. September 1950
11651 (naclı der olTıziellcn Wahlstatistik 0,0 Prozent)°.
Vom 50. März bis 2. April 1925 führte die USPD in ßerlin ihren

»ersten Parteitag naclı der Zertrümmerung in Gera«'° durch, wie es
wie es bedebour in seinen ßegrüßungsworten formulierte. Atıch
Liebknecltt ließ in seinem llechenschahsbericht erkennen, daß
Gera für die USPD ein größeres Trauma war als Halle, denn wäh-
rend »dic Spaltung in llalle aber eine gewisse Größe hatte, ist der
Verschnıelzungsprozeß mit den liechtssozialisten ein solcher der
Verfaulung«". Die parlamentarische Tätigkeit von lsedebour und
Wegmann im Reichstag habe nicht ııur »den anderen Parteien die
Maske vom Gesicltt« gerissen, »sondern auelı die Presse gezwıın-
gen, von der Existenz unserer Partei Notiz zu nehmen«. Liebkneeht
gestand zwar ein, daß er »angesichts der sich im l"lussc befind-
lichen Dinge« keine Angaben über die Mitgliederzalılen machen
könne, ging aber voller Selbstbewußtsein davon aus, »daß die Un-
abhängige Sozialdemokratische Partei der Sammelpunkt wird für
alle revolutionären Kräfte«*'”.
ln diesem Punkt gab es mit Georg Ledebour volle Übereinstim-

mung. Attch dieser sah in seinem Referat zur politischen Lage »mit

8 Siehe Sozialdemokmtischer Parteitag 1924. Protokoll mit dem Bericht der
Frauenkoqferenc. ßerlin 1924. S. I6.

9 Siehe Statistik des Deutschen Reiches. Bd. 315, ll. S. 5; Bd. 315, HI. S. 7;
Bd 372, N. S. 6 und Bd. 382, I1. S. 6.

10 USPD. Parteitag der Unabhängigen Soflaldemokratíschen Partei Deutsch-
lands. 30. Mar: bis 2. April 1923 zu Beriin. Berlin 1921. S. 2.
Il Ebenda. 12 Ebenda. .S.Jf.
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Siclıerheit dem Tag entgegen, wo wir wieder stark sein werden«'3.
ln diesem Zusammenhang distanzierte er siclı sowohl von der SPD
als auch der KPD, sprach sich aber für gemeinsame Aktionen mit
diesen beiden Parteien aus. Bereits zu diesem Zeitpunkt warnte er
vor der drohenden »Gefahr des Faschismus« und forderte die
USPI)-Mitglieder auf, dagegen »mit lleclıtssozialisten und Kom-
munisten eine Einlıeitsfront zu sehalTen«"'. Das lâardinalproblem
bestand darin, eine kritisclıe, aber auclı realistische Analyse der
jüngsten Geschichte zıı gehen, d.h. zugleich Ergebnisse und Ver-
säumnisse der I\'overnberrevolution aufzuzeigen, den Staat Weima-
rer Republik politisch ausgewogen zu bewerten sowie die nationale
und internationale Komponente des politisclıen Kampfes richtig
abzuwägen. Liebknechts Feststellııııg »Wir schıılden der Welt noch
eine ltevolutiorı!-='“ entsprach unter diesem Gesichtspunkt nicht nıır
der Aufl`assııng der USPD-Mitglieder, sondern lıatte auch in der
KPD und bei linken SPD-Vertretern Anhänger. Als problcmatiselı,
weil einseitig, muß aber seine Bemerkung angesehen werden, ›daß
wir einer wirklichen auch nur bürgerlich dcnıokratischen Re-
publik ferner sind als je, daß sich die politischen Verhaltnisse
Deııtsclılands gegenüber 1914 sicher nicht verbessert, nach nıeiner
Meinung sogar sehr verschlechtert habem"-". Die entscbeidetıden
Auseinandersetzungen aul` dent Parteitag wurden aber von der ab
denı tl. .lantıar 1925 erfolgten Besetzung des liuhrgebietes durch
franzüsisclıes tınd belgischcs Militär und dem dadtırelı verschärf-
ten, aber auclı komplizierten politischen Kampf in Deutschland be-
stimmt. Sie fiihrten bis zum olTenen Bruch zwischen einer Mehr-
heit um Theodor Liebknecht und einer Minderheit ıım Georg
Lcdebour.
'l'heodor Liebknecht ging einseitig und unter lgnorierııng der

veränderten politisclıen Sitııation davon aus, daß die von Karl Lieb-
knecht während des Ersten Weltkrieges aufgestellte Losung »Der
I-lauptfcintl steht im eigenen Land« nach wie vor gelten müsse.
Nicht ohne Grund salı er die Gefahr einer nationalistischen und
chauvinistischen Bewegung gegen Frankreich, die bis in kriegeri-
sclıe Auseinandersetzungen münden konnte. Naeh seiner Erkennt-
nis wäre auch ein beträchtlicher Teil der deutschen Arbeiter schon
wieder bereit, gegen Frankreich zu kämpfen. »Das ist l`urchtbar«,
rief er den Delegierten zu tınd forderte sie auf, alles zu ıwernıeiden,
was Öl iıı das nationalistische I-"euer gießen und dieser Revanche-
stimmung Vorsehub leisten könnte« Er schloß seine Rede mit den

U Ebcnda. S. 4. I4 Ebenda. S. 5. I5 Ebenda. S. I4. I6 Ebcrıda. S. IJ.
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Worten: »Deshalb erklären wir naclı wie vor: der Feind sind unsere
eigenen MaehLhaber!«" Liebknechts Worte entsprangen seiner tie-
fen und berechtigten Sorge um die Erlıalttıng des Friedens, ließen
aber die nationale Komponente der politisclıen Kämpfe des Jalırcs
1923, die sich vor allem für die betroffenen Arbeiter des Ruhrgebie-
tes auch immer wieder mit der sozialen vermischte, außer acht.
Dies traf auf den entschiedenen Widerspruch Georg Ledebours. ln
seinem Sehlııßwort auf dem Parteitag kam er sofort zum Wesen der
Sache ıınd hielt Liebknecht entgegen: ›Poincare will, selbst wenn er
die Annexion nicht beabsichtigt, das Ruhrgebiet fiir den französi-
schen Kapitalismus zur Ausbeutung.« Deshalb müßten die deut-
schen Arbeiter auch gegen den französischen Kapitalismus kämp-
fen. ›lm Kriege war das Wort: ›Der llauptfeind steht inı eigenen
Land« zntrelTend, weil wir damals nur mit dem deııtschen Militaris-
mtıs zu ttın hatten. lleutc aber steht neben dem deutschen Kapi-
talismus auch der französische Kapitalismus in unserem l.ande.«'°
Ledebour legte gemeinsam mit seinen Anhängern dem Parteitag

eine Erklärung vor, in welcher er sich von einer im Sinne Lieb-
kneclıts angenommenen Resolution zur Ruhrbesetzung distanzier-
te und in riclıtiger Verbindung der nationalen ıınd sozialen Pro-
blematik erklärte: ›Die militärische Besetzung des Ruhrgebiets ist
ein im Interesse der Ausbeutungsbedürfnisse des französischen
Schwerkapitals unter niehtigen Vorwänden durchgeführter impe-
rialistischer Gewaltakt der stärksten Militämıacht Europas gegen
ein zur Zeit militärisch wehrloses Land. Der verbrecherisehe
Charakter dieses Überfalls wird nicht dadıirch gemildert, daß der
deutschen Regierung und ihren kapitalistischen llintermännern
ein mehr oder minder großes Maß an Mitsehuld daran zugemessen
werden muß Der vom gesamten intemationalen Sozialismus an-
erkannte Grundsatz des Selbstbestimmungsreclıtes der Völker so-
wie die eigene Selbstaclıtung verbieten dem deutschen Arbeiter,
sich diesem Gewaltakt widerspruehslos zu fiigen, oder gar ihm Bei-
hilfe zu leisten.« Daraus leitete er folgende Forderungen für den
weiteren politischen Kampf ab: ›1. muß das deutsche Proletariat
beispielgebend im eigenen Lande mit dem revolutionären Klassen-
kampf gegen die heimischen Machthaber vorgehen; 2. darf es aııch
der fremden Willkürlıerrschaft siclı nicht sklavisch fügen.« Gleich-
zeitig wurde die Hoffnung ausgesprochen, ›daß die Parteigenossen-
schalten die Umstoßung dieses Parteibeschlusses erwirken,
und ielı auf unseren Standpunkt stellen werden«-1°.

I7 Ebenda. S. I7. I8 Ebcndd. S. 19. I9 Ebmdß S. 10/1
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Ledebours Konzeption, gleichermaßen gegen den deutschen tınd
französischen Imperialismus zu kämpfen, ging von den politisclıen
Realitäten des Jahres 1925 in Deutschland aus tınd entsprach nicht
nur den Interessen der deutschen Arbeiterklasse, sondern des deııt-
schen Volkes insgesamt. Sie richtete sich gegen die Ausbeutung der
Arbeiter durch welchen Kapitalismus auch immer und verurteilte
sowohl die nationale Unterdrückung der Deııtsehen dtırch die fran-
zösische Regierung als auch den deutschen Clıauvinismus gegen-
über Frankreich. ln diesem Punkt gab es eine weitgclıcnde Über-
einstinuııung mit der KPD, die die Losung aufgestellt lıatte:
=›Schlagt Poincaré an der Ruhr und Cuno an der Spree.-« Auf dem
USPD-Parteitag konnte siclı Ledebour jedoch mit seiner Konzep-
tion nicht durchsetzen.
ln so grundsätzlichen Fragen gab es für ihn keine Kompromisse

und kein Einlenken. Deshalb erklärte er in seinem Schlußwort ka-
tegorisch: »Ich lehne die Aulfassung Liebknechts und der Genossin
lleiehheim ab, denn sie sind ein Schlag ins Gesicht der internatio-
nalen Sozialisten. lclı lelıne jede Gemeinschah mit solclıen An-
sclıauungcn ab.«“-'° Gleichzeitig zog Ledebour sich gemeinsam mit
Paul Wegmann von allen Parteiämtern zurück tınd lehnte auclı
seine erneute Wahl zum Vorsitzenden, wozu er bereits vorgeschla-
gen war, ab. Die Delegierten des Partcitages wählten schließlich
'Theodor Liebkneclıı. und Elsa Wiegmann zu Vorsitzenden, Gustav
Laukaut zum Sclıriftführer, Mendyka ıınd Philip Braun sowie Born
zu Bcisitzern.“
lm Januar 1924 gab liedebour ein Flugblatt unter dem 'l`itel »Ei-

nigt Euelı zum Klasseııkanıpfl« heraus. l)aritı wurde die USPD
scharf kritisiert und zur Gründung einer neııen Partei aufgerufen,
die ›unbelastet mit dem Odiurn der üblichen Mißgrilfe bestehender
Parteien-99 das Vertrauen der Arbeitermassen verdiene. Die Kon-
sequenz dieser llandlungsweise war der Ausschluß Ledebours aus
der USPD am 11. Januar 1924. Am 22. März 1924 veröflentlichte er
das ›Progranımatische Manifest« des von ilım begründeten »Sozia-
listisclıen Bıındes-33. Damit war die USPD erneut gespalten wor-
den, so daß die von 1917 bis 1922 bestehende USPD nunnıehr über
zwei Nachfolgeorganisatjoncn verfügte. Mit dem Weggang von

20 Ebenda S. 20. 21 Siehe ebenda. S. 35.
22 Zítirn in Ursula Rats.“ Georg Ledebour 1850 bis 194 7. Berlin 1915!. S. 217.
2) Siehe ebenda. Anmerlrung 7! weist daran/hm, daß sich ein lizeınplar im

Geheimen .Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz, Berlin, Hauptabteilung XII,
Zeitgesclıichtllche Sammlung, ll/Flugblduen Nr. 221, BI. 4 und 5, bt;/ladet.
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Ledebour und Wegmann verlor die USPD nicht nur zwei ihrer
bekanntesten Funktionäre, sondem auch die beiden von ihnen
wahrgenommenen Reiclıstagsmandate. Trotzdem führte Theodor
Liebknecht die USPD weiter, als wäre sie die alte Partei. Äußeres
Zeichen dafür war, daß neben der Beteiligung an Rcichstagswahlen
wie in alten Zeiten Parteitage abgehalten wurden. So führte man
inı März 1924 einen Parteitag in Eisenach dtırclı, dessen Ziel darin
bestehen sollte, dem Proletariat =›die Wege« zu weisen, die -zum
Siege führen«9". Aus einer Notiz des »Vorwärts-t geht hervor, daß der
»USPD-Parteitag in Eisenach« einen ›Antrag, Ledebour, Wegmann
ıınd Rusclı zu den Verhandlungen einzuladcn, gegen vier Stimmen
(Zwickau) abgelehnt« hat.”
Ein weiterer Parteitag fand 1925 in Berlin statt. Für den vom 2. bis

5. Januar 1926 durchgeführten Parteitag in Leipzig liegt ein ge-
drucktes Protokoll vor, welches Aufschluß über den Zustand der
USPD ıınd die zur Beratung anstehenden Probleme gibt.9° ln der
Einführung zu diesem Protokoll wird die Tatsache, daß zumindest
bis 1926 Parteitage der USPD stattl`anden, noch einmal dokunıen-
tiert. Es heißt dort: ›Wenn man gcsehiclıtliclı den Verlauf des Partei-
tages in Leipzig würdigt, wird man ihn aller Einzclkritik zum Trotz
als einen Parteitag des Fortschritts bezeichnen müssen. Und wie
Berlin und Eisenach Marksteine in der Parteigeschichte der USPD
sind, rcilıt sich Leipzig nun würdig als dritter Ort ana” An anderer
Stelle wird festgestellt: ›Wir haben zwei Parteitage hinter uns; dem
Eisenaelıer Parteitag hatte ein Programmentwurf vorgelegen, und
der vom Eisenacher Parteitag gewählten Programm-Kommission
war eine sclıwcre Aufgabe zugeteilt worden. ln Berlin waren nur
wenige Mitglieder, die iibrigen waren im Reiche und infolgedessen
wegen Mangel an Mittel niemals lıerauszuholen.-23
Über die ünanziellen Schwierigkeiten der USPD gibt auch der

auf denı Parteitag vorgetragene Kassenbericht für die Jahre 1924/25
Auskunft. ln diesem Zeitraum standen Einnahmen von 17008,28
Mark Ausgaben in Höhe von 16 623 Mark gegenüber, so daß der Kas-
senbestand diirftige 385,28 Mark bctrug.9°

24 Zentrales Staatsarchiv Potsdam. fieichslandbund. J88. Bd. 9. Bl. 134.
25 ›I/ortbdrts« vom 9. M617, 1924. Sonntagsausgabe. S. 3.
26 Ein Exemplar bqíndet sich in der Bibliothek des lnstitutsfür Geschichte

der /lrbeiterbetuegung, Berlin.
27 Unabhängige Sozialdcrnokratischc Partei Deutschlands. Protokoll über

die Verhandlungen in Leipzig vom 2. bis 5. Januar 1926. Berlin 1926. S. J.
28 Ebenda. S. 64. 29 Ebenda. S. 30/1
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ln einem ›Manifest< und einer ›Programmatisel1en Erklärung«
finden sich interessante l-linweise auf die revolutions- und staats-
theoretische Konzeption der USPD. lm Manifest spielten wohl eher
agitatorisclıe als realpolitisehe Prämissen eine liolle, wenn man da-
von atısging, daß eine »schwere Krise« die Weltwirtschaft erschüt-
tert. 'l`rotzdem schicke siclı das Preletariat nirgendwo an die Macht
zu ergreifen. l)ie kritische Distanz gegenüber der bürgerlieh-parla-
mentarisclıen Weimarer Bepublik kam in den Worten zum Aus-
druck: ›'l`rotz ›l\evolution<, ›Beptıblik< und ›parlamentarischer l)e~
mokratie< ist der alte Obrigkeitsstaat erhalten geblieben« Daraus
leitete man in der »Programmatisclıcn Erklärung« für die im Kampf
gegen den Kapitalismus perspektivisch siegreiclıe Arlıeitcrklasse
die Pflicht ab, »dic alte herrschende Klasse aus sämtlichen Macht-
positionen zu vertreiben ıınd ihre eigene Macht zu verankern, um
der Gefahr der Gegenrevolution zu begegnen« Um ›den Feind im
eigenen Land« zu überwinden, sei es notwendig, in einer ›Über-
gangszeit vom bürgerliclı kapitalistischen Regime zuuı Sozialis-
mus« eine Periode zu durchlaufen, die durch »die Aufrichtııng der
I)iktauır der Werktiitigen und durch die Anwendung revolutionärer
Gewalt gekennzeichnet wird.-«
Gleichzeitig wurde aber betont: »Die Anwendung revolutionärer

Gewalt darf nicht in 'l`errorismus ausarten. Die Diktatur darf keine
Personen- oder Parteidiktatur sein; sie darf nur eine sich auf die
Mehrheit der werktatigen Bevölkerung stützende Klassendiktatur
sein...« Die »sozial-revolutionäre Entwicklung« zu diesem '/,iel wer-
de einerscils durch die lleformisten ›der sozialdemokratischen Par-
teien und der Amsterdamer Gewerkschaften-, andererseits »durch
die verantwortungslose Politik des Moskauer Bolsclıewismııs un-
terbunden ..., die sich nicht auf der Klassendiktatur aulbaut, son-
derıı auf einer terroristischen Parteidiktatur über die werktâtigen
Massen der Arbeiter und Bauern lhıßlantls«-5°.
l)ic USPD verstand sich also weiterlıin als revolutionäre Klassen-

kampfpartei, die bar aller parlamentarischer Illusionen durch poli-
tischen ıınd wirtschahliehen Klassenkampf die Macht der Arhei-
terklasse erriclıtcn tınd den Sozialismus aulbauen wollte. Dabei
grenzte sie sielı naclı wie vor gleichermaßen von der ll. und lll. ln-
ternationale ab. Auf dem Leipziger Parteitag 1926 wurde Theodor
Liebknceht als erster und Elsa Wiegmann als zweiter Vorsitzender
gewählt, Gııstav Laukaııt als Kassierer und Albert Bose als Schrift-
führer. Beisitzer wurden Anna Schubert, Leopold Weißelberg,

30 Ebcnda. S. 5 und 9.
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Otto Loose, Karl Kronenberg und Selma Peter. im Gegensatz zum
Sozialistischen Bund Ledchours unterstützte die USPD die Kan-
didattır Ernst Thälmanns bei den Reiclıspräsidentcnwahlen 1925
nicht und rief zur Stimnıenthaltung atıf. Die ›L.eipziger Volks-
zeitııng« kommentierte das folgendermaßen: »Wie wir von der hie-
sigen Ortsgrtıppe der USPD erfalıren, ist beim ersten Walılgange
die Parole 'fhälmann zıı wählen vom Sozialistischen Bunde (Grup-
pe Ledcbour) ausgegeben worden. Der übrige Teil der ›USP< hat
damals für ganz Deutschland Stimmencnthaltung proklamiert tınd
fordert auch diesmal wieder seine Mitglieder zur Stimmenthaltung
auf.«5'
Diese kurze Notiz der »Leipziger Volkszeitung« ist in zweierlei

Hinsicht aufsclılußrciclı. Erstens macht sie deutlich, daß von der
USPD und dem Sozialistischen Bund atıch in Kreisen der Arbeiter-
bewegung kaum noeh Notiz genommen wurde; man betrachtete sie
im Grunde genommen als zwei Teile einer Splittcrgruppe. Zweitens
ist daraus zu entnehmen, daß in der alten USPD-Hochburg Leipzig
die Ortsgruppe der USPD 1926 noch so bekannt war, daß man bei
Äußerungen zu wichtigen politischen Anlässen von ihr Kenntnis
nalım.
Für die nachfolgende Zeit wird das Material über die USPD im-

mer spärlieher. Aus der gleielıen Ausgabe der =›l..eipziger Volkszei-
tung« geht iedoch hervor, daß das ›Volksreeht« (Hagen) die einzige
»noch existierende unabhängige Zeitung Deııt_seh]ands«59 war. Vom
5. bis 5. Dezember 1926 nahm die USPD am lleichskongreß der
Werktätigen in Berlin teil und stellte 16 von 2000 Delegierten.“
Das Grtındanliegen des Kongresses, »die in der Volksentscheid-
ßewcgung mobilisierten Massen ztısammenzufassen zum Kampf
gegen den Vormarsch der Reaktionfi* wurde von der USPD voll
mitgetragen.
Obwohl der Name USPD von der Gruppe um Theodor Liebkneeht

allein weitergeführt wurde, muß auclı der Sozialistische Bund Ge-
org Lcdebours als Nachfolgeorganisation der alten USPD angese-
hen werden. Das ergibt sich daraus, daß er weitgehend von der
Persönlichkeit Georg Ledchours, des bekannten Vorsitzenden der
USPD und geaehteten »alten sozialistischen llaudegens« geprägt
war. Sein politisches Programm nach der Abspaltung von der USPD
hatte er, in dem bereits erwähnten ›Programmatisehen Manifest«

3 I »Leipziger Volkszeitung« vom 21. /-Iprii 1925.
32 Ebenrla.
3 3 Siehe Reichskongrıçß der Wericultigen. Berlin 1926. S. 4.
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veröffentlicht. Darin wurden sowohl die KPD als auclı die VSPD
und die USPD erneııt scharf kritisiert und ihnen die Fähigkeit abge-
sprochen, ›eine grundsätzlich sozialistische Politik« ztı betreiben.
Aus diesem Grunde sei es Aufgabe des Sozialistisclıen Bundes, alle
›F.`.nttäıısclıten und Verärgerten« ztırückzugewinneıı.3° Damit erhob
Ledebour in völliger Verkennung der politisclıen llealitäten den An-
spruch, mit dem Sozialistisclıen Bund als einigende Kralt für das
deutsche Proletariat wirken zıı können.
Der Sozialistische Btınd war wie die USPD eine der vielen klei-

nen, kaum über Einfluß verfügendcn, aber politisch aktiven tınd
engagierten Gruppen am Rande des Parteienspektrums der Weima-
rer Bepublik. Er war eine Schöpfung Georg Ledeboıırs und lebte
fast ausschließlich von dessen Ausstrahlungskrall als Veteran der
revolutionären deutschen Arbeiterbewegung. bis Mai 1924- verfügte
der Sozialistische Bund noch über zwei flcichstagsmandate, die Le-
debottr ıınd Wegmann von der USPD eingebracht lıatten. Am 4. Mai
1924 stellte sich der Sozialistische Bıınd den lleiclıstagswahlen und
erhielt insgesanıt 20418 Stimmen (0,1 Prozent). Damit waren auclt
die Mandate von Ledebour und Wegmann erloschen. Danach be-
teiligte er sich niclıt mehr an Beichstagswalılen. Seine stärksten
Positionen besaß der Sozialistische llund in Berlin, der Wirkungs-
stätte Ledchours. Aus den Ergebnissen der lieiehstagswahl vom
4. Mai 1924 läßt sich schließen, daß er auch Anhänger in Magde-
burg (Wahlkreis 10: 3606 Wählerstimmen), Leipzig (Wahlkreis 29:
1597 Stimmen) und Chemnitz-Zwickau (Wahlkreis 50: 4965 Stim-
men) lıatte. Trotz seines unrealistischen Anspruchs, als einigende
Krall für das deutsche Proletariat wirken zu können, muß Ledebour
und deın Sozialistischen Bund zugestanden werden, engagiert für
die Aktionscinheit der Arbeiterklasse gegen den Abbatı sozialer und
politischer llcchtc in der Weimarer Bepublik und gegen den auf-
kommenden Faschismus gekämpll zu haben.
ln den .Ialıren 1925/1926 kam es inı Zusammenhang mit der Für-

stenahlindung zu einer kurzfristigen Aktionsgemeinsehall zwi-
sehen dem Sozialistischen Bund, der »Gruppe ßevolutionärer Pa-
zifıstcn« und denı »Internationalen Sozialistischen Kampfbund«.
Auch mit der »Internationalen Arheitcrhilfe« arbeitete der Sozia-
listisclıe Bund zusammen; Ledebour selbst nahm an Kongressen
dieser Organisation teil.
Obwohl der Sozialistiselıe Bund besucht war, mit allen pro-

letarischen Organisationen gemeinsame Aktionen im Kampf gegen

34 Ebcnda S. J. 35 Zititert in lintzslıdebouız S. 217.
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Untcrdrückııng und Ausbetıtııng der Werktätigcn und zur Verteidi-
gung ihrer demokratischen Iiechte dtırelıztıführen, prägte sich die
Zusammenarbeit mit der KPD am detıtliclısten aus. So entschied er
sich bci den lleichspräsidentenwahlen 1925 klar und eindeutig
für die Unterstützung des Kandidaten der KPD, Ernst Thälmann.
ln einem Aufruf des Vorstandes des Sozialistisclıen Bundes vom
18. März 1925, den die »Bote Fahne« verölTentlichte, wtırde noch
einmal betont, daß sein Ziel «die Einigung aller proletarischen
Kämpfer zur Eroberung der politischen Macht« sei. Da er keinen
eigenen Kandidaten aufstellen wolle und weder die Unterstützung
eines bürgerliclıcn noch die des Kandidaten der SPD in Frage kä-
me, da diese Partei durch «jahrzehntelange Anpassung an militäri-
sche und bürokratische Begierungsmcthodcn des Kapitalismus«
nicht mehr das Vertrauen der Werktätigen rechtfertigen könne,
bliebe nıır die Kommunistische Partei. Trotz tiefgreifentler Mei-
nungsversclıiedenlıcitcn sei die KPD »die einzige Massenpartei der
Arbeiterschalt in Deutsehland«, die gleiclı dem Sozialistischen
Bund »die sozialistische Weltrevolution erstrebt«. Wegen dieser
konsequenten Haltung würde die KPD seitens der herrschenden
Klasse aın brutalsten unterdrückt. Dies hätte der Polizeiüberfall
auf die erste KPD-Kundgebung zur Beichspräsidcntenwahl am
15. März 1925 in l-lalle gezeigt, bei der 10 Tote und 25 Schwerver-
letzte zu beklagen waren. Der Aufruf sclıloß mit der Wahllostıng:
»ln Bekundung der Interessengemeinschaft des sozialistischen Pro-
letariats tınd zum Protest gegen die reaktionäre Gewaltherrschaft
und ihre neueste Schandtat in Halle stimmt am 29. März für den
Präsidentschaflskandidaten der KPD Ernst Tlıälmann.«5°
Auch bei der Vorbereitung und Durchführung des Beichskon-

gresses der Werktätigen im Jahre 1926 arbeitete der Sozialistische
Bund eng mit der KPD zusammen. Auf dem Kongreß war er mit
15 Delegierten vertreten. Ledebour, der den Kongreß erölTnete, ver-
trat zu diesem Zeitpunkt Positionen, die olt denen der KPD ent-
sprachen oder nahekamen. Das kam in der zum damaligen Zeit-
punkt unter linken Krälten verbreiteten Auffassung zum Ausdruck,
daß die Arbeiter und Bauern Sowjetrußlands das Beispiel dafur ge-
geben hätten, welchen Weg das arbeitende Volk gehen muß. Er for-
derte die Werktätigen in Deutschland atıf, diesem Beispiel zu folgen
und sich in Stadt ıınd Land im Kampf gegen den Kapitalismus zu-
sammenzıısclılicßen. Gemeinsam mit anderen Delegierten stimm-
te er für eine Resolution, die unter maßgeblichem Einfluß der KPD

3 6 »Die Rote Fhhnc« vom 18. Mdm 1925.
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aıısgearbeitet worden war, den Sturz der kapitalistischen Regie-
rung und eine Arbeiter- und ßauernregicrung forderte. Sein Ver-
hältnis zur KPD bestimmte Ledebour mit den Worten: »Ich hin kein
Komnıunist ..., aber wenn immer die Kommunisten ein praktisch-
revoluuonäres Ziel oder eine Aktion verfolgen, so schließe ich mich
ilınen an.«57
l)as tat der Sozialistische Bund erneut, als er 1028 gemeinsam

mit der KPD für die Durehfiihrung eines Volksenlsclıeidcs gegen
den Panzerkreuzerbau eintrat. Ledebour selbst war neben Willi
Miinzenberg Mitglied des ›l\eichsausschusses gegen den Panzer-
kreuzerbau«. ßei den Reiehstagswahlen im September 1950 ıınter-
stütztc der Sozialistische Bund die Wahl der KPD-Kandidaten,
obwolıl Ledebour wiederum betonte, daß es in manchen innenpoli-
tisclıen und internationalen Fragen unterschiedliche Ansiclıten
gäbe. Konnten siclı USPD und Sozialistischer Bund in der Zeit des
wirtschaftlichen Aufschwungs und der politisclıen Stabilisierung
als kleine politische Gruppe noelı über Wasser halten, so wurde das
mit der Verschärfııng der ökonomischen und politischen Kämpfe
zur Zeit der Weltwirtsehaflskrise immer schwieriger. Als schließ-
lieh im Oktober 1931 Iinksoppositionclle Kråilte unter Fülırtıng von
Max Seydewitz und Kurt llosenfcld, zu denen sich auch manches
andere ›alte« USPD-Mitglied gesellte, aus der SPD ausgeschlossen
wurden und mit der Gründung der Sozialistischen Arbeiterpartci
Deutschlands (SAP) erneut den Versueh unternahmen, eine dritte
Partei zwischen KPD und SPD zu schaffen, zog sie natürlich Split-
tcrgruppen wie dic USPD und den Sozialistisclıen Bund sofort an.
Beide schlossen sich der SAP an, der Sozialistische Bund noelı im
Oktober, die USPD anı 1. November. Wie bedeutungslos sie bis zu
diesem Zeitpunkt bereits geworden war, zeigt die Tatsache, daß
sie keine ihrer Beitrittsfordcrungen durchsetzen konnte. Mit dem
Eintritt der USPI) und des Sozialistischen llundes in die SAP waren
nunnıelır auch die Nachfolgeorganisationen der USPD von der bi-
storiselıen Szene verschwunden.
Die Tradition und den Kampfgeist der alten USPD brachten sie

aber sehr wohl in die SAP ein. So betonte die Witwe Hugo Ilaases,
Thea Haase, in einem Brief an den Gründungsparteitag, daß llugo
Haase - wenn cr diesen Tag erlebt hätte - ıııit dabei sein würde.
Noch im amerikanischen Exil erklärte Felix Boenheim ein NelTe1'

37 Das Flarnmen:.eı`clten vom Palais Egmont. 017L:ı`elles Protokoll des Kon-
gresses gegen lrolorıiale Unzerclrüclrung und lmperialıäsmus. Brüssel, 10.- I5. Fiz-
bruar ı927. ßerlin 1927. S. I8).
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Hugo Haases, daß vor allem durch die 'Tätigkeit Kurt Rosenfelds
immer wieder der alte Kampfgeist der USPD zu erkennen war.
Auclı während der Wende in der DDR in den Jahren 1989/1990

gab es den Versuch, die USPD wieder zu beleben. Wie aus einer
Pressemitteilung lıervorgeht, fand der Gründungskongreß dieser
USPD am 10. Februar 1990 in Fürstenberg statt. Sie wollte entspre-
chend ihrer Programmatik auf denı Boden der l)DR für einen de-
mokratisclıen Sozialismus kämpfen und fühlte sich dem traditio-
nellen linken sozialdemokratischen Erbe aufs engste verbunden.“
Dabei war der llezug auf die alte USPD im Selbstverständnis der
Gründungsmitglieder nach Aussagen des Vorsitzenden Dr. Steffen
l-lultsch durchaus gegeben.
ln einem llrief an den Autor betonte der damalige Pressesprecher

der USPD, llerbert Driebe, daß die weitere Profilierung der Partei
mit dem Traditionsverständnis der USPD verbunden werden sollte.
Politisch bestand ihr Ziel darin, in dem siclı in der DDR neıı lıer-
ausbildenden Parteienspektrum die Lücke zwischen der SED/PDS
und der 1989 in der DDR neu entstandenen Sozialdemokratischen
Partei (SDP) zıı schließen. Gleichzeitig setzte sie sich für den Erlıalt
der DDR und deren umfassende und tiefgreifende demokratische
Erneuerung ein. l)ie USPD beteiligte sich an den ersten freien
Walılen zur Volkskammer in der DDR am 18. März 1990, konnte
aber den Status einer politischen Kleingruppe nicht überschreiten.
Sie erreichte 5891 Stimmen (0,050/o).°°
Abgesehen davon, daß dieser Neubeginn sehon angesichts der ge-

ringen materiellen Mittel und der sclır kurzen Zeit für die Wahlvor-
bereitung außerordentlich erschwert wurde - die großen bundes-
deutschen Parteien (CDU/CSU, SPD, FDP) investierten ihre
materielle und organisatorische Hilfe in andere Parteien - war es in
der Zeit des politischen Wandels in der DDR für neu entstehende
kleine Parteien und Gruppen generell sehr schwer, sich zu behaup-
ten. Ein halbes Jahr nach den Volkskammerwahlcn existierte die
DDR nicht mehr! Eine gesamtdeııtsche Ausweitung gelang ihnen
allesanıt nicht. Die meisten gingen in den großen Parteien der
Bundesrepublik auf oder wurden politisch bedeutungslos. Aueh
war es außerordentlich schwer, in dieser Zeit, die sehon bald
von einer zunehmenden Parteienverdrossenhcit geprägt wurde,
neben der PDS im Osten und Bündnis 90/Die Grünen im Westen
eine neue Partei links von der SPD dauerhalt zu erhalten. Nach der

J8 -Neues Deutschland« vom 23. Januar 1990.
3 9 »Leipziger lfollnszeilung- vom 20. Mdız 1990.
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Volkskammerwalıl vom 18. März 1090 ıınd dem geringen Wahler-
gebnis gelang es nicht, die USPD erfolgreielı weiterzuentwickcln.
Sie ist zwar lıcutc offiziell noch als Partei regiert, stellte aber ihre
Tätigkeit 1995/94- faktisch ein.
Ein weiterer Versuch, die 'lraditionslinie der alten USPD bei der

Griindung gleichen Namens zur Grundlage der Politik zu machen,
wurde im März 2000 in Göttingen untcrnomıııen. Wie aııs der
Presse zu erfahren ist, waren die Akteure diesmal ›SPl)- und PDS-
Dissidenten« Für einen der Gründungsaktivisten, Thomas Post,
war der Beginn des Angriffs aııf .lııgoslawieu der Anlaß, aus der
SPD aııszııueten und die Gründung einer USPD vorzubereiten.
Aktives lfngagcrııcnt für den Frieden, kurzfristiger Austritt aus der
NATO und mittelfristig eine Auflösung der llundcswehr sind einige
ihrer politischen Pordcrııngen. ›l~`riedenspolitik inı Sinne Willy
llrandts und keine Kriegspolitik a Ia Selıröder, Scharping, Fischer«
soll nach einer Prcsseınitteilung eine cntselıeidenıle l-`orderuııg im
noch ıınverölTcntlichtcn Programmentwurf der USPD sein. Auch in
der Wirtsclıalts- und Sozialpolitik habe die Selıröder-SPI) ureigene
sozialdemokratische Positionen aufgegeben. So werden auf sozia-
lem Gebiet u. a. die Rücknahme der Streichungen bei Renten,
Arbeitslosen- und Sozialhilfe, das Verbot von bezahlten Überstun-
den, die Wiedereinfülırung der Vermögenssteuer sowie gleiche
Löhne in Ost und West gefordert.
Der Versuch, Oskar Lafontaine als Parteivorsitzendcn zu gewin-

nen, ist jedoch gescheitert. Der ehemalige SPD-Vorsitzende lehnte
dankend ab.“
Die Riickbesinnung auf die USPI) bis zum heutigen Tag ist ein

Phänomen und zeugt von ihrer Ausstıahlungskrall als einer re-
volutionären, sozialistiselıen tınd dcnıokratisclıcn Partei, welehe
die Interessen breiter Selıichtcn der werktätigen Revölkerung in
Deutschland vertrat. Sie konnte aber ntır in einem konkret histo-
rischen Umfeld wirken, der Zeit des Ersten Weltkriegs, der No-
vembcrrevolution und der frühen Weimarer Republik; dann ver-
sclıwand sie von der lıistorisclıen Szene, ohne ihre Faszination für
nachfolgende Generationen vollständig zu verlieren.
Auclı die beiden anderen großen Arbeiterparteien aus ihrer Zeit,

KPD und SPD existieren so nicht nıehr. Von der KPD sind nıır noch
kleine unbedeutende Naelıfolgeorganisationen vorhanden; die SPI)
hat sich völlig gewandelt Liegt aııeh darin eine Ursaelıe, daß sich
engagierte Demokraten und Sozialisten immer noclı auf die USPD
bcsinnen?

40 »Neues Deutschland« vom 7. März 2000.
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»AUSSERHAILB DES KAMPFES
MEINER KLASSE HATDAS LEBEN

FUR MICHKEINENSINN«'
Heinrich Brandlers wechselvolles Engagement

für die Arbeiterbewegung

Vorbemerkung

Die politische ßiegraplıie von Ileinrieh Brandler (1881-1967)2, sein
Aufstieg tınd Fall innerhalb der Arbeiterbewegung, aııf deren links-
radikalem Flügel er stand, erscheint beispielhaft für jenen Teil ei-
ner Arbeitergeneration, der in jungen Jahren, zumeist sclıon ge-
werkschaltlich engagiert., den Weg zur Sozialdemokratie fand, um
sodann, den Ausbruch des Ersten Weltkrieges als epoehale Zäsur
begreifend, über den von Rosa Luxemburg und Karl Liebkneeht
geführten Spartakusbund in die KPD überzugehen tınd in ihr zu
verbleiben oder später von ihr ausgesclılossen zu werden. Das Ziel
des Beitrages besteht darin, anhand der politischen Vita Brandlers
einige markante Stationen auf dem Weg zur Stalinisierııng des
deutschen Kommunismus aufzuzeigen. Als einer der maßgeblich-
sten llepräscntanten des rcalpolitischen - das heißt in der damali-
gen Sprache der Kommunistischen Internationale (Kl) des »reeh-
ten« - Flügels setzte Brandler, der an die Ideale der Kl durchaus
›glaubtc« ıınd bei deren Umsetzung keineswegs fehlerfrei agierte,
auf einen Kommunismus mit demokratischen Antlitz, dessen Wur-
zeln in den proletarischen Milieus der Vorkriegssozialdemokratie
und ihren sozialistischen Transformationsvorstellungen liegen. Bei
aller Kritik, die man an Branrllers Politik in den 1020er Jahren ha-
ben kann, jene lahre, die den Aufstieg und Fall des iibcrzeug-
ten Kommunisten Brandler markieren, läßt sich zeigen, daß er be-
reit war, dafür =›lsolierung, Verfemung und Verfolgung« auf siclı zu

1 Brandler' an Boserup, 16. Juli 1956. ln: Hermann Weber (Hg.): Unablıangıge
Kommunisten. Der Briefwechsel zwischen Heinrich Brandler und Isaac Deut-
scher 1949 bis 196 7. Berlin 1981. S. 235 (im folgenden: Unabhängige Kommu-
nislen).
2 Siehe Jens Beclrer: Heinrich Brandler: Eine poliıischeBiographie. Hamburg

2001.
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nclımcn. /trbeiterlhnktionäre wie Brandler vwtırden atıclı nach ilı-
rem Tod mit Vergessen, Verdrängung oder polenıisclıen Verzerrun-
gen ilırer Geschichte bestral`t.«5

Politische Sozialılsatioıı in der Vorlcriegssozialdernokratie

Mit 16 Jalıren trat der junge Maurer aus dem bölımischen Warns-
dorI` dem Bauarheiterverband, während seiner Wanclerselıall 1901
der llamburger SPD bei. llegelmiillige Spitzellıeriehte der Poli-
tischen Polizei nıcldcten, er agitiere immer wieder auf Gewerk-
schahsversammlungen für die Gleiclırangigkeit von historisclıer,
politischer und allgemeiner Bildung fiir die Arbeiterf* Am 24-. April
1904- wurde der unbequeme Österreicher von den Hamburger Be-
lıörden aıısgewiesen. ln Bremen widmete er sich zusammen mit
Friedrielı Ebert, Johann Knief, Willıelm Pieclı und l-leinrich Schulz
der Arbeiterbilduug. Da er gleichzeitig - wie Karl Lielıkneelıt, nıit
denı er korres|›ondierte° - fiir eine selbständige .lugendkonzeption
eintrat, die jungen Mensehen politische Bildung vermitteln ıınd sie
in die Klassenkšimpfe der Plrwnclısenen integrieren sollte, lag er
zunehmend mit Ebert und aııeh Selıulz im WiderstreiL ln Zürich
lernte er Fritz lleckert kennen. Beide arbeiteten für den internatio-
nalen Arlıcitcrhildtıngsvercin =›Eintraclıt«.

1914 wurde Brandler als zweiter Sekretär des Chemnitzer Bau-
arbeiterverbandes angestellt. Die ›Burgl`riedenspolitik« von SPD
und Gewerkschaften während des Ersten Weltkrieges lehnte er
kategorisclı ab.
ln Chemnitz und mehreren Naehbarorten des Bezirkes organi-

sierte Brandler innerhalb der USPD die Spartakusgru|›μe, gab Flug-
blätter gegen den Krieg heraus und förderte Streiks ıınd Demon-
suationetı, denen teils Ernåihrungs- tınd Lohnprobleme, teils aber
auclı sehon deutlielı antimilitaristische Stimmungen zugrunde la-
gen. lm Oktober 1918 aus Deutschlanıl ausgewiesen, gehörte er kur-
ze Zeit später ztı den Gründern der KPD.

3 Klaus Fritzsche' Ein widersldndiges Leben in der Arbeiterbewegung. ln:
Ebenda. S. 9.
4 Siehe Polı`:.eı'aIuen (Politisclıe Polizei), Abt. 4, im Hamburger Staamırclıiv

vom I4. April bis 24. Dezember 1904.
5 Siehe Karl Liebkneeht: Gesammelte Reden und Schrgíßen. Bd. 2. Berlin 1938.

S. 230,01
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Die Novemberrevolution in Chemnitz

Ganz Saclısen wurde ab dem 8. November 1018 von einem eng-
masclıigen Netz aus Arbeiter- und Soldaten-Bäten (AuSl\) über-
zogen, an dessen Schaltlıcbeln Vertreter der organisierten Arbeiter-
bewegung saßen. Symptomatisch fiir den friedlichen Charakter der
sächsischen Protestbewegung war die Kooperation zwisehen den
lläten tınd 'Feilen der alten Administration.“ Mit Brandlers lliick-
kehr und seinem Eintritt in den AuSB am 20. November 1918 änder-
te sielı die USPD-Politik dahingehend, dal] sie die Kontrolle staat-
licher Institutionen, insbesondere bei den Maclıtapparaten Polizei
und Militär, nicht mehr allein der MSPD überließf
Diametral standen sich die untcrschiedliclıen Demokratickon-

zeptionen von MSPD und Spartakusbund gegenüber. Ganz im Sin-
ne der Berliner Spartakıısiiihrııng betrachtete Brandler die AuSB
als Kampforgane der Revolution. Bereits damals stellte Brandler die
Lösung der akute '|`agcsnöte (ltcpatriierung, gerechte Lebens-
mittelzuweisung, betriebliche Mitbestimmung etc.) der Arbeiter in
den Vordergrund. lhm schwcbte dabei alles andere als eine Kopie
des russischen Modells vor. Die anvisierten Maßnahmen, schrieb
Brandler, ›sind noch lange kein Sozialismus, sondern nur Notmaß-
nahmen Fur die Übergangszeit, eine Maßrcgel, die die spätere So-
zialisierung vorbereiten“
Die Wahlniederlage des Spartakusbundes, der zu den Wahlen des

AuSB am 9. Dezember nochmals als Ortsgruppe der USPI) antrat,
zerstörte das relative Gleichgewicht, das bis dahin im Bat vorge-
hcrrscht lıatte. Die Ilegemonie der Chemnitzer MSPI) erschien mit
79165 gegenüber 6705 Stimmen für die USPD deutlicher denn je.
Lediglich Brandler und Heekcrt zogen für die Liste der Unabhän-
gigen in den dreißigköpligen Bat. Das Selbstbildnis einer »kleinen

6 Siehe Karsten Rudolph: Vorn ›1loten Königreich« zum linhsrepubliha-
nischen Projekt. Die sächsische Sozialdemokratie im Kaiserreich und in der
jrühen Weimarer Republik Diss. Bochum 1993. S. 213f.° zur ildledisltusslon im
allgemeinen: VolkerArnold: Hdtebewegung in der Novernberrevolution. 2. Au/1.
Hannover 1985.

7 Siehe Poli:.eilich.e Meldebücher der Stadt Chemnitz Br J 91. ßl. 46 9b. Stadt-
archiv Chemnite. Brandler iilıernahm auch die Position des stellvertretenden
Garnisonsallesten, die ihm Einlluflmöglichheiten auf die militärischen Struk-
turen erqffnete.
8 »Der Kamgfer« vom 30. November 1918.
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Elitegruppe« erselıeint angesichts der lsoliertlıeit der Spartakus-
gruppe adäquat." Zur .lahreswendc 1918/19 befand siclı Spartakus
in Chemnitz in der Defensive. 1Jic Konsolidierung der alten Struk-
turen sclıritt voran. Symbolischen Ausdruck land die restaıırative
Wende in der Tatsache, daß »Beamte der politisclıen Polizei, die
jalırclang die Chemnitzer Arbeiterbewegung bespitzclt hatten und
in den ersten llevolutionstagen verhahet worden waren, wieder in
ihre Stellungen gelangten-'°.
Das überragende Ziel Brandlers blieb die Propagieruug der so-

zialistiselıen Gcsellsehalt auf der Basis des llätesystems. Dabei kon-
zentrierte er sich stärker aul` das politische '1`agesgesehäl`t: orga-
nisatorische Vorbereitııngen zıır Gründung der Chemnitzer KPD,
die Aulreclıterlıaltung des Bauarbeiter-Büros, die Arbeit inı 1luSll
tınd die Herausgabe des ~›Kämpl`er«. Mit Sarkasmus kommentier-
te Brandlcr die Entscheidung des Berliner lleiclısrätekongresscs
(16. bis 21. Dezember 1918), dem Antrag der MSPD zu folgen, am
19. Januar 1919 die Wahlen zur Nationalversammlung durchzu-
führen. Überall lıätten die sozialdemokratischen ›Angst- tınd Sor-
genräte« die =›llevolution vcrraten«. Der soeben eingefülırte Acht-
Stunden-Tag sei ein ›l"eigenblatt«, das nur eine ›vorı`ibergehende
Notstandsmaßregel- der I-lerrschenden darstclle.
Für den Spartakusbund reklamierte Brandler aut' einer Sitzung

des Chemnitzer AuS1l, den Massen 1914 gcnaııso wie 1918 die Wahr-
heit gesagt uııd eine ›revolutionäre, praktische Politik« vor Augen
gehabt zu haben." Maßgebliclıe 'lcile des Spartakusbıındes mach-
ten die USPD-Volksbeaultragten für den aus ihrer Siclıt ent-
täusclıendcn \'erlau1` der llevolution mitverantwortlich. ›Ein wei-
teres Verbleiben in der U.S.l*.D. wäre Solidarisierung ınit der
Konterrevolution. Die Trennung von ihr ist geboten dıırch die
Treue zur llcvolııtiom, zitierte der =›Kämp1`cr« zustimnıend Lieb-
kneehts llede vom Gründungsparteitag der KPD.“ Zu Vorsitzen-
den der am 6. .lanuar 1919 gegründeten Clıcmnitzer KPD wurden
Brandler ıınd lleckert gewählt.“ Bei den Märzwahlen zum AuSI\

9 -Der Kämpfer- vom 12. Dezember 1918.
10 Karlheinz Schaller: Die Arlıeiterparteien in Chemnitz und die llevoltttion

1918/19. In: Helga Grebing, u.a. (11rsg.): Demokratie und Eınrinzipatiorı zwi-
schen Saale und Elbe. Beiträge zur Geschichte der sozialdemokratischen Arbei-
terbewegung. Essen 1993. S. 209.

11 -›Dcr1t'rlmpfer-vom 25. Dezember 1918.
12 -Der lirlınpfer« vom J. Januar 1919.
13 »Der Kämpfer« vom 8. Januar 1919.



›AUSSERH.«-ILB DES KAMPFESMEINER KLASSE ...« 43

gewann sie 10000 Stimmen hinzu und konnte mit insgesamt 16 500
Stimmen den Abstand zur MSPD verringern.“ Begleitet vom En-
thusiasnıus eines 'l`eils der Arbeiterklasse, unterstützt vonı zielstre-
bigen llandeln einiger kommıınistischer Lokalpolitiker, gelang es
Brandler und lleckert bis 1920, den mit etwa 14000 Mitgliedern
weitaus größten Parteibezirk der KPD aufzubatıcn.'5
Wälırend in der Konstituierungsphasc der Weimarer Bepublik

vielerorts bürgerkricgsähnliche Zustände lıerrschten, schien die
Revolution in Chemnitz beendet zu sein. Weder die Ermordung von
Bosa Luxemburg, Karl Liebkneeht und Leo .logiches noch die nach
wie vor katastrophalen sozioökonomiselıen llahmenbedingungen
(Hunger, Arbeitslosigkeit und Preissteigerungen) änderten etwas
an diesem Tatbestand. Brandler war an einer direkten Konfronta-
tion mit der Staaı.smacht nielıt gelegen, weil er die Kräheverhältnis-
se realistisch einschätzte. Zudem war die KPD 1918/19 reiclısweit
in einem dcsolaten Zustand. Aııch Jogichcs, von dem Brandler bir
hauptete, er habe seine Verhaltung (tınd damit seinen sicheren
Tod) in Kauf genommenm, konnte als lnterimslührer die erodie-
rende Partei nicht konsolidicren. Die endgültige Niederlage der
Novcmbcrrevolution und die im Frühjahr 1919 einsetzende landes-
weite Ilııngersnot verursachten soziale Proteste, die staatliche Ge-
genreaktionen, insbesondere das »Chemnitzer Blutbad« mit 50 von
der Polizei erschossenen Demonstranten, auslösten."

Der Aufstieg zum Parteivorsitzenden

Wie viele Kommtınisten ging Brandler in den Jahren 1918-1921
vom nalıcn Zusammenbruch des Kapitalismus aus. Diese Situa-
tionseinschätzung basierte auf der Wechselwirkung zwischen prak-
tischen Erfahrungen und theoretischer lleflexion. Beide Momente
wurden in der Beschltıßlage von KPD und K1 politisch wirksam und

14 Siehe Schaller: Arbetterparteien S. 209.
15 Siehe Bericht über den 3. Parteitag der Kommunistischen Partei Deutsch-

lands (Spartakusbund) am 25. und 26. Februar 1920. 0.0. o. J. S. 35.
16 Siehe Isaac Deutscher: Aufzeichnung einer Diskussion mit Brandler.

15. Februar 1948. ln: Unabhängige Kommunisten. S. 4.
17 Am 24. Juni standen Brandler u. a. KPD-Aktivisten als Angeklagte vor

dem Chemnitzer Schöflengericht, weil sie in ößentliclten Versatnmlungen gegen
Belagcrungszustand und Standrecht protestiert hatten. Siehe ›Der Kämpfen«
vom 28. Juni 1919.
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gesehichtsbildendds 'Hotz der taktisch vorhandenen Krisentendcn-
zen in der deutschen Gesellselıaft bel`and sich die KPI) jedoeh 1919
in einer Sackgasse. l)er Aktionsratlius der Partei beselıränkte sich
aut' einige Organisationskerne in diversen Großstiidten. Der aul`
dem Grüntltıngsparteitag sichtbar gewordene Antagonismus zwi-
sehen ›Sparıakisten« ıınd ›l..inkskonımıinisten« setzte sich 1919
fort” und konnte aut dem lleidelberger Parteitag nur vorüberge-
lıend aııfgelıoben werden. Mit der These, die KPD könne auf die
Teilnahme bei Parlaıııetıtswahlen ıınd auf die Mitarbeit in den re-
formistiseh-gepriigten Gewerksehalten nicht ver'ı.iehten, lagen die
›l..eit|inien« des Parteitages auf Brandlers Linie. l)ie ltevolııtion war
Fur ilın kein einmaliges Lossehlagen, sondern ein zälıes llingen ei-
ner seit .lahrlıundertcn ııntertlrückten lšlasse, die alle Kanıptinittel
nutzen müsse, den Kapitalismus zu überwindenf-'° Seine Wahl in
die Zentrale der KPD ist beretltes Zeııgnis dafiir, daß er den Ans-
grenzungskurs gegen den linkskommunistiseh-syndikalistiselıen
Flügel ıınterstützteß'
Der ansonsten elıer nüchterne Praktiker glaubte weiterhin dar-

an, daß die ›Mehrzahl der deutschen Bevölkerung« den Sozialisnıtıs
wolle und daß man nur noch iiber die Mittel und Methoden zu
streiten brauclıe. Fiir ihn war die Zweiteilung in Staats- tınd Wirt-
sclıattsliiirgeı' das Grıındübel der denıokratiselıen Staatsfortn. Trotz
l'ormelleı° lleclıtsglciehheit werde die niehtbcsitzende Bevölke-
rııngsınelıriıeit durch die übermêichtigen Klasseninteressen tler be-
sitzentlen Klasse strukturell benachteiligt. ()hrıe den Machtwillen
der Massen (und der Partei) keine Veränderung der Gesellselıaft
- das war sein Fazit der Jahre 1914-1919: »Fiir uns gibt es kein
anderes Mittel als die Gewalten, die uns lıemmend entgegentreten
..., mit allen Machtmitteln zu bekämpl`en.«”

I8 Rudolf Luz: KPD, Weimarer' Staat und politische Einheit in der Nach-
icriegshrise 1919-t922/23. Diss. Konstanz 1987. S. 101.
I9 Siehe Die (Iriinduııg der KPD. Protokoll und Materialien der Kommunisti-

schen Partei Deutschlands t9t8/1919. I-lrsg. und eingeleitet von Hermann Weber.
Berlin 199); Hans Man/Ted Bock: Syndikalisinus und Linlrslrommunismus von
1918 bis t923. Ein Beitrag zur Sozial- und tdeengeschtchte derfrühen Weimarer
ilepubliír. Darmstadt 1991. S. I-tl.
20 lleinfich Brandler: Die .-tktiorı gegen den Kapp-Putsch in Westsachsen.

llrsg. von der KP!)(Sachsen). Berlin 1920. S. 52.
2! Hermann lieber: Die ttizndlung des deutschen Kommunisınus. Die Stalini-

sierung der tı'PD in derWeimarer tteμulılik. ltd. 2. Fmnlçfurt am Main t96 9. S. 84.
22 Heinrich Brandler: Durch die lime zurEinheit der Arbeiterlılasse und zum

Kommunismus. Chemnitz o. J. N919). S. J, 5 und I3.
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›Wir haben überhaupt noch keine Partei-«, konstatierte Brandler
auf dem 5. Parteitag der KPD im Februar 1920.” Zwar bezog sich
dieser I-linweis vor allem auf das rlıeinland-westl`alische Gebiet, wo
es heftige Kiimpie zwisehen der anarehosyndikalistiseh geprägten
»Roten lluhrarnıee« und der lleiclıswelır in dieser Zeit gab“. l)oeh
er bett'al` last die gesamte KPI), die weitgehend olıne Massen-
einfluss und hınktionierenden organisatorischen Apparat blieb.
Beides hotlte er, in einer kombinierten Strategie - Unterstützung
von Betriebsräten, konkreten Tageslorderungen und dcnı Eintreten
für ›l'roduktionskontrolle-= - zıı erlangenfä Die Aktion gegen den
Kapp-Ptıtseh ernıiiglichte der ltätebewegung im März 1920 noch
einmal eine kurze llenaissancc. Als einer von drei gleielıberechtíg-
ten Präsidenten des Arbeitervollzııgsrates avancierte Brandler zu
einer Sclilüsselfigıır unter den vorübergehend veränderten Chem-
nitzer Maehtverhältnissen, die der Gencralstreik erbracht lıatte.9°
llervorzuheben ist der Pragnıatismus, den er im Umgang nıit der
neu erlangten Macht an den 'l`ag legte. Ihm war klar, daß die KPD,
obwohl stärkste Fraktion im Vollzugsrat, nielıt gegen MSPD ıınd
US PD regieren konnte. Von daher lehnte er, obwohl einige tausend
bewaffnete Chemnitzer Arbeiter ihn sielıerlieh dariiber naeh-
denken ließen, eine militärische Einmischung in die Leipziger Aus-
einandersetzungen als überflüssigen ılietıerwelırdienst« ab.“ Aueh
stand er den bewalTneten Aktionen seines Parteigenossen Max
lloelz skeptisch gegeniiber.23 Den llliek fürs Machbare behielt er
atıelı, als er sieh, u'otz interner Kritik, widerstrebend dem Druck
der MSPD beugte und am 5. Mai den Arbeiter- tınd Vollzugsrat mit
aullöste”

2) Bericht tiber den 3. Parteitag. S. I6.
24 Siehe Larry Peterson: German Communism, Workers' Protest and Labour

Unions. The Politics of the United Front in Ilhineland-Westphalia t920-t924.
Dordrecht etc. 1993.
25 Siehe ßericht über den 3. Parteitag. S. I7.
26 Siehe ßrandler; Die Aktion; zusammenfassend: Erhard Lucas: Der bewqfi-

nete .-irbeiteraufstand im Ruhrgebiet in seiner inneren Struktur und in seinem
Verhaltnis zu den Klassenhäınpfen in den versehiedenen Regionen des Iteiches.
Frankfurt am Main 1973. S. 16231
27 Brandler: Die /lhtion. S. 69.
28 l-íbenda. S. 5411
29 Brandler: Die Aktion. S. 82;; zur Kritik an Brandlers Kurs aus Sicht der

DD!t-lf`orsrJıung.- Erwin liönnemann, Hans-Joachim Hrusch: Aktionseinheit
contra Kopp-Putsch. Der Happ-Putsch im Mär: 1920 und der línınμf der deut-
schen Arbeiterklasse sowie anderer tt/erhttttiger gegen die Errichtung der Mitt-
tdrdihlatut' undflir demokratische Verhaltnisse Berlin 1972. S. tlhlißf und 427_fl
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Die nun eingetretene reichsweite ›-Kampfuneııtsclılossenheit«der
SPD-Arbeiter und der erneute ›Verrat« ihrer Fiihrer zwinge die
schwache KPD, den Kampf einzustellen.
Auf lleiclısebene war ßrandlers Kompetenz als Gewerksclıalls-

fachmann und politischer Praktiker, der sein Wissen immer häu-
figer auch in tlıeoretisclicn Schriften darlegte, zunehmend gefragt.
Die Tatsache, daß er auf verschiedenen Parteitagen - so auf dem
Berliner Nereiıiigungsparteitag« von USPD-Linke tınd KPD Anfang
l)c'/.einber 1920 - zum Thema »Gewerkschaften und Betriebsräte«
referierte, untcrstrciclıt seinen nunmehr erlangten Stellenwert in
der Parteilıierarelıie.°° lm Februar 1921 wurde er Nachfolger des
KPIJ-Vorsitzenden Paııl Levis' - ein Amt, das er siclı mit Walter
Stoecker teilte und in dem er zum leitenden Mitvcrantwortlichcn
eines sinnlosen Putsch-Versuches wurde, der als ›i\flärzaktion« in
die Geschichte der KPD einging” Auf der Sitzung des Zentralaus-
scbusses (ZA) vom 17. März 1921 gab Brandler in einer völligen
Verkennung der Situation das Signal zum Übergang der Partei in
die Offensive: »Ich behaupte, daß wir heııtc schon 2-5 Millionen
nichtkommunistiseher Arbeiter im lleich haben, die wir dıırclı un-
sere kommunistisclıc Organisation beeinflussen, die in Aktionen
auch in einer AngrilTsaktion von uns unter unserer Parole kämpfen
werden. lst diese meine Auffassung riclıtig, dann verpflichtet uns
dieser Stand der Dinge, daß wir uns nicht länger nur passiv,
abwartend verhalten können ..., sondern dann verpflichtet uns die
jetzige Situation, mit Aktionen einzııgreifen, um die Dinge in un-
serem Sinne zu åndern.«°3 Das widersprach diametral seinem

30 Heinrich Brandler: Koreferent der ()pposition. ln: Protokoll der Verhand-
lungen des Ersten lteichslfongresses der ltetriebsräte Deutschlands, abgehalten
vom 5.-Z Oktober 1920 zu Berlin. ln: lteprints zur Sozialgeschichte, hrsg. von
Dieterßowe, ßerlin/lionn 1981. S. 21Q1I;Ders.:l1etriebsr(1te und politische .-1rbei-
terrate, nebst .-lnhang (Leitsätze über die Aufgaben der Betriebsräte, Organ isn-
tion der Betriebstflte und Leitsätzefür die politischen /lrbeiterrlite). Rede des
Genossen Brandler auf dem 5. Parteitag der 1t'P1)(S) in ßerlin am 2. November
1920. o. J.; Ders.: Gewerkschaften und lletriebsrdtte. 1n:liericht über die Herlıarut-
lungen des t-'ereinigungsparteuagrs der U.S.P.D. (Linke) und der li'.P.D. (Spar-
takusbund). /lbgehalten in Berlin vom 4. bis 7. Dezember 1920. ßerlin 1921.
S. tííßf

31 Siehe CharlotteBerndt: Paul Levi. Ein deınokratischer Soztaltst in der Wet-
marer Republik 1-1-ankfurt am A-min 196 9. S. 521)!
32 Siehe Sigrid Koch-Baumgarten: Aufstand der Avantgarde. Die Marzakti-

on der KP1) 1921. Frankfurt am Main 1986; Stefan lieber: Ein kommunisttscher
Putsch?Mdızaktion 1921 in ll-tittedeutschlarıd. ßerlin 1991.
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Politikansaız während des Kaμp-Putsehes, bei denı er darauf be-
daelıt war, die Krälteverhältnisse realistisch einzuordnen. Wie vie-
le atıdere Kommunisten auch war er plüt'/.liclı von der Aktualität
der llevelution überzeugt, zumal es darum ging, Deutschland ›itı
liiclıtuııg des Bündnisses mit Sowjetrußland« zu bringen.“ Eine
gewisse Vermischung von deutschen und russischen Interessen war
danıit auch für Brandler selbstverständlich, ging es doeh ıım die
Fortsetzung der Weltrevolution. Das Scheitern der Märı.aktion er-
klärte er tınter anderem mit organisatorischen Mängeln des Partei-
apparates und mangelnder Parteidis'/.i|1lin. Er bezeichnete denjeni-
gen, der behaupte, der Aufstand sei vom Fllâlll eingeleitet worden,
als einen werlogenen Strolch«, womit er für die Zentrale die llaupt-
verantwortııng übernahm.“
lm April 1921 wurde Brandler verhallet. Vor Gericht übernahm er

ÖlTentlielt die politische llauptverantwortung für den gescheiterten
Aulstandsverstıelı.“ Verurteilt zu fünf .lahren Festtıngshaft im ost-
preııßischen Gollnow, gelang es Brandler, im November 1921 in
die Sowjetunion l`lie|ıen,37 wo er auf Vorschlag seines Mentors Karl
ltadek zum olTrı.iellcn Vertreter der KPD in der Exekutive der Kl
ernannt wıırdefiß Selbstkritisclı hielt er lest: »Naeh der Märzaktion
hat siclı in Teilen der Partei immer mehr das Bestreben geltend
gemacht, die eigene Schwäche durelı radikal sein wollende ltedens-
arten zu vertuschen. Das mtıß aulhören. Wir täuschen damit nicht
den Gegner, sondern nur uns selbst. Die sterile Methode, bei allen
aultaııehenden Fragen eine Antwort zu geben, was zu tun ist, wenn
wir die Macht hätten, scham uns kein Ouentehen Macht. Die Partei
lıat versäumt, an das Konkrete anzuluıüpl`en.«5°

33 Protokoll der Sitzung des Zentralausschusses vom I7. Mm 1921, ZP/1. I 2/
I/6. Bl. 8. Brandler bezeichnete 1924 die A-Mrz-Aktion als ›Sturrnangri,0`- aufden
Kapitalisınııs, um dieMachtübernahme der KPD beschleunigen zu können. Sic-
he Koch-Baurngarten.' Aufstand. S. 131.
34 Z!š»1.I2/I/6. Bl. 9.
35 Siehe Koch-Baumgarten: /Iqfstaml. S. 334.
36 Der Hochven'at.spro::.fß gegen Heinrich Brandler vor dem außerordentli-

chen Gericht am 6. Juni 1921 in Berlin. Leipzig/Berlin !92!. S. 8.
3 7 H'eber:H?1ndiung. Bd. 2. S. 85.
38 Siehe Bedrer: Brandler: S. H3.
I9 Heinrich Brandler, Gollnow, den I. August I92I:/In den Zentmlausschqß

der l/KPD. In: SAPMO-B.-Irch. lil' I 2/2/29. B. 7-14.
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Auf dem Weg zum 1-deutschen Oktober«

Naeh seiner lliiekkehr im September 1922 übernalını Brandler er-
neut die Führung der KPD.'*° Damit war ein entsclıeidender Schritt
seiner politisclıen Laufbahn vollzogen. Vom Vlll. Parteitag der KPD
Anfang 1925 mit großer Mehrheit in dieser Funktion bestätigt,
schien liraııdler auf dem Höhepunkt seiner Maelıt. Doclı das ständi-
ge Katz-und-Maus-Spiel zwisehen Brandler und seinen Getreuen
auf der einen, der sogenannten ›linken« Opposition, und der Kl auf
der anderen Seite ließ eine dauerlıal`te Konsolidierung der KPI)
nicht zu. Relativ früh korınte man erkennen, daß eine in Fraktions-
odeı' Apparatkämpfe verstrickte KPD inı Grıınde lıaııdlııngsıınfzilıig
war. Diese strukturellen Schwierigkeiten ollenbarten sich beispiels-
weise bei der angesagten Umsetzung der liesehlußlage des IV. Kon-
gresses tler Kl und des Leipziger Parteitages, dcını die darin ge-
forderten Postulate, Einlıeitsfront und Artıeitcrregicrııng, galten als
grundlegende Voraussetzungen zur Vorbereitung der llevolution.
Doclı bereits zu diesem Zeitpunkt spitzte sielı der Konflikt zwisehen
der lirandler-7.entrale und tler innerparteiliehen Opposition um
llutlı Fischer und Arkadij Maslow zu und führte zu einer daııerlıaf-
ten - niclıt mehr korrigierbaren - Paralyse der KPD, an der die
Brandler-Zentrale letztlich zu Grunde gehen sollte. lleide Seiten
beselıwerten sielı ständig beim EKKI und selıwâielıtcn damit die
Position der KPD. Der auf der Moskauer Nerständigııngskenfe-
renz« Ende April / Anfang Mai 1925 herbeigefiilırte Kompromiß be-
deutete letztlich einen Rückschlag für llrandler, denn er forderte,
vier Vertreter der Linken, darunter l-`iseher und Tlıälmann, in die
Zentrale atılzunelımen und kiinltig auch bei Meinungsverschieden-
heiten geselılossen aufzuueten.“ Brandler lehnte diesen von ihm

40 .-IL; gesidtert gilt ßrandlers Abreise aus der Sowjetunion im Juli I922.
0_0'enbar ıoeilte er bis September in der CSR, wo er wahrscheinlich als Berater
der tschechischen Parteifii hrungfungierte. Siehe hierzu Brandler an Deutscher
am 12. Januar 1959. In: Unabhängige Iionımuntsten. S. 179; Weber: Wandlung.
Bd. 2. S. 83.
4! S.-IPMO-Bflmh. RJ' I 6/I0/7. Bl. I3' 7. - Siehe hierzu auch: Das Exekutiv-

ltomitee der KJ., Resolution zu den Dilferenzen in der deutschen Partei (Nicht
endgültige hbrtnttlieı'ung.' Streng vertraulicht). In: Ebenda. I 6/10/7. Bt. 233 bis
239; die vom h`KI\'l geforderte Erklärung der Opposition, datiert Moskau. den
4. Mai l9.'-23, und unterzeichnet von Fischer, Thälmann und Maslow. ln: Eben-
da. I 6/3/H7. Iil. 33; llcsolution des EKKI, der lfertreter der Zentrale der HPI)
und der linken Opposition von Anfang Mai 1923 zu den taktischen Diflerenzen
in der KPD. In: »Die Rote Fahne« vom I3. Mai 1923.
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als ›Pferdefuß« bezeielıneten Kompromiß zunächst ab, beugte siclı
jedoch »unter dcr Bedingung, daß in den nächsten Monaten die
Zusammenarbeit in erträgliclıe ßalınen gelenkt und zur völ-
ligen Entgiftung der Atmosphäre ıınd l-lerstellnng eines wirklichen
Vertraucnsverhältnisses zwischen Opposition und der Parteimehr-
heit ausgenutzt werden solltc~“'2.
lm Sommer 1923 kam es wegen der von der KPD-l°`raktion be-

triebenen Tolerierııııg der sächsischen SPD-Minderlıeitsregicrııng
erneut zu erlıebliclıen Spannungen". Während die Mehrheit der
Zentrale im sächsischen Experiment ein Bollwerk gegen die sich
vor allem in Bayern formicrenden fasclıistischen Verbände und den
Ausgangspunkt für alle weiteren »Aktionen im Reich« antizipierte,
forderte die ›linke« Opposition den Sturz der sächsischen Minder-
heitsregierııng. Wiederum verlangte Brandler vom EKKI eine Grund-
satzentseheidung, um ohne ständige Störmanöver handeln ztı kön-
nen. Die Bussen sollten dafür sorgen, daß die Berliner »eins aul`s
Maul bekommen-="'*.
Dagegen löste Badeks =›Sehlageter-Bede« vom 21. Juni 1025“, je-

ner Höhepunkt der nationalbolsclıewistisclıen Taktik, ınit der die
KPD naclı »rechts-= tšeöffnet werden sollte, in den Führungsgremien
der kommunistischen Bewegung weniger Dissens aus. Vielmehr
deutet vieles darauf lıin, daß die von Badek geforderte Ausnutzung
nationalistisclıer Stimmungen zur Gewinnung von Biindnispart-
nern in allen ßcvölkcrungsschichten, vor allem bei den Mittel-
schichten, schon vor seiner llede im Führungszirkel der KPD weit-
gehend ununıstritten war.“ Nach eigener Aussage habe Brandler

42 Brandler, Moskau, den 2. Mai 1923, /tn die Zentrale der IfPD, Berlin. In:
S.-IPIVO-B/Irclt. BY! 2/J/203. BL 80_/Ü - Die von der Ifomtnission geführten
Gespräche mit den beiden deutschen Delegationen wurden nicht protokolliert.
so dafl der Brief Branalers, geschrieben vor der abschtieflenaen Sitzung der
»I/erstandigungskonferenz« als einziges verjiigbares Dokument einen Eindruck
vom Verlaufder internen Verhandlungen vermittelt.
43 Brandler, Berlitz, am 13. Juni 1923. /In die Deutsche Delegation, z. II. cl.

Gen. Hörnle, Moskau. In: Ebenda. I2/3/203. Bt. 103-107; Brandler, ßerlin, am
16. Juni 1923, /-In die Deutsche Delegation, z. I-I. d. Gen. Hörnle, Moskau. Eben-
da. I 2/3/203. Bl. 108- 111.
44 Ebenda. l 2/3/203. Bl. 109.
43 Siehe Protokoll der Konfenenz des EilKI. Hamburg 1923. S. 240-245; siehe

auch Louis Dupeuaz: Nationalbolschewismus in Deutschland 1919-1933. Korn-
munistische Strategie und konservative Dynamik. Franlgfurt am Main 1985.
S. 186111

46 Hoernle an Brandler, 18. Juni 1923. In: S/IPMO-Bftrch. BY I 6/3/115.
131. 74-78.
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z. B. »in allen Berliner Mitgliederversamnılungen, auelı im Reich,
tınseren Proleten und auelı den SPD-Arbeitern in fünf Minuten be-
greiflielı machen können, um was es sich (bei der Selılageter-llede
- der Verf.) handelt«"7. ßei »leitenden Fasehistenkreisen« - Brandler
spielt auf nationalrevolulionäre Sympathisanten, etwa aııf General
Lfettow-Vorbeek, an - herrsehe hingegen »Verwirrung-=, die der KPD
nutzen könnte.“ I-Iine sielıthare Konsequenz des Sehlageter-Kurses
war denn auch die partielle Kooperation einer Minderheit aus dem
nationalrevolutionären h'/.w. faselıistisehen Dunstkreis mit der KPD.
Einige davon, wie Hans von llentig, zu dem Brandler sehon seit
1921/22 Kontakt hatte, unterstiitztcn seit Somnıer 1925 aktiv die
Planungen zum =›deuIselıen Oktober«-=.'*°

Die Okmberniederlage

Die Unlälıigkeit von Politik und Wirtschaft, den Pnıhrkonflikμ aber
auelı die llyperinflation und Pauperisierung oder den Bankrott der
Staalslinaıızen zu beenden, stieß zunehmend auf Widerstand aus
allen Bevölkerungsschiehten. Das äußerte sich sowohl in einem Er-
starken der nationalistischen Bewegungen bis hin zu Separations-
hestrebungen im lllıeinland und in Bayern als aueh in vereinzelten
Streikaktionen der Arbeiterselıafl. In beiden Bewegungen waren in
starkem Maße auch die kleiııbürgerlielıen Mittelsehiehten invol-
viert. Die KPD fülırte am 29. Juli 1925 einen reiehsweiten »Anti-
fasehistentag« dureh, auf dem sie nach ßrandlers Auffassung -/.wei
Aufgaben zu erfüllen lıatte: ›Wir müssen ideologiselı unı SPI)-Ar»
beiter und Kleinbürgermassen kämpfen. Wir müssen ihnen aber
auch mit der anderen lland den Knüppel zeigen.«-15°
Vor dem Hintergrund der komplizierter werdenden Situation for-

derte Brandler die »rasche Herstellung der proletarischen flinheits-
front zur lüroberung der politischen Macht, Kampf zum Sturz der
Cuno-Regierung, Verhinderung jeder neuen Koalitionsregicrung

47 Brandler an Iíaılek, 12.Juli 1923. Ebenda. I 2/3/208. BL 4J&fi
48 Ebenda. Bl. 440;
49 Dupeux. S. 169 und 202/1
50 lírandfcr, Berlin, den I8. Juli 1923, an den Gen. Karl Iladek, Moskau. In:

S.-IPMO-B/lrch. RK I 2/3/208. Bl. 448450: eine Kopie des Briefes schickte Brand-
ler' auch an Hoernle: Brandler, Berlin, den I8. Juli 1923. /In die Deutsche Dele-
gation, zu Händen des Gen. Hoernle, Moskau. Ebenrla. I2/2/203.31. 15!-153.
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und Bildung einer Ar|beiter]- und Baııernregienıngß' Diese Ziele
seien nur mittels einer Kombination von parlamentarischen ıınd
iaußerparlamentarischen Porderııngcn zu erreichen: lleiclıstagsauf-
lösung und Rciclısbctriebsrätekongreß. Erstere sollte mit dem
Programm einer Arbeiter« und ßaucrnregierung inklusive einer
Erfassung der Sachwerte, Prodııktionskontrolle, l-Intwaffnııng der
faschistischen/nationalistischen Verbände und Bewaffnung der pro-
letarisclıen Kampforganisationen verbunden werden. Die außer-
parlamcntarische Schiene sollte vom lleichsbctriebsrätckongreß
maßgebliclıe Impulse bekommen. Von diesem Paket erlıollte sich
Brandler eine mobilisierende Wirkung auf die Massen, denn der
von der KPI) antizipierte ßürgerkrieg schien unvermeidlich. Er
widersprach der »linkem Opposition, die statt der Losung »Arbei-
ter- und ßauernregienıng« die der »Diktatur des ProlctariaLs« bzw.
der KPD, forderte. Das sei eine »gcfalırliche l)ummheit«, welche die
KPD in eine »furchtbare Niederlage« fiihren würde, da sie die not-
wendige Einheit der Arbeitersehaft sowie die Gewinnung der städ-
tischen und ländlichen Mittelschiclıten gcfahrde. Eine Zuspitzung
der Dilfercnzen zwischen Zentrale-Mehrlıeit und Opposition er-
folgte bereits während des sogenannten Cuno-Streiks. Nach dem
Cuno-Streik verteidigte Brandler die abwartendc lllaltung der Par-
teifülırung.” ln seiner Begründung wird der Gegensatz zwischen

51 Stenographisches Protokoll der 2. Tagung des Zentmtausscltusses der KPD
am 5./6.8.1923. ZPA. 1 2/1/18. B1. 60_0f; eine Zusammenfassung der 'lagungjür
das BKK1: 1-1. Möller, Deutscher Referent, o. 0. u. 1). (Moskau, vor dem 11.8.
1923): Die Tagung des Zentralausschusses der KPD am 5_/6.8.23. Ebenda. 1 6/3/
119. 131. 92-95; H. Brandler, Polbüro, Berlin, den 8. August 1925, An die Exe-
kutive der Komintern. Ebenda. 12/3/208. Bl. 458-459.
52 Unmtttetbares Ergebnis des Generatstreiks war der Rücktritt der Regie-

rung Cuno am 11. August 1923 und die Konstituierung der Großen Koalition
mit G. Stresemann (D1/P) an der Spitze. Aufden 1-'ertaqfder Cuno-Streik-Bewe-
gung und dessen Auswertung durch die KPD-Führung kann hier nicht näher
eingegangen werden, es liegen jedoch. auch hierzu interessante Materialien im
ZPA vor, wovon u. a. zu nennen sind: Polbürositzung vom 14.8.1923. libenda.
1 2/3/3. Bl. 231-232; Polbilrositzung vom 17.8.1923. Ebenda. Bl. 23 3-234; Pol-
büro-Sitzung vom 21.8.1923. Ebenda. Bl. 235-238; 11. Brandler, Berlin, 20. /tu-
gust 1923, An die Deutsche Delegation, 1'.. H. Gen. Harnle, Moskau. Ebenda.
1 2/3/203. Bl. 162; ll. Möller, Deutsdıer lleferent, o. 0. u. D. (Moskau, nach dem
15.8.1923): Bericht über die Massenstreikbewegung vom 8.- 15.8.1923; ebenda.
1 6/3/119. Bl. 86-91; Protokoll der Koryerenz der Zentrale der KPD mit den
Bezirkssekretdren und Itedakteuren vom 24.8.1923 in Leipzig. Ebenda. 1 2/2/3.
Bl. 235,01
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ihm und der linken Opposition sowie der russischen Führung über
die Realisierung eines geplanten Aufstandes in Deutsclıland dent-
lich: Eine llcvolıuion lasse sich nicht bzw. nur bedingt »organi-
sicrcn~. Grundlage der prolelarisclıcn llevolutiorı sei zunächst eine
spontane lleaktion der .\1assen auf die Krise. Erst wenn die Massen
ein bestimnıtcs Maß an Aktivität erreiclıtcn, könne die kommuni-
stische Partei lenkend eingreifen und die Führung der Bewegung
übernehmen. Also nicht avantgardistischcs Vordriingen, auch auf
die Gefahr einer Niederlage lıin, sondern Kampf auf wirklicher
Massenbasis. Sowohl für die Opposition als auch für die Führer der
russischen Partei - bei aller sonst gegebenen DilTcrenz - war die
prolctarische Revolution prinzipiell organisicrbar, weslıalb für sie
die Frage tler Maximalfortlcrungen und die der matericll-tecluıi-
sclıen Aufstandsvorbereitungen (bis hin zur Terminsetzung) im
Vordergrund standen. l)ie KPD benötige eine Frist von sechs bis
acht Monaten für den Beginn der entscheidenden Kâiınpfe.“
Demgegenüber erwarteten die russischen Kl-l°`iihrer auf Grund

der aus Deutschland eintrelfenden Meldungen eine wesentlich
schnellere '[.uspitzung der Sittıation und drängten die KPD-l"üh-
ruııg im August/September 1925, zur Aufstandsplanung nach
Moskau zu konımen. Der sonst eher nüchterne Brandler geriet
durch die ihm in Moskau entgcgcngebrachten Sympathien und Er-
wartungen olfenbar so in Euphorie, daß er sich vom Optimismus
der russischen Parıeiführcr anstecken ließ. Seine Zurückhaltung
gegenüber einer kurzfristigen Aufslandsplanung in Deutsclıland
hielt er jedoch aufrecht. Des weiteren verdeutlichtc er, daß die Dif-
ferenzen nıit der linken Opposition in »normalen Zeiten« binnen
eines halben .Ialıres auszuräumen gewesen wären, nicht aber in
einer Phase der Ilürgerkriegsvorbcreitung. Die Siuıation sei jetzt
die, daß, »wenn wir den Kampf wagen ıınd unterliegen, die Welt-
revolution aııf 10 bis 20 Jahre zurückgcworfen wird« Das EKKI
müsse eine Entscheidung fallen, da die KPD intern nicht zur Kon-
fliktlösung faihig sei.“ Am 4-. Oktober 1925 faßte Sinowjcw die Dis-
kussion zwisclıen KPD-, und Kl-Vertretern zusammen: Es lıerrsche
allgemeiner Konsens, »daß die revolutionäre Krise in Deutschland

53 11. Brandler, Berlin, 28. August 1923, An die Exekutive der K1 (Abschrift).
ZPA. 12/3/208. 111. 475-476.

54 lšbenda. l 6/3/126. lil. 124; ebenda. l 6/10/78. 111. 43-4 7. - Maslow wurde
durch eine vom E1\'Kleingrset:te Kommt`ssion :ur Kldrung gegen ihn erhobener
1/orıoürfe von den weiteren Verhandlungen ausgeschlossen. Er blieb bis Januar
1924 in Moskau.
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herangereilt ist und daß jetzt die Frage des bcwalTneten Aufstandes
und entscheidenden Kampfes eine 'fagcsfrage geworden ist Wir
haben zu unserer genıeinsanıen Orientierung eine Frist gesetzt,
weil wir der Meinung sind, daß, wenn alle objektiven Vorbcdin-
gungen herangereilt sind, es einer revolutionären Partei genügt,
siclı eine Frist zu setzen zur Vorbereitung aller notwendigen Vor-
arbeiten. Als eine solche provisorisclıc Frist ist vorgesehen der
9. ±\|ovember.«°5
Somit rechnete die KPD-Führung Anfang Oktober mit einer sich

schnell versclıärfenden Situation dıırch die Kräfte der »Konter-
revolution«-=, welche sie schnell und trotz mangelhafter technischer
Vorbereitung zur Aufnaluııc von Kämpfen zwingen könnte. Den
Eintritt in die l..andesrcgierııııgcn von Sachsen und 'l`lıüringen ver-
stand die KPD-Zentrale als den »notwendigen proletarischen Faust-
sclılag aııf den Tisch der Bourgeoisic«=5°. Am 10. Oktober 1925 berief
der sächsische Ministerpräsident Zeigner (SPD) die KPD-l~`unktio-
näre Böttcher und Hcckert zum Finanz- bzw. Wirtschaltsnıinister.
An Stelle des urspriinglich geforderten lnncnressorts wurde Brand-
ler zum Leiter der Staatskanzlei ernannt." Ob es Zeigncr aber wirk-
liclı gelang, ihn de facto »noch unter das Niveau eines Sekretärs«
zu drücken“, ist zweifelhaft. Wenigstens sollte bei solchen Ein-
schätzungen berücksichtigt werden, daß dic kommunistischen lle-
gienıngsmitgliedcr lediglich zwei Wochen Zeit lıatten, sich in die
administrative Arbeit einzufinden und erste eigeııe Vorstellungen
umzusetzen. Durclı die von Reichspräsident und Beichsregierung
befohlene Beichsexekutive gegen Sachsen sah sich die KPD-Füh-
rung jedoch gezwungen, ihre ohnehin überhasteten Kampfvorbe-
reitungen noch zu forcieren. Damit wollte sie der Gefahr vorbeıı-
gen, ohne Gegenwehr aktionsunfahig zu werden. Deshalb beschloß

55 Stenographisches Protokoll der zweiten Sitzung der russischen Mitglieder
des lšxekutivkomitees der Komintern mit der Delegation der Zentrale der KPD
und der Delegation der Bezirksleitung Berlin-Brandenburg. ln: RCCMDNI.
Moskau 4.10.1923. 495, 19, Bl. 68.
56 W. Koenen, Berlin, den 10. Oktober 1923, An die deutsche Delegation beim

E. K. der Kornintern, :_ ll. Genossen Hoernle und Zetkin, Moskau. ln:S/1PMO-
B/lrch. 1l'Yl 2/3/203. BL 222-225.
57 Brandler schrieb in seinem Brtgf vom 8. Dezember 1954 an Deutscher, er

habe bei den Koalitionsverhandlungen mit Zeigner »kategorisch das Innenmini-
sterium gefordert-f, die l-erhanalungen endeten mit dem Kotnpromiß, »daß ich
nicht Minister, sondern .Staatssekretär beim Ministerpräsidenten werden sollte
mit der Vollmacht, daß mir die Polizei unterstellt wird«. Unabhängige Kommu-
nisten. S. 126. 58 Rudolph: »Rotes Königreich« .S 465.
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die Zentrale der KPD, den unter der Losung »Kampf gegen die wirt-
schaftliche Not« stehenden Chemnitzer Arbeiterkongreß am 21. Ok-
tober zu nutzen, um zum Gencralstreik gegetı die lleiehsexekutive
aufzurufen. Brandler betonte dessen defensiven Clıarakter: ›leh
untcrbreitc lhncn einen Antrag, von dem das Schicksal Detıtsch-
lands abhängt. Hätte der Generalstreik-ßesehlııß gestern noelı so
ausgesehen, als ob die Arbeitersehatt zum AngrilT ülıergegangen
wäre, so ist er nach der neuesten Kriegserklärung des General Mill-
ler an die sächsische Landesregierung und an das sächsiselıe Pro-
letariat ein Gebot der Selbstverteidigung.«°°
ßrandlers Appell an die SPD-Vertreter, dem Aufrııf zu folgen, da

der Streik ohne sie nicht durehfiihrbar sei, war vergebens. Arbeits-
minister Graupe (SPD) wandte sielı gegen den Antrag, die von ihm
vorgeschlagene paritätiseh besetzte Kommission lehnte den Antrag
auf l)urelıfiilırung eines Generalstreiks ab - ein Ilevolutions-
begräbnis dritter Klasse, wie 'l`tıallıeimer Jahre später lakonisch
formulierte5°. Die von Brandler initiierte Aufstandsabsage leitete
nicht nıır seinen Sturz. ein, sondern trug zur lšntstehung der »Ok-
toberlegende«, dem Verrat Bratıdlers und der ›ı'eehten« Führung an
der deutschen llevolution.

Der Sturz

Der Einmarsch der Reichswehr zwang nicht nur die Zeigner-lie-
gicrung zum lliiekuitt, sondern führte auch zum zeitweiligen Ver-
bot der KPD. Daher mußte am 5. !'\'ovembet' 1925 tler ZA in llerlin in
›strengster lllegalität« tagen.“ Der zunehmend unter Besehuß gc-
ratene Brandler verwies darauf, daß die Politik der KPD auf ein
=›einstweiligcs Ausweichen des I-lntseheitlungskampfes« eingestellt
sei. Der Optimismus basierte aııf der Hoffnung, daß die Arbeiter
nach denı »erneuten Verrat« der SPD wieder verstärkt der KPD fol-
gen wiirden. Die »Zerstörung der Sozialdemokratie als der letzten
Reserve des Banken-, Agrar- ıuıd Industriekapitals inı Lager der
Arbeitersehaft« bezeichnete er als -wichtigste Aufgabe zur Zer-
setzung des Gegners«. Ferner lıob Brandler hervor, daß nicht die
technischen Fragen die Hauptmängel der Aufstandsvorbereitungen

J' 9 -Die Rote Fahne« vom 22. Oktober 1923.
60 August Tholheiıner.- 1923. Eine vemq/Jte Revolution?Die deutsche Omaha"-

legcndc und die ıoı'nlrtı'che Geschichte von 192). ßerlin 1911.
6! N. N.: Die Sitzung des Zentralousschusscs vom 3.11., Berlin, den 4.11.1923.

ln: SAPMO-Bflrch. Ill' I 6/10/78. fil. 20! -211.
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gewesen seien, »sondern die Uneinigkeit, Meinungsdifferenzen in-
nerhalb tier Zentrale«
indessen bereitete sich die ›linke« Opposition nıit llilfe Sinow-

jews darauf vor, die Führung in der KPD zu übernehmen.“ Somit
war es nicht verwunderlich, daß es der zerstrittenen Parteiführung
nicht gelang, die vom f-IKK! geforderten gemeinsanıen Thesen zunı
»deutschen Oktober« zu erarbeiten. Das Resultat war eine Spaltung
der bisherigen Zentralemehrheit in die Brandler-Thalheimer-
Gruppe und die sog. =›Mittelgruppe«, womit es in der Zentrale nun-
mehr drei Fraktionen gab, die alle eigene Thesen verlegten.“
Brandler betonte, daß ›die grundlegenden Ursaclıen der Oktober-
Niederlage objektiver Art und nicht wesentlich Fehler der KPD
waren. Die entsclıeidende Ursaclıe liegt zweifellos darin, daß wir
den hemmenden Einfluß der Sozialdemokratie ıınterschätzt haben.
Die Mehrheit der Arbeiterklasse war noch nicht hir den Konımu-
nismus gewonnen«
Zu liecht problematisierte er die Übertragung russischer Sehe-

mata auf deutsche Verhältnisse - ein Wesenszug der nun einsetzen-
den ßolschewisierung der KPD. llalten die russischen Mensche-
wiki, mit denen die deutschen Sozialdemokraten verglichen worden
waren, zeitlielı eine etwa gleiche Tradition wie die Bolselıewiki, so
könne das für die deutsclıe Arbeiterbewegung niclıt gelten: llier
lıabe die Sozialdemokratie eine über sechzigjährige Tradition mit
=›eingerosteten Ideologien, festen Organisationen, Tausenden von
llürokraten-, die ungleich schwerer zu überwinden seien, als die
menschewistischen Einflüsse in der russischen Bewegung. Die
deutschen Konııııunisten verfügten erst seit fiinf Jahren über eine
eigene Organisation, deren ideologische Tradition zwar schon seit
zwölf Jalıren existiere, aber aus der sozialdemokratischen hervor-
gegangen sei.“
Vonı 8. bis 21. Januar 1924 fanden in Moskau die Beratungen des

Präsidiums des EKKI mit den Vertretern der drei Richtungen in der
KPD statt. Brandler konnte seine Auffassungen referieren, wurde
aber, wie auch lladek, nicht in die Kommission zur Ausarbeitung
der politischen Resolution über die Lehren der deutsche Ereignisse

62 Am 23. Novcmba' 1923 vcrjdgtc von Sceckt das rcíchswcitc Verbot der
KPD.

63 Den Prozeß der Spaltung der Zcntralcmelırheit beschreibt sehr anschau-
lich ein Brig/'von Hugo (Eberlein), Berlin, am 21. De:.eınber192J, An den Gen.
Pieck, Moskau. In: SAPM0-Bar-ch. Ill' 1 6/3/126. Bl. 151-158.
64 Ebenda. I 6/3/120. BL 86.
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gewählt. Damit war seine Demontage als KPD-Vorsitzender intern
bereits perfekt, da bis zur Absehlußsitzung keine Disluıssionen
mehr im Plenum stattfanden und er keinen Einfluß mehr auf die
Abschlußdokıımcnte nelımcn konnte.°5 Rund dreißig Jahre später
bezeichnete Brandler seine Disziplin, die Moskauer Aufstandspläne
wider besseren Wissens mitzutragen, als den größten Fehler sei-
nes Lebcns: »Ich ııntctwarf mich, weil ich glaubte, daß iclı mich
Kommunisten, die in drei Revolııtionen Erfahrungen gesammelt
hatten, nicht widcrsctzeıı tınd die Partei nielıt im Augenblick des
lleginns eines Entscheidnngskampfes durclı meinen Rücktritt
schwächen dürlte.«°“ Mit der Tatsache, daß llrandler steckbriellich
gesucht wurde, war eine guter Anlaß gegeben, ihn von der Arbeit in
Deutselıland fcrnzuhalten. Olliziell endete seine fiilırende llolle in
der KPD mit dem Frankfurter Parteitag, auf dem die l3randler-'I`hal-
heimer-Gruppe als -rechter Flügel« stigmatisiert wurde.

ılíominterniert« in Moskau"

lnı April 1924 folgten Brandler mit seiner Frau Geru'ud, Thalhei-
mer mit Frau der Aıılfordcrung des F.KKl, nach Moskaıı zu kom-
men. Obwohl ihnen die Annahme, Rußland auf unbestimmte Zeit
niclıt verlassen zu können, noch fern lag ıınd obwolıl kein fornıeller
Beschluß irgendeiner Partciinstanz vorlag, der sie verpfliehtete,
dort zu bleiben, fühlten sie siclı ztınchnıend ›kominterniert«. Nach
dem Ende des V. Weltkongresses IQQ4 wurde ihnen fortan die Aus-
neise verweigert.°3 Da gegen Thalheimcr und Brandler noch immer

65 Die Referate von Radeln. Brandler, Retnmete, Fischer und Sinowjew sowie
die .-tbschlussdolrumente einsclılirßticlı der lirklärung derMinderlıeit (der nun-
mehr neben Zetlrin, Pieck u.a. auch Brandler angehörte) wurden publiziert in:
Die Lehren der deutschen Ereignisse Das Präsidium des Erekutiıtkotnitees der
Koınmunistischen Internationale zur deutschen Frage. Januar 1924. Hamburg
1924; dic Thesen der drei Iliclttungen wurden sowohl in der Zeitschrift -Dic
Internationale« als auch in der INPIUCKOIIR verö_0'entlt`citt; utttfangrciclte Ma-
terialien, so die stenographischcn Protolrolle der Sitzungen sowie die verschiede-
nen Thcsenenttııütfc, befinden sich in: SAPMO-B.-lrch, Ill' I 2/J/62b, I 2/3/197,
I 6/3/122, I 6/3/139, ló/10/8- 14.
so Brandler an Deutscher, 8. Dezember 1954. In: Unabhängige Kommu-

nisten. S. 110.
67 Nach Aussage von R. l-Volfstcin stammt dieses bittere ßonmot von August

Thalhcimer. Siehe 7)`aden: Struktur und Funktion der l\'P1)-Opposition. S. 45.
68 Siehe Brandler an das Polbtiro RKP und KPD und das Präsidium des

EKKI, 13. August 1928. ln: SAPA I0-I1/trclt. I 2/3/6 7.
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deutsclıe I-lallbefehle vorlagen, gab es zur Enıigration zwar keine
realistische Alternative, doclı das enorme Maß an Willkür, denı bei-
de ausgcsetzt waren, warf ein beredtes L.icht auf Defizite des inner-
parleilichen Regimes. Trotz hefligster Kritik an dieser Praxis waren
beide lange Zeit bereit, sich den Besclılüssen des EKKI zu fügen.
Viel nıııßte geschelıen, ehe insbesondere bei Brandler der Gedulds-
faden rifl.
Untergebracht im legendären I-lotel Lux, benutzte Brandler - wie

andere Politemigranlen auch - weelıselnde l)eeknamen.°” Olınehin
wurden seine Bewohner auf Schritt und 'lritt überwacht und einem
rigiden Passierschein-System (Propusk) unterworfen, wodtırclı bei-
spielsweise alle Besuche registriert wurden. Trotz aller Widrig-
keiten wird siclı Brandler in dieser politikbesessenen Atmosphäre
niclıt unwolıl gefühlt haben.7° Da zunehmend die Gefahr bestand,
siclı von der deutschen Bewegung zu entfremden, nııızte er jede
Gelegenheit, mit deutschen Genossen, die Moskau besuchten, ins
Gespräch zu kommen."
›Der größte Fehler, den Sie machen können, ist - wegen Ihres

Sieges über Brandler den Kopf zu verliereııfi, erınahnte Sinowjew
die neue KPD-Führung. Insbesondere Fischer, Maslow und 'l`häl-
mann erwiesen sich, etwa mit ihrer Gewerksclıaltspolitik, als unbe-
reelıenbar, obgleich sie die Bolschewisierungsparolen" begeistert

69 Personalahte Brandler. In: RCCMDNI. 49)'/205; Brandler nannte sich
›7btlla«.

70 Der Genosse Genrich Jttsefowitsch Brandler war mittlerweile mit Mit-
gliedsnummer ó87t79 in die Russische Kommunistische Partei (llKP) einge-
treten. (Siehe Personolalrte Brandler.) Was er empfand, als man ihm diesen
Schritt nahe legte blieb sein Geheimnis. Zumindest mußte er diesen Schritt noch
rund 25jdhriger Verwurzelung in der deutschen Arbeiterbewegung oLs Zäsur
emg/irıden.

7! I. Deutscher: A'u/zeichnungen In: Weber (Hug). Unabhängige Kommu-
nisten. S. tt.

72 Sinowjew an Maslow, Thdlmann und Fischer, 7 März 1924. In: SAPMO-
B/lrch. 1 6/70/79.

73 ›BoLschewisierung«, so Sinowjew, »ist der unbeugsarne Wille zum Knrnpfe
für die Ilegemonie des Proletariats. ist derflommende Hqfl gegen die Bourgeoi-
sie, gegen die konterrevolutiondren Führer der Sozialdemokratie und alle
Attswüchse der bürgerlichen Ideologie Bolschewisierung - das ist die Schaffung
einerfestgelügten. wie aus einem Stein gehattenerı. :entrolisierten Organisation,
die harmonisch und briiderlich die D(0'eren:en in ihren Reihen austrdgt, wie es
Lenin gelehrt hat. Bolschewistnus ist Marxismus in .-tktion, ist 'freue gegenüber'
der Dilctatur des Proletariats, den Ideen des Leninismus- (Protokoll. Fürçfter
Kongress der Kommunistischen Internationale. Haınburg 1924. S. 508).



58 JENS BECKER

aufgrilfen ıınd umzusetzen suchten.“ Brandler und 'Fhallıcimer
wurden mehr und mehr zum Spielball der Apparate. Das EKKI bc-
nutzte beide als Druckmittel zur Disziplinierung tler KPD-l*`üh-
rung, welche im Gegenzug den =›BrandIerismus« zum llatıptfeind
der deııtschen Partei erklärte. »Würde iclı den Kampf beginneıı«, so
Brandler an Clara Zetltin, ›wäre ich in drei Tagen ausgeschlossen.
lluth |Fischcr], Maslow arbeiten nıit aller Kraft auf meinen Aus-
schluß hin. Als Ausgesehlossener bin ielı auclı für die lleorgani-
sation der Partei tot., wenn die Zeit und die Möglichkeit dafür ge-
kommen isL Mir bleibt also nichts übrig als mit oifenem Auge,
ohnmächtig daneben ztı stehen und zu enıigrieı°en-35.
Lange hegtcn Brandler tınd seine Anhänger die l~lol`fnuug, tnit

sachlicher Arbeit die Partei für das eigene Projekt überzeugen zu
können. Noch war die KI kein glcichgeschaltetcr Apparat und ihre
Bolschewisierung nicht umınıkchrbar, obgleich Besclılııßlage und
Atmosphäre des 5. Kongresses wenig Anlaß zum Optimismus ga-
ben. Dort verwahrte sich Brandler energisch gegen den Vorwurf,
die deutsche Revolution 1923 verraten tınd aus Peigheit nielıt den
Entseheidungsltampf mit der Botırgeoisie gesuclıt zu haben. Iro-
nisch betonte er, daß er sich durchaus schuldig bekenne, die Ein-
hcitsfrontthesen des 5. und 4. Weltkongresscs »mit aller Kraft an-
gewandt und durchgeführt zu habem. Fehler seien viele gemacht.
worden, und zwar von allen. Es sei deshalb reine ››Gesehichtsltlitte-
rung«, ihn als Hauptverantwortlichen der ›()ktoberniederlage« ab-
zustempclnflß
Wenig später stellte 'Fhallıeimer einen Zusammenhang zwischen

der detıtsclıcn und russischen Parteikrise einerseits ıınd dem Ver-
lauf des Wcltkongresses andererseits her: Das vermeintliche russi-
sche Erfolgsrezept, »direkte Leitung durch das Zentrum-=, bringe
unerfahrene, wortradikale Nachwuchskader, =›unbesehriebcne Blät-
ter-, aııf die man den »reinen kommunistischen oder bolsclıewisti-
sehen 'l`ext« schreiben könne, zu Lasten erfahrener Kader in Füh-
rungsftınktionen, denen sie nicht gewachsen seien. Gerade dies
gelte es zu verhindern, »sonst bekommen wir Phonograplıen oder
Leierkasterı, aber keine wirklichen l"ührer«. Dieser, vcrmutliclı mit
Brandler abgestimmte, unverölfentlicht gebliebene Artikel, wıırde
von der Fischer-Maslow-Führung zum Fraktionsmaterial erhoben
und bildete einen der llauptanklagepunkte im Parteiverfalıren ge-

74 Siehe insbesondere Weber: Wandlung. Bd. I. S. 85111
75 H. Brandler an C. Zetlcin, 24. Februar 1924. In: SAPMO-B/froh, NL 5/103.
76 Protokoll. Fünfter Kongress. S. 219.
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gen Brandler, Radek und Thalheimer vor der Zentralen Kontroll-
kommission (ZKK) der RKP, welches im März 1025 stattfand."
Erstmals wurden hier Methoden erprobt, wie Dcnunziation, Dif-
famierung des innerparteiliehen Gegners, ›Verhörc~ angeblicher
Fraktionsmitglieder und Verletzung des Postgeheimnisses. l)ie ver-
gleichsweise milden Parteistrafcn ›strenge Rügen« und Verbot, sich
innerhalb der KPD »in irgendwelcher Form« zıı betätigen, entspra-
chen nicht den Erwartungen der Initiatoren. l)a laut Beschluß der
russischen ZKK Brandler eine direkte Bcsclıäftigııug innerhalb der
Komintern untersagt war, mußte er seine Funktion als Leiter der
Koopcrativsektion aufgeben. Statt dessen wurde er vorübergehend
in den Obersten Volkswirtsehaftsrat der UdSSR berııfen, wo er lšin-
blicke in den schwierigen Aufbau der sowjetiselıen Wirtschaft be-
kam, die sein Bild der Sowjetunion nachhaltig prägten.
Nachdem seiner Frau Gertrud 1927 und 'I`halheimer im lhühjahr

1928 die Ausreise gestattet worden war, blieb Brandler allein in
Moskau zurück.“ Persönliche und politische Schwierigkeiten ver-
mischtcn sieh. Die anhaltende Isolierung wtırde zur nervlielıen
Zerrcißprobe. Deshalb teilte er dem ZK der KPD mit, daß wegen
des Dauervorwurfs, ıdlauptrepräsentant des Opportunismus zu
sein-, seitıe Autorität in der Bauerninternationale, fiir die er seit
1927 tätig war, leide und jede erfolgreiche Arbeit in ihr tınmöglieh
mache. Er beanspruche keine Ftilırungsposition in der KPD, ver-
lange aber »kategorisch-= seine Ausreise nach DeuLsehland. Sollten
die verantwortlichen Gremien der mittlerweile von Ernst Tbäl-
mann beherrsclıten KPD weitcrlıin der Meinung sein, daß er un-
fähig sei, »als gewöhnliches Parteimitglied im Lande zıı leben, mit
dessen revolutionärer Bewegung ich mit allen Fasern verwachsen
bin, dann soll man mich ausschließen«"°.
Im Sonınıer/llerbst 1928 wurde immer deutlicher daß die Thäl-

mann-Führung - mit Billigung Stalins - Brandlers Riickkehr
unterband.5° Vor dem llintergrund des ausufernden Korruptions-

77 /tugust Thatheimer: Der V. Kongreß der fil und seine Ergebnisse ln: Jens
Becher u. a. (Hrsg): Das erste Tribunal. Das Moskauer Parteiveıfahren gegen
Brandler, Thalheitner und Iladek. Mainz 1993. S. 43-62; hleschuldigungen und
protokollierte Sitzungen vor der ZKK der RIU' sind wiedergegeben ebenda S.
63-179.

78 Siehe hierzu: Kodemlrte Gertrud Brandler. ln: SAPMO-B/tmh. IV 2/11/
3643.

79 Brandler an Polbllro derl-'ERP und derKPD, IJ. August 1928. In: SAPMO-
B/lrch. BY l 6/J/180.
80 Siehe hierzu und demfolgenden den gegen die Stimme von Arthur Ewert
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skandals in der KPD ('l`hälnıann-Wittorf-Affäre) und eines ergeb-
nisloscn Vier-Augen-Gesprächs mit Stalin, der Tlıähnann stüızte,
entschloß sielı Brandler aufs Ganze zu gclıen. Nachdem ihm das
Politbüro der Kommunistischen Partei der Sowjetunion (KPdSU)
erneut einen Deutschland-Aufenthalt nntersagtc, verlangte er ulti-
mativ die Aushändigung seines Reisepasses samt gültiger Visa.“
›lm Oktober (1928)«, bilanzierte Brandler, »werden es dreißig .Ialıre,
daß ielı politisch organisiert bin. Ich Iıabe sclıon viel unangeneh-
mes in meinem Leben tun und erdnldcn müssen. Der Gang zur
deutschen Botschafi gegen die Bclıörden Sowjeuııßlands ist ein
schwerer Weg. Aber nıir bleibt kein Ausweg, wenn iclı nieht kapittt-
lieren will. Und das will ielı niclıt nıehrıßg. Nach dieser Kraltprobe
kehrte er am 27. Oktober - nach mehr als vierjährigcr Abwesen-
heit - nach Berlin zurück.“

Parteiausscltluß und Gründung der KPD(0)

Naeh der von Stalin beu'iebenen Rehabilitierung Thälmanns ging
der Apparat der KPD systematisch dazu über, oppositionelle Partei-
mitglieder, die sogenannten ›rechtsopportnnistischcn Abweiclıun-
gem, durch Parteigänger Thälmanns ztı ersetzen. Da Brandler und
viele seiner Gefolgsleutc den Hamburger Korruptionsskandal wei-
terhin zum Anlaß nahmen, ›die Krankheit aufzudcckcn, deren Atıs-
wirkung der Fall 'Phälmann-Wittorf ist«3'*, war die Eskalation vor-
programmiert Ihre Forderungen - Wahrung der innerparteilielıen
Demokratie dıırclı freie Diskııssion, Wälıl- bzw. Absetzbarkeit der
Parteifıınktionäre und »Säuberung der Partei von den entartcten
und korrııptcn F.lementcn« - hatten keine Durchsetztıtıgschanecfif'
Mit einer reichsweitcn Veranstaltungsseric, in der vor alleııı Brand-
ler als Zugpfcrd diente, sollte das Terrain für eigenständige orga-
nisatorische Strukturen des deutschen Rechtskommunismus er-

angenommenen Antrag da Polbttros der KPD vom 24.8.1927. ln: SAPMO-
B/frclt. lll"I 2/3/8b.
81 Brandler an das Sekretariat Molotow, 13. Oktober 1928. ln: SAPMO-

B/lrch. NL 5/71.
82 Brandler an Zetkin, 14. Oktober 1928. In: S/1P.'t10-llflrch. Ill' 1 2/5/19.
83 »Gegen den Strom« (imfolgenden: GdS) vom 24. November 1928. S. 10.
84 Thalheimer, l-lhleher u.a. an das Ezekutivkomitee der fil in Moskau,

18. Oktober 1928. 1n:GdS. Bd. 1. S. 39" (Pörwort zur lleprint-Ausgabe).
8)' Zlt. nach Weber: Hhndlung. lid. 1. S. 207.
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kundet wertlen.“ Darüber lıinaus konnte nıan nur mit einigen re-
gionalen Parteizeitungcn und mit Flugblêittcrn die Mitglieder er-
reichen. Vor allem die von Brandler, 'l`lıalheimer und Walclıer rc-
digierte Zcilschrih Gegen den Strom avancierte in der Folgezeit
zum wichtigsten Publikationsorgan der sich zur .Ialireswcnde 1928/
1929 konstituierenden Kommunistischen Partei Deutschlands (Op-
position) (KPD(O)), die ilıre lloelıburgen in Berlin-Brandenburg,
Sachsen, Thüringen, Württemberg, Südhessen, llamburg und im
Ruhrgebiet hatte.“ Brandlers Ziel bestand darin, die KPD zu er-
obern, sic umzugestalten und, wenn möglich, zugleich mit ihr die
von den liussen dominierte Kl umzııwandeln. Das konnte nur
durch einen Kompromiss zwischen Mitglieflschaft und Fülınıng ge-
lingen. Deshalh verstand sich die KPl)(O) lediglich als ›organisier-
te kommunistische l\iehtung«, die sich in Zielen und Grundsätzen
nielıt wesentlich vom olTıziellen Parteikonımunisnıus unterschei-
de.“ Auf der 1. licichskonferenz der KPD(O) wurde Brandler in die
Iieiclısleitung (llli) gewählt.°°
Der Parteiaussehluß im Januar 1929 markierte eine Zäsur in sei»

ner politisclıen Biographie, vergleichbar mit dem Kriegsausbruch
1914, der daraus resultierenden Parteispaltung ıınd der Absetzung
als Parteivorsitzender 1924-. Trotz großer Anstrengungen dcr circa
5500 Mitglicder°°, Einbehaltung der Mandalseinnahmen, Spenden
von Sympaıjıisanten und Gcnosscnschallsmodellen für derı defizi-
tären Ztzitiıngsbeuieb, litt die KPD(0) unter chronischer Geldnot.
Als Mitherausgeber von »Gegen den Strom«, dessen Stil das Ge-
spann ßrandler/Thalheimer vdurch eine eigenartige Mischung von
seriöser Saehlichkeit und handfester, wenngleich nicht primitiver
Polemik« prägte“, und Chef des kleinen .lunius-Verlages tat Brand-
ler alles, was in seiner Macht stand, um die politische Arbeit
der Gruppe voranzuueihen. Neben denı gewohnt hohen Arbeits-
pensum verschuldete er sieh, damit durch Kredite die Verlagsarbeit

86 Zum Rechtskommunismus siehe grundlegend ebenda. Bd. I. 8. Ióf; 'Ua-
den. S. ll9j
87 Siehe dazu grundlegend Theodor Bergmann: »Gegen den Strom-f. Die Ge-

schichte der Konımunístisclien Partei-Opposition. 2. Aqfl. Hamburg 2001. S. 64.
88 Siehe Plattform der Komrnunistischen Partei Deutschland (Opposition).

Berlin t9J0. S. 6; die Formulierung ›organisierte koınmitnistiscne Richtung«
dürfle auf Thallıeimer zurückgehen, der sie wohl erstmals in seinem Vortrag
›Um was geht es?« (Anm. J-1), S. 68'verwandte.
89 Siehe Gd8 vom I2. Januar 1929. S. I3!-132.
90 Siehe 7)'aden. S. 120. 9! Ebenda. S. 131.
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fortgesetzt werden konnte.°'3 Wie der Mensclı lleinriclı Brandler
dieses nervenanfreihende Leben verkraltete, muß oITen bleiben
- die 1932 erfolgte Scheidung von seiner l-`rau Gertrud darf
aber sicher als Tribut an sein rastloses Politikerleben interpretiert
werden.“
Insgesamt hielt Brandler an seiner Strategie lest, nıittels Bin-

heitsfrontpolitik die llcvolutionierung der Massen voranzutreiben.
Zu scIıalTcn machte ihm jedoch die krasse Ablelııuıng entsprechen-
der Kl'D(())-Initiativen durch die Führungen der anderen Arbeiter-
organisationcn. Geillcltcn Kl- und KPD-Pülırııng weiterhin den
idšrandlerisnıus« als ideologische Abweichung, diente die Persona-
lisierung des Streits dazu, lirandler vor der KPD-Mitglicdselialt
restlos abzııqualifizieren. Ähnlich wie 'lrotzki wurde Brandler zum
bevor/.ugtcn DilTamierungsobjckt der stalinistischen Propaganda-
maschincrie. Zwar waren Brandlers AngriITc aut' 'I`hiiInıann, ı\'eu-
mann und andere proıııinente KPD-l"ührer polemisch und wenig
sclımeieheIlıal`t fiir die ßctrolTcnen. l)oclı die primitive Art ıınd Wei-
se, wie der KPD-Apparat zurücksclılug, dürflc aııclı den lıartgcsot-
tcııcn Brandler abgestoßcn haben, denn über die Positionen der
KPD(O) fand keine inhaltliche Debatte statt - ein l~`aktum, das,
wenn auch nııanciertcr, von der DDII-llistoriograplıic fortgesetzt
wurde.“ So warfen etwa in Leipzig, wo Brandler vor rund 2000
Besuchern sprach, KPD-Mitglieder ßierkrüge in llichtung Podium.
Um ihr Ziel, die Auflösııng der Versammlung durch die Polizei, zıı
erreichen, nalınıen sie billigcnd nıelırere Schwervcrlety.te iıı liaul,
womit sie in die »engste Naclıbarscliah der Faschisten- gcrieten.°°
Die .Vlaelıtübcrnalınıc der NSDAP bedeutete die Freisetzung einer

ungeheuren Gcwaltspirale. Drastisch hob Brandler die Gefahren
hervor, die der Arbeiterbewegung drohten, wenn die Staatsgcwalt
in die Hände der SA-llordcn geriet. lıı einem ››Arpo«-Artikel betonte
er: ›l)er l'~`aselıismus bcdeııtet für die dcutsclıe Arbeiterklasse liesei-
tigung aller Errungenscluıllen eines siebzigjährigen schweren pro-
letarischen Klassenkamples. Der Sieg des Faschismus bedeutet

92 Bergmann: ›Gegen den Strom-. 5. 209.
93 Die am 8.11.1917 in Chemnitz geschlossene Ehe :zwischen Heinrich und

Gertrud Brandler (geb. Seidel) wurde am 28.9.1932 reclitskrdflig durch das
Landgericht Berlin geschieden. (Siehe Heimtsbuch des Standesaınts Cheınnit: I.
Nr. 171).
94 Siehe Geschichte der deutschen .-Irbeiterbewegung. Bd. 4. Hrsg. vom Insti-

tutjílr Mattristtıus-l.eıtinı`sttıus beim ZA' der SED. Berlin 1966. S. 181_0f
95 GdS vom -1. Mat' 1929. S. 374.
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Rückfall in die Barbarei. Einen anderen Ausweg wie die Erkämp-
fung der proletarischen Einheitsfront zum Widerstand gegen die
Kapitaloffcnsive ıınd den drohenden l~`aschismus gibt es nicht
melır«°“. Wer wie SPD und ADGB den Arbeitern einrcde, den Sieg
des Faschismus mit dem Stimmzettel vcrlıindcrn zu können, be-
trüge sie. Wer dagegen wie KPD untl Kl undilfercnziert von Sozial-
faschismus spreche, die Gewerkschaften spalte und sinnlose Streiks
provoziere, entmutige die Arbeitersclıaft ıınd verdanıme den Ab-
wehrkampf gegen den Faschismus zur Olınnıaclıtf" Unterschied-
liclıe Formen politisclıen oder klassenmäßigcn Bewußtseins waren
für Brandler ein durch Erziehungs- und Agitationsarbcit lösbares
Problem: ›Wenn wir noch keine entscheidende Anziehungskraft auf
breite Arbcitcrmassen auszuühen vermögen, so deshalb, weil man
trotz Einverständnis mit unserer riclıtigen Politik, uns noch liir
zu schwach hält, SPD und KPD zu ersetzen. Diesen Irrtum gilt
es durch verstärkte Propaganda unserer richtigen Politik zıı be-
kämpfen«.°°

Exil (1933-1947)

Durch die bereits 1932 erfolgte Umstellung auf die lllegalität und
die rechtzeitige Ausreise wichtiger Führungsmitglieder - Brandler
verließ Deutschland im Februar 1933 - hatte die KPl)(0) rechtzeitig
Vorsorge getroffen, tım niclıt von der drohenden NS-Diktatur über-
ruuıpelt ıınd vollständig liquidiert zu werden. Hingegen verbarg
sich hinter der Revolutionsrhetorik der KPD eine konzeptlose Par-
teiführung, die, unzureichend auf die lllegalität vorbereitet, das
organisatorische Desaster 1933 zu verantworten hatte.°° Ähnlich
desaströs erwies sich die lllıısion vieler SPD- ıınd ADGB-Funktio-
näre, man könne die eigenen Organisationen, wie zu Zeiten des
Bismarckschen Sozialistengesetzes, durch geschicktes Taktieren

96 Heinrich Brandler: Unser Sieg! Trotz alledem! Kamp/mai 1931. In: -Arbei-
terpolitih« (Arpo) vom 1. Mai 1931.

97 Heinrich ltrandteı-: Die hornrnunistische Opposition im Wahlhamμfl ln:
GdS vom 18.Juli 1930. S. 468.

98 Heinrich Brandler: Wo stehen wir? In: ›Det' Junge Kdmμfertr, Organ der
KJV-Opposition. Nr. 5/1930. S. S6.

99 Siehe Siegíried Bahne: Die Hommuntstisrlic Partei Deutschlands. ln: Erich
Matthias /' Rudolf Morsey (Hrsg.): Das Ende der Parteien. Diisseldotjf 1979.
S. 699131 Siehe auch Johannes Wachtler: Zwischen llevotutionserwnrtung und
Untergang. Die Vorbereitung der KPD auf die Illegalitdt 1929- 1933, Front;/tırt
am Main 1983.
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und unaullälliges Aullreten retten.'°° Warnungen der l(PD(O) vor
der These, Deutschland sei nicht Italien, blieben unbeachtet, so daß
die großen Arbeiterorganisationen das Ausmaß des NS-Terrors un-
terselıiitzten.'°' Am 4. März 1955 konstituierte sich mit Brandler,
Leo Boroelıowicz und Tlıallıeimer das /tuslandsltonıitee (AK)'°'2,
welches der ltPD(O)-lnlantlsleitung, dem Berliner ltomitee (BK),
gleichgestellt war. Diese Spreelıergrııppe und ihr Uml`eld redigier-
ten neben der vierseitigen Tageszeitung der elsáissisclıen l(l'l)(O)
»Neue Welt« auelı »Gegen den Strom« und publizierten Materialieıı
der von llrandler 1950 mitbegründeten WKO sowie lflııgblâitter für
den Widerstand, um das Deutschlandbild der ölTenllielıcn Meinung
in den Zııflııelıtsstaaten zu beeint`lussen.'°3 lm Sonımer 1955 wurde
den All-Mitgliedern der Aufenthalt in Straßburg polizeilich ver-
boten, weshalb sie nach Paris übersiedelten."“ Der Anspruch, als
AK- ıınd IVKO-Sprecher ernstgenommen zu werden, erweist sielı
als jener rote Faden, der llrandlers Tätigkeit 1933-1959 prägen soll-
te. Anhand von Brandlers Pariser Exiljahren läßt sich zeigen,
daß das AK seine Vormachtstellung gegeniiber anderen liührııngs-
greınien auszubauen suelıte. Die bei vielen Oppositionsgrııppen
auftretende »Verlagerung der Initiative ›von innen« in das sich auf-
Faelıernde Exil (war) weniger das ltesultat einer geplanten Verle-
gung«.'°~" Vielmehr lıandelte es sich um einen lteflex auf die zuge-
spitzten iıınenpolitiselıen Verhältnisse im Dritten Reich. Außerdem
hingen diese Maßnalınıen eng mit der politisclıen und militäri-
schen Entwieklung in Europa (z. ll. Volkslrontpolitik, spanischer
Bürgerkrieg, Moskauer Prozesse oder Vormarsch des Fasclıismus)
zusammen.
Das von den franzüsiselıen Kommunisten und Sozialisten getra-

gene Volkslrontprojekt, das eine Zusammenarbeit mit anderen an-
tifasclıistischen Parteien einsehloß, leitete eine Wende der Kl ein.

100 Solches Wunschdentrenfand seinen Ausdruck in Leipert: Formel »Orga-
nisation - nirjıt Demonstration ist die Parole der Stande Die Gewerkschaften
haben Jahrzehnte hindurch in diesem Geiste gehandett«.

101 Siehe ßcrgmann: »Gegen den Strom« S. 212/2
102 ßmndter an Wolfgang ftbendroth, 2. Dezember 1955. ln: Privatarchív

Jens Becker.
103 Peter Steinbach: Mderstand gegen den NationaLsoziati.smu.s aus dem

Exil? Zur politisclıen und rftunıtícfıen Struktur der deutschen Eınigrfttion
1953-15. ln: Geschichte in Wßsemchqfi und Unterricht (GWU), 41 (1990).
S. 592.

10-1 7)`aden. S. 5231I
105 Steinbrzch: Wderstaııd. S. 600.
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Naeh internen lteibereien zog die KPD, die bereits 1954 von der
wahnhalten Soziallasclıismııstlıese abgerüekt war, wenig später
naclı.'°° Wegen des partiellen Abriickens von ilıren ultralinken lle-
schliissen ihres 6. Kongresses wurden im Vorfeld des 7. Kongresses
der Kl an der KPD(O)-Basis Stimmen laut, welche die 'lrennung
der Parteiopposition von der Kl rückgängig machen wollten.'°' Aııl`
ihrer 1. lllegalen Aııslandskonlerenz im April 1954» holte sich die
KPD(O)-Fülırung daher von den Delegierten ein zwcilaches Man-
dat: Zum einen ließ sie sich die Losung von der Vereinigung aller
kommıınistischen Krähe bestätigen, zum anderen den Vorschlag an
das EKKI, IVKO-Vertreter mit beratender Stimme am 7. Weltkon-
greß der KI teilnehmen zu lassen.
Vor diesem llintergruntl land das erste Pariser Gespräch mit

Brandler statt, zu dem dieser vom EKKI am 7. September 1934 ein-
geladen worden war.'°3 Man wolle nielıt von Partei zu Partei ver-
lıandeln, sondern ein Gespräch unter Genossen fiihren, erülTnete
Brandler den KPD-Vertretern. Die KPD(0) habe nur aul` Grund tak-
tischer DilTerenzen sechs Jahre die ultralinke Parteilinie bekämplt.
Weder land Brandlers Vorschlag, eine gemeinsame Führung zıı hil-
den, Anklang, noelı herrschte Einigkeit dariiber, ob die von den
beiden ZK-Vertretern gewünschten Aktionsgemeinsehalten zwi-
sclıen Kl'l)(0) und KPD in Deutschland geschallen werden soll-
ten.l°° Eine Annäherung beider Standpunkte hätte ein Naehgeben
der KPD(O) bedeutet.
Gegen Ende der dreißiger .lahre befand sich die KPD(0), wie na-

hezu die gesamte europäische Arbeiterbewegung, in einer Nieder-
gangsplıase. l)ie Auflösung des Londoner Büros, Koordinierungs-
stelle der linkssozialistisehen Kleiııgruppen, und die Auflösung der
IVKO waren beredte lleispiele.“° Brandlers 1959 auf der Februar-

106 Siehe die Dılslcussion innerhalb der KPD in: Die Brüsseler Korıfcrenz der
KPD (3.-15. Oktober 1955). Hrsg. und eingeleitet von K. Mammach. Berlin 1975.
Siehe jetzt auch Protokoll der »Brüsseler Konferenz« der KPD 1935. Münrlıen
1997 sowie die Cl)-ll0ll1-Edition bei Dietz: 2000 (-Gescltichte des Kommunis-
mus und l.inlfsso:ialt'smus. Bd. ll. Hrsg. von Klaus Kinner).

107 Siehe Uaden. S. 32-1. 108 Lteriaht über die Verhandlungen mit llrarıd-
ler. ln: SAPA«f0-B.~lrclı. llYl 2/5/411. Bl. 47; ohne vorherige Rücksprache erscltíen
Brandler in llegleitung Thalltcitners.

109 Ohne formelle Garantien bargen gemeinsame 0rganı`sation.5/'armen jür
die 1(PD(0) die Gefahr, von der ıoesentliclı größeren KPD vereinnahmt zu
werden.

110 Siehe Willi Buschak: Das Londoner Büro. Europäische Llnltssozlallsterı
in derZıoischenkrıegszett. /tmsterdam 1985. S. 27711
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konferenz der »Internationalen Front gegen den Krieg« geäußerte
These, wonach die überwiegende Mehrlıeit der deutschen llevöllte-
rung defatistisclı eingestellt sei und ein Teil von ihr Sabotage-
akte gegen die deutschen Kriegsverbereitungcn untcrnehme, klang
vvirkliehkcitsfremd und war Ausdruck von lichleinsclıiiızııııgen, de-
nen viele Emigrantcn tınterlagen.“' Abgesehen von der Unzufrie-
denheit wegen des enormen Arbeitsdrucks gab es in der Bevölke-
rung angesichts der außenpolitischen Erfolge elıer einen »passiven
Grundkonscns mit dem ltegimc«“2. Auch llrandler befürwortete
den Niclıtangrilfspakt zwischen Deutschland und der Sowjetunion.
Nachdem sich wegen der Stellung der KPD(O) zum Krieg das AK in
eine Melırheits- (Brandler und 'l`halheimer) uııd Mindcrhcitsfrak-
tion (l.eo) spaltete und die 25- bis ößköplige Pariser KPl)(O)-Grup-
pe in zwei Lager zerfiel, löste sich der organisierte Rechtskommu-
nismus auf."f'
Die inı September 1959 erfolgte Internierung llrandlers und Thal-

lıeiıners verdeutlicht das lıarte Los vieler Antifasclıistenfi“ Ein
ärztliches Attest ermöglichte es dem rückenkranken llrandler, am
14. Oktober mit der Auflage freizukommen, -sich in seine Privat-
wohnung zu begeben, wo er siclı zur Verfügung der Polizei lıalten
muß«.'"' Um einer Verhaftung durch die Wehrmacht zıı entgclıcn,
flolı er im Sommer 1940 zu befreıındetcn Genossen nach Südfrank-
reich."° Anstelle des beantragten USA-Visunıs erhielten llrandler
und die Tlıallıeimers eine Einrciscerlaubnis für Kuba. Am 9. Sep-
tember sclıifhen sie sich in Lissabon naelı llavanna ein, wo sie
am 21. des selben Monats eintrafen."' Nach einem neuntägigem
Zwangsaufentlıalt im lnternierungslager verhalf ilım ßoris Golden-

111 11. Brandler (›Gen. 1l'oth«): Krieg und Gewerkschaften. Rede des Vertreters
der KPDO auf der Februarkonferen: der »Internationalen 1-'rent gegen den
Krieg-f. Paris 1919. In: .-lrbejderbeuaegelsens lıtibliotej og.-lrkiv, Kopenhagen (im
_/olgendrn: .-111.4), NL lleucke; die kritische Sicht Buschalrs. S. 305.

112 Siehe Francis L. Carsten: Widerstand gegen llitlcr. Die deutschenArbeiter
und die Nazis. Franlgfurt am Main/Leipzig 1996. S. 116 und 177172

113 lnternationale Korresponden:.'...1uni 193 9. 8.5.
114 Miindlicher Bericht Rudolf Zollmann, Niederschrift. 21.10.1962. ln: Prí-

vatarrhiv Jens Becher.
115 Übersetztc Kopie der Bescheinigung des Chefarztes des Krankenhauses

›/tmbroise Pareı, Boulartge, 1-1. 10.193 9. 1n:„-18/1, /lrkiv 141 (NI. Brandler).
116 Eidesstattliche Erklärung der Eheleute Philipp und 'lbni Ptess. 17. 7. 1950.

In: /1B.~1. .-lrltiı: 144 (NL Brandler).
117 11. Brandler an /1. Futrarı, 6. Februar 1944. Ebertda.



›/JUSSEIUMLB DES K/IMPFESMEINE!! KLASSE ...« 67

berg in Havanna zu einem Zimmer.“ Die materielle llilfe des
»American Joint« reielıte nur für das Existenzminimuın. Nach Ab-
zug der Miete blieben Brandler noelı 15 US-Dollar zum Leben
- angcsiehLs seines medizinisclı zu behandelnden llückcnleitlens
ein geringer lietrag.“° Ohne ständige ßittgesuche bei l-lill`sorganisa-
tionen und deren Unterstützung wäre das Leben noch schwieriger
geworden. ›Faktisch«, bericlıtete Brandlers ehemaliger Widersa-
cher, Maslow, »geht er niclıt aus seinem Zimmer, da er nach zelın
Mintıten atıf den Beinen sich irgendwo setzten muß und wirklich
kein Geld hat: Sein Abendbrot, das er vor mir aß, waren drei Bana-
nen«-09°.
Sich von Hitler selbst zu befreien, selılußfolgerte Brandler 1945,

dazu war die deutsche Arbeiterklasse nicht in der Lage. Sie bedurf-
te der Hilfe von außen. Anknüpfend an L.enins Parteikonzeption
führte er das unter andcrenı auf das Fehlen eines -»führenden
Kerns, der fahig ist, die Massen zum Kampf vorzubereiten und ge-
gen dic schwankende herrsclıende Klasse zu führen« Daneben
kettete laut Brandler die völlig verfehlte und antirevolutionêire
Kriegszielpolitik der Alliierten - bedingungslose Kapitulation, Kol-
lektivschuldtlıese, Zerstüekelung Deııtsclılands - die Bevölkerung
an das NS-Regime. Insbesondere dem amerikanischen und briti-
schen Imperialismus ginge es vorrangig um die Vernichtung des
deutschen l(onkurrenten.'°' Skcptisch stand Brandler auch der
machtzentrierten Politik Stalins gegenüber, dem er --nach den Er-
fahrungen in Spanien - zu Recht unterstellte, an einer selbstän-
digen revolutionären Bcwgung in Deutschland kein wirkliches
Interesse zu haben.“

118 Brandler an Dora Nichtenhauser, 7. Oktober 1941. ln: Archiv der sozialen
Demokratie NL Buuinger.

119 Siehe Brandler an N. N., 4. [februar 1942. In: Privatarchiv Theodor Berg-
mann.

120 Maslow an Fischer, 11. Oktober 1941. ln: Ruth Fischer /Ariıadij Maslow:
Ablrünnig wider Willen. Aus Briefen und Manuskripten des Ezils. Hrsg. von
Peter Lübbe. München 1990. S. 124. Auch die Brüder Josef und Theodor Berg-
mann hoffen, so gut sie konnten, aus dem schwedischen Exil.

121 Siehe Brandler an N. N., 15 Mai 1945. ln: ABA. /Irkiv 224. Kaas. 2 (NL.
G112/).
122 Brandler an N. N., 12. Marz 1945. Ebenda.
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Politische /lrbeit im kapitalistischen Nachkriegsdeutschland

Mit den von Thallıeimer verfaßten und von Brandler redigicrten
›Internationale[n| monatlichelnl Übersichten 1945-48« hofflen bei-
de, größere 'l`eilc der Arbeitcrsclıalt anspreclıen und unter dem rc-
volutionären Banner vereinigen zu können.m Der in großen Teilen
der Arbeiterklasse und auch bei Teilen der KPD(O)-llestkader vor-
lıandcne Wille zur ›Einheit« der Arbeiterbewegung wurde von
Brandler und Thalheimcr wohl registriert. Eine Kooperation mit
der SPD oder eine - olınc llehalıiliticrııng erfolgte - llüekkelır in
der KPD kam für sie nielıt in Fragc.'2" Da Brandler denı Stalinisntus
in seiner damals bestelıenden Form und der Sozialdemokratie
grundsâitzlielı die Fähigkeit dazu abspraclı, verwies er sclbstbewnßt
auf die lıistorisclıe Leistung der KPD(O): »Wir lıaben (gegen die
Bolschewisicrung - d. V.) gekiimph und sind deshalb ausgeschlos-
sen worden - und, um auf dem Boden der komnıuııistischen
Grundsätze weiterkampfen zıı können, lıabcn wir ııns selbständig
organisiert. Unsere Gruppe ist von Hitler vernielıtet worden wie die
KP. Aber was nicht verniclıtel werden konnte, ist unsere kritische
Arbeit. Aufsachkundige konkrete Kritik werden wir uns noch eine
ganze Weile beschränken müssen. Aber das wird ein solides Fun-
dament abgeben für die neue KP«'9°.

123 Siehe Fußnote 155.
124 Ohne Zweifel erkannten die ehemaligen llPD(0)-Kader die politisch-thew

retischc l-Ylhrungsrolle Brandlers und 'Fhalheiıncıs an. Trotz späterer /lvancen
seitens der SED kaınflir beide dcr Eintritt in KPD oder SED nur dann in Frage,
wenn alle lieschuldigungen aus der Hrrgnngeiihcit widerrufen wiirden und mit
einer oflenttichen ltchabilitierung verbunden waren. llielt er es 1946 zumindest
für denkbar, dass von der Slšl) aufgestellte Minimalμrogramm (Dokumente der
So:.:ialistischen l'Iinhet`tspartei Deutsrjtlands. Beschlüsse und Erklärungen des
ZK und des Parteivoıstandcs. Bd. 1. Berlin 1952. S. 5-10; zur Geschichte der
SED: .›lrtdI'eas .-líalycha: Partei von Stalins Gnaden? Dic Entwicklung der SED
zur Partei neuen Typs in den Jahren 1946 bis 1950. Berlin 1996) hinsichtlich
seiner - zu modifízicrenden - Anwendung auf die lVcstsektorcn zu diskutieren
(ll. Brandler an NN., 7. l)c::.eınber 19-16), stellte er 1949 erniichtcrtfest, die SED
sei bereits -›ı›ernut::.t«, weil sie als willfahriger -Handlanger« der sowjetischen
Besatzungspolitik den Hass der /lrbeitermassen auf sich ziehe (ll. Brandler an
Deutscher, 8. Juni 1949. ln: Unabhängige Komınunislen. S. 17). - Sptltcr, im
November 1956, sollte Brandler berichten, schon zweimal von einem in Ost-
Berlin tätigen ehemaligen 1il'D(0)-Genossen besucht werden zu sein. Dessen
/lıtflrırdrmng, :ur Aussprache in die Dl)ll zu kommen, stand Brandler skep-
tisch gegenüber. ›lch habe zur Bedingung gemacht, erst öflentliclıe Zurück-
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Ohne die Unterstützung von Harold J. lsaski und Fenner Brock-
way hätte Brandler kein Besuehervistım crlıalten, womit er am
26. September 1947 nach Großbritannien einreisen konnte. Der ıın-
erwartetc 'lbd von Augııst Thalheimer war ein weiterer Schlag.
Nttnnıelır fehlte ihm der wichtigste Gesprächspartner für tltco-
retiselıe Fragen, so daß ihm in den Folgejahren mitunter gravieren-
de Fehlurteile zu wichtigen politisclıen Problemen unterliefen.
lm Frühjahr 1949 gelang Brandler endlich die llüekkchr nach
Dcutsclıland. Am 9. Mai kam er in Hamburg an, wo er vom Ehepaar
lluhnau ein eigenes '/.immer zur Verfügung gestellt bekanrm lie-
reits Anfang Juni 1949 unternahm Brandler seine erste heise,
um Arpo-Grtıppcn in Solingen, Frankfurt am Main, Nürnberg ıınd
Stuttgart zu besııclıcıı. Trotz tier Wicdersehensfreude übersah
Brandler nicht, daß viele Genossen »starr in ihrem Denken stecken
geblieben sind. Auelı, daß sie sich fast durchgängig nictıt ganz klar
gemacht haben, daß man nicht mit alten Methoden heute unter
ganz veränderten Voraussetzungen wieder anfangen kann«“".

nahme der Anschuldigung, dafl ich amerikanischer Agent sei« (Brandler an
Boserup, 17. November 1956). Offenbar be/iirwortetc die vom selben Bmissdr
aufgesuchte Berliner Arpo-Gruppe eine solche Aussprache, denn Brandler
schrieb an Boserup: »Unsere Berliner Genossen werden von Wunschtrdutnen
genarrt und sehen mich schon im ZK. Ja. wenn wir eine Kraft in der DDR
oder hier waren. Aber wir sind keine« (ebenda). Boserup warnte Brandler da-
vor, sich »in eine ztuctaeutige Situation hineintnanövrieren« zu lassen. Ferner
solle er auf seine persönliche Sicherheit achten. Angesichts der bei der Bnuiih-
rung des ttngarisrhen Ministerpräsidenten Imre Nagy sichtbar gewordenen
Praktiken der stalinistischcn Geheimdienste, war das eine plausible Warnung.
(M. Boserup an l-1. Brandler, 23. November 1956.) Gegenüber der Berliner Arpo-
Gruppe stellte Brandler klar: -Macht von Buch aus keine Anstalten, wenn {SED-
Emissare - d. V.) zu Euch kommen, hört was sie sagen und sagt: lhr habt keine
weiteren Vollmachten in meinem Namen. Wenn sie etwas von mir wollen, sollen
sie zu mir kommen. Habt keine Angst, daß sie tnich hier stehlen oder umbrin-
gen. Ftir dieses Gemilse ist zur Yeit keine Saison. Wir werden schon mit ihnen
fertige« (11. Brandler an N. N., 19. November 1956. Anlage zum Boserup-Brief,
17. November 1956); der gesamte Briefwechsel in: ABA, Arktv 14 7. Koss. 4 (NL.
Boserup).

125 Brandler an N. N., 16. Marz 1945. ln: ABA. Arkiv 224. Koss. 2 (NL Grlllt).
126 Brandler an Boserup, 10. Mat' 1949. ln: ABA. Arkiv 147. llass. 4 (NL

Boserup).
127 Brandler an Boserup, o. D. (Juni 1949). ln: ABA (NL Boserup); siehe

auch: Brandler an Deutscher, 8. .lunt 1949. ln: Unabhängige Kommunisten.
S. 16.
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Zwischen 1948 und 1950 steigerte Brandler seine, bereits in den
dreißiger Jahren mit Tlıallıeinıer begonnene Arheitm über die Ent-
wicklung in der Sowjetunion. Wichtiger war ihm jedoch das Port-
bestehcn der Arpo. ›Wenn wir die Redaktion schaffen könnten-«,
home Brandler, der selbst viele /Lrtikel beisteııerte, »wäre das der
Kern der künftigen Leitııng. Das Ziel meiner Riickkelır wšire dann
erreicht, iclı könnte ruhig abkratzennm Doclı tıntcrschicdliclıe
Antlassungen zu verschiedenen politischen Ereignissen verschärf-
ten innerlıalb der Redaktion die Spannungen. llicrbei ging es bei-
spielsweise um die ›Bcrliner Revolte« vom 17.Juni 1955, in der
Brandler, anders als I. Deutscher, keinen kontcrrcvolutionären Akt
sah, sondern eine »spontane nnorganisierte Erhebung« der Arbei-
ter gegen die ›MißwirtschaR der SED-Iiiirokratcn und die Übertra-
gung russisclıer Methoden und Ausplünderııng durch Rcparatio-
nem, die ein ›Hemmnis für die Entwicklung zum Sozialismus«
darstelltenm; um die Entwicklung in Ungarn und Polen, die er le-
diglich unter dem Aspekt der Verschiebung dcs Kriittcverlıiillnisses
zwischen den einander |`eindlich gcgenüberstelıcndcn Blöcken in-
terprcticrte und nicht als Versuche einer Loslösung von stalinisti-
schen Prinzipien sowie um den XX. Parteitag der KPdSU, dcın er
wegen dcr durchgängigen Rürokratisierung der sowjetischen Ge-
sellsclıaft kaum I'-lrneuerungsclıanccn zubilligte. Dazu kamen per-
sönliche Aninıositäten iıınerlıalh der Arpo-Redaktion. Ziemlich
verbitlert kommentierte Brandler am 16.Juli 1956 die gravierenden
DilTcrenzen innerhalb der Gruppe Arbeitcrpolitik, die er mit sci-
nem Riickzug aus der Redaktion und der laufenden politischen Ar-
beit verband: Seinen Versuch, eiııe qualifizierte Kadergruppe zu
schalTen, betrachtete er als gescheitert: »Es war nicht möglich, ein
halbes Dutzend zur politischen und organisatorischen Leitung Fa-
lıigc Genossen zu linden. Deshalb war es auch nicht möglich, aııs
den fortgcschrittenslen Menschen 2-5000 Kader zu bilden. Was wir

128 Zur Krise in der Sowjetunion. llrsg. vom Büro der ll/KO, Juni/.full 1937.
Wouisheim 19) 7,- August Thottıeimer: Die Grundlagen der Einschätzung der
Sowjetunion. Die Sowjetunion von heute und die sozialistische Revolution in
fortgeschrittenen kapitalistischen Lrlndern. Hrsg. von der Gruppe Arbeiterpoli-
tik. o. 0. o.1.;1Ieinn'ch Brandler: Die Sowjetunion und die sozialistische llevo-
lution (1950). Hrsg. und eingeleitet von der Gruppe .-Irbeiterpolitik. o. 0. 1982.
129 Brandler an Magens Boserup, o. D. (/1pril195'1). ln: /1B/1. Arkiv 147. Koss.

4 (NI. Boserup).
130 Brandler an Deutscher, t. August t953. In: Unabhängige Kommunisten.

S. 92); 100.
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jetzt als sogenannte Gruppe Arbeiterpolitik haben, ist keine organi-
sierte komnııınistisclıe Richtung, denn sie hat keine l.eitung«.'3'
Der cskalierende Streit zwischen llrandlcr und seinem ehemaligen
Schüler Rudi I-Ianke - Theodor llcrgmann verließ bereits 1952 die
Redaktion der Arpo - endete nıit der Spaltııng der Gruppe in zwei
Lager, wobei Brandler die Minderheit repräsentierte.'” All das ver-
hinderte die Erfüllung des späten Lebenstraums dcs alternden Re-
volutionâirs ıınd fiihrte Ende 1959 gar zur Einstellıuıg der Zeitung.
Angesichts der vorherrschenden Krâiftekonstellationen gab es je-

doclı für Brandler zum sowjetischen »Sozialismus in Barbaren-
gestalt«'53 keine Alternative. »Trotz aller ßarbarci der Stalinselıen
Periode; sie war das Dttrclıgangsstadiıım zur Überwindung der
Rückstiindigkcit-*S* - von dieser Formel rückte er Zeit seines Le-
bens nicht mehr ab. Doelı sollte nıan sich davor hülen, nicht auch
die andere Seite in Brandlers Sowjelbild zu beaclıten. Der »so-
genannte Marxismus von heutc«, schrieb er 1946, habe nıit Marx'
und Engels' Konzeption nichts gemein. Der siegreiche Stalinismus
sei lediglich »eine Karrikatur aııf Marxens dialektischen Materialis-
mus-=“'-". Neben den für die Gruppe Arbeiterpolitik wichtigen 'l`he-
men, Verhältnis zur Sowjetunion und zum Realsozialismus über-
haupt, ging es in den Diskussionen im wesentlichen um die Frage,
wie der Einfluß kritischer Marxisten auf die Arbciterselıaft im We-
sten vergrößert werden könne. ßrandler wollte sich olTenbat' nicht
damit abfınden, daß ›WirtschaRswunder« und Sozialpartnerschafi
von einem Großteil der Arbeiterklasse längst akzeptiert wurden.
Ihre ›Vcrbiirgerlichung«, die man auch als Integration in das Sy-
stem bezeichnen kann, war ihm genauso zuwider, wie das aus-
schließliche Schielen auf höhere Lolınprozentpunkte. Der neu ent-
standene ›Arbeiterbiirger«, schimpfle er 1956, sei noch sclıliuınıer
als die ›übeIste Sorte des Kleinbürgers«'5°. Doclı statt den Arbeitern

131 Brandler an Boserttp, 16. Juli 1956. Ebenda. S. 23 7.
132 Brand1eranl)eutsc1zer, 29. April 1956. 30. November 1956, 31. Mm 1957.

Ebenda. S. 148131, 157jI und 162,02
133 Thalheimer an Brandler, 26. Juli 1948. ln: August Thalhet`mer': Ostblock-

Westblodt. Welt- und Deutschlondpolitik nach dem 2. 1-Veltkrieg. Internationale
Übersichten 1945-1948, erweitert durch 13rieje und Dokumente. Hrsg. und ein-
geleitet von der Gruppe ftrbeiteı-politik. o. 0. 1992. S. 354.

134 Brandler an Deutscher, 31. August 1957. In: Unabhänglge Kommunisten.
S. 167.

135 Brandler an N. N., 10.6.1946; H. Brandler an M. Boserup, 22.10.1952. In:
.-1B/1, Arkiv 14 7, Koss. 4 (NL Boserup).

136 Brandler an Bosemp, 16.7.1956. In: Urtoblıdngige Kommunisten. S. 237.
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»das Erbärmliche« ihrer »Lage bewußt zıı machen«, rede die von
l-lanke gestaltete Arpo denjenigen nach denı Maul, die den »Partei-
und Gewerkschahsbonzenı vorwarfcn, nicht genug für sie lıeraus-
zuh0lcn.'37
Auch in seinen letzten Lebensjahren Brandler an der These fest,

eine Arhciterelitc müsse das Proletariat zum Kommıınismus fiih-
ren. »Auch im Wirtsclıahswunder der Vollbcschiiltigung«, konze-
dierte er in einem seiner späten Artikel, der sich wie ein politisches
Testament lesen läßt, »leben das Proletariat tınd die Angestellten
allein vom Verkauf ihrer Arbeitskrah Wenn der Kapitalist keine
profıtable Verwendung für sie lıat, kann er sie zu keinem Preis kau-
fen, weil cr sonst bankrott macht. Alle Phrasen von llumanität,
Freiheit und Menschenrecht ändem daran nichts. Es ist eııre Auf-
gabe, den Massen zu helfen, dies zu begreifen. Dann werden sie aus
Untertanen Kämpfer, die sich ihr Bürgerrecht der sozialistiselıen
Gesellsehah erkämplcn können« '38
Nach cnergischen Besclıwerden über die Zustände in einem pri-

vaten Pflegeheim im April 1967 wieder in seine Wohnung zurück-
gekehrt, beendete er hier am 26. September 1967 im stillem Kampf
gegen die ›unerbittlich zehrende Krankheit« sein ereignisreiches
Leben.“

137 Ebenda, S. 23 9.
138 Zitiert nach Heinrich Brandler, Brief an unsere Freunde in: Briefe an

unsere Leser. lriforinationen der Bremer Gruppe .-lrbeiterpolitür. Januar 1960 -
November 1962. Reprint, o. 0., S. 11.

139 Siehe hierzu Fritz Ruhnau an ltfolfgang .-tbendroth, 19. 9. 196 7. 1n:.›1BA,
.trkiv 144, Koss. 20; Sterbeurkunde des Standesamtes Barmbek/tlhtenlıorst,
Nr: 3262, 27. 9.1967.
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AUGUST THALHEIMERS KRITIK
ANDER POLITIK VONKPD UND

KOMMUNISTISCHER INTERNATIONALE

Es ist in diesem kurzen Beitrag unmöglich, eine umfassende oder
auelt ntır ausgewogene Darstelltıng der Kritik August 'l`lıalheiıııers
an der Politik von KPD und Komnuınistischer Internationale zıı gc-
heıı. Dennoch sollen einige Eckpunkte aufgezeigt und Anregungen
zur weiteren Beschäftigung mit den AuR`assungcn dieses kritischen
Kommunisten gegeben werden.
Den Beginn der kritischen Haltung Thalheimers zur Politik der

KPD-I*`ührung kann man mit den Auseinandersetzungen um den
»deutschen Oktober« 1925 ansetzen. Interne Auseinandersetzung
unı die anzuwendcnde Taktik hatte es in der KPD seit ihrer Grün-
dung gegeben. Tlıalheimcr war als Mitglied ihrer Zentrale und ei-
ner ihrer Uıeoretischen Köpfe von Beginn an in diese involviert. Bis
zum Ende des Jahres 1925 war er dabei allerdings immer selbst auf
der Seite der sich durchsetzenden Parteiführung. Selbst als er 1921
als Verfechter der »0tt`ensivtheorie« von Lenin heilige Kritik ein-
stecken mußte, gehörte er schließlich doch wieder zur »Siegersei-
te«-. Die KPD-Führung vollzog zwar eine Wende zur Einheitsfront-
taktik, womit sich Levis richtige Auffassung dıırchsetzte, Levi selbst
aber wurde wegen Disziplinbruchs aus der Partei geworfen. Thal-
heimer jedoclı wurde vom Theoretiker der »0tTensivtheorie« zu ei-
nem der Begründer der Einheitsfront und der Arbeitcrregierung
und avancierte damit zum »Chel`theorctiker« der KPD überhaupt
Erst mit der Durchsetzung der Fischer-Maslow-Gruppe ıınd der
von ihr forcierten Linksentwicklung der KPD im ersten llalbjahr
1924 gehörte er erstmals zu den Verlicrern.
l-lier sei jedoch eingeflochten, daß Thalheimer - wenngleich seit

Gründung der KPD Mitglied ihrer Zentrale - zwar ein Parteifunk-
tjonär war, nicht aber im eigentlichen Sinne ein Partciführer. Er
war ein politischer intellektueller, ein tlteoretisierender Politiker,
der elıer im Hintergrund agierte, als in der ÖlTentlichkcit. Sein In-
strument war das geschriebene Wort, nicht der ölfentliche Auftritt
in Versammlungen. In der Gcschiclıte spricht man heute oh von der
»Brandler-'I`halheimcr-Führung«, doch ist das meines Erachtens
eine nacltuügliche Erfindung. Die im Januar 1925 vom 8. Parteitag
der KPD in Leipzig gewählte Zentrale war, wenn man sie über-
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haupt atıf zwei/drei Personen redtızicren will, elıcr eine Brandler-
Kocnen- oder eitıe Brandler-Kocııen-Kleine-Zentrale als eine
Brandler-Thalheimer-Zentrale. Denn diese drei Personen bestimm-
ten 1923 maßgeblich die Geschicke der KPD. Erst ab Dezember
1925 gab es eine »Brandler-Thalheitner-Gruppe«, als beide mit dem
Verlegen eigener Thesen zur Oktoberniedcrlage zur Beantwortung
des »Geschlossenen Briefes« des EKKI an die Zentrale der KPD tın-
gewollt das Auseinanderbrechen der bisherigen Zentrale-Melırlıeit
initiierten. Die bisherigen »Brandlerianer« um Willıclın Koenen,
August Kleine-Guralski, Walter Stoecker, llugo Eberlcin ıınd ller-
mann llcnımcle, die jetzt als »:Vlittelgruppe« um den Erhalt ihrer
Posten in der Parteifülırung kämpften, suchten sich krampfhaft von
der »Brandler-Thalheimer-Gruppe« zu distanzieren, und »erfan-
den« zur Ablenkung von ihrer eigenen Verantwortung für die KPD-
Politik iın Jahre 1923 die »Brandler-Thallteimer-Zentralc«. Ent-
gegen aller Tatsachen behatıptcten sie, eigentlich lıätten diese
beiden die fchlgcschlagene Politik der KPD bcstinımt, sie selbst je-
doclı seien lediglich verführt werden oder hätten sich gegen die
beiden nicht durchsetzen können.
Bei alledem und auch trotz schier Thesen hätte Thalheimer 1923/

1924 alle Möglichkeiten gehabt, bis zum Frankfurter Parteitag in
der engeren Parteiftihrung zu bleiben tınd auclı auf dem Frankfur-
ter Parteitag wieder in die Zentrale gewählt zu werden. Grigorij
Sinowjew imnıcrhin drängte noelı bis April darauf. Auch nach Auf-
fassung Koenens und Stoeckers, die bereits Anfang .lanuar 1924
- noclı vor den Ergebnissen der Moskauer Beratungen - bereit wa-
ren, die Zentrale weiter von links zıı stärken, sollte Thallıeimcr
atıch der neuen, aus drei Gruppen bestehenden neunköpfigcn Zen-
trale angchören: ›1. Gruppe: Maslow, Rutlı und noch ein Linker;
2. Gruppe: 'I'hallıeimer - Watcher; 3. Gruppe: Stoecker, Koenen,
Klein[e|, Röttcher.« Brandler tıtıd die anderen »›llöcke«, die den
Oktoberkampf ›versaut< haben«, sollten hingegen fallen gelassen
werden.' Brandler, der sich - um einem Partciausschlııß zııvorzu-
kommen - mit Absichten einer, wie er sagte, »traurige(n) und
doppeIte(n) Emigration vor den Verfolgtıııgen der Belıördcn und
der Pa rteigenossen« in die Tschechoslowakei trug“, war überzeugt,

1 Felix (Schmidt), Berlin. an Wilhelm Piech, 5. Januar 1924. ln: SAPMO/
B/1rrJı. Rl'I 2/3/20-1. lil. 3-6.
2 lleinrich Brandler. Berlin, an Clara Zetlrin, 14. Februar 1924. Ebenda. NL

5/103. Bl. 143-1-16. Seit dem 16. Februar 1924 wurden Brandler und '1'1tatltcimer,
wie auch andere hohe KPD-Funktionäre auf/tntveisung des Oberreichsantualts
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daß Kleine im Auftrag Sinovvjews den Ausschluß der ›lieehten« be-
trieb, wobei Wilhelm Pieck und Thalheimer atıs taktisclıen Grün-
den zumindest zunächst nicht angetastet würden. Man werde sie
jedoeh =›kaltstellen tınd später erledigen, wenn sie nicht sich ge-
braııclıen lassen als Pfahl der neuen Zcntralekombination zum Pri-
vatgebratıclı von Slinowjew]-5.
Am 15. Februar 1924- informierte Thalheimer Sinowjew über die

offensichtlichen Bestrebungen der Linken, Brandler, Waleher und
ihn selbst aus der KPD auszuschließen tınd versiclterte ihm gleielı-
zeitig entsprechend der mit Brandler vereinbarten Linie ihrer tın-
eingcsclıränkten Loyalität im »interesse der Sache« »Wie ich erfah-
re, sind hier von linker Seite in der Partei Bestrebungen im Gang,
die darauf abzielen, Brandler, Walelıer und mich aus der Partei
ausztıschließen. Wie ielı höre, wird bereits in Berlin versucht, sol-
che Anträge in Parteibezirken durehzubringcn. Man glaubt dabei,
ihrer Zustimmung sicher zu sein, oder wenigstens nicht auf Ihre
Gegnersehafl zu stoßen. Wir unsererseits, die wir den tief er-
sehütterten Zustand der Partei sehen, bemühen uns, ilır weitere
lflrschiitterungen zu ersparen.«'* Sinowjew reagierte umgehend atıf
Thallıeimers Schreiben ttnd teilte der lil'D-Führung sein entschie-
denes Veto gegen einen Ausschluß Brandlers, Watchers und Thal-
Iteitners aus der KPD mit, womit er der Überzeugtıng Brandlers
widersprach, er betreibe dessen Attssehltıßfi ln der Frage der Zu-
sammensetzung der Zentrale der KPD orientierte Sinowjew auf
eine feste Zwei-Drittel-Mehrheit der Linken. Dazu sollte »das Wert-
vollste vom Zentrum wie von der reehten Gruppe« in die Zentrale
atıfgenommen werden. So sei das Elšlšl einstimmig der Auffassung,
»daß die Wahl der Genossen Zetkin und Pieek in die Zeııtralc un-
bedingt notwendig sei (mit 'flıalheimer als Ersatzmann) Es wür-
de einen politischen Skandal fiir die ganze Komintern herauf-
besehwören, sollte die Genossin Zetkin nicht gewählt werden, und
die ııaclıtciligen politischen Folgen wiirden dann nur Euch tref-
fen. Genossen Pieck braucht Ihr als organisatorische Kran. Er wird

steckbriefiich gesucht. Siehe hierzu: Ebermeyer: Der Oberreichsartwalı. Leipzig,
16.2.1924, Steckbrief H. Brandler: Ebenda. NL 182/85. Bl. I0; das.: gl. O. u. D.
Steckbrief/I. 7`Itaiheı`mer. Ebenda. BL I5.

J Brandler-Zetkin, H.2.I924 (Amn. 2). BI. 143.
4 A. Thalhflmer, Berlin, an G. Sinowjew, Moskau, I5. Februar' 1924. In: RC-

CIIIDNI. 49)'/I9/455. BL I und 4,' Kopie auch in: SÄPMO/BA!'ch. BY I 6/I0/79.
Bl. I4.

5 G. Sinowjew, Leningrad, 24. Februar 1924, an Hermann Remmele und
Ernst Thdlmann. In: RCCMDNI. 495/292/5. Bl. 4.
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unzweifelhaft großen Nutzen bieten. Thalheimer ist ebenfalls
nöügıß
Entgegen aller nachträglichen =›Schuldzuweisung« gehörte Thal-

lıeimer nicht zu denen, die die »sächsische Politik« vor Ort zu ver-
antworten lıatten, auclı wenn er natiirlich maßgeblich an ihrer
theoretischen llegriindung beteiligt war. lm Oktober 1923 gehörte
er zu den in ßerlin gebliebenen Mitgliedern des Polbüros der KPD,
die von atıßen Kritik an den Aktivitäten der Kommunisten in der
sächsischen Regierung übten. Und das war den fiilırenden KPD-
Funktionärcn bekannt, wenn atıeh nielıt entsprcclıcnd ölfentlieh
gemacht. Entsprechend weist der Unıgang Fischers nıit dieser 'fat-
sacltc elıer groteske Züge auf. ln ihrem 1948 vcriilTentlichten Buch
»Stalin tınd der deutsche Kommunismus« suclıte sie die lüntstchung
der =-Mittclgruppe« bereits im Oktober 1923 wie folgt ztı belegen: »ln
den entscheidenden Tagen, in denen Brandler sächsischer Minister
war, war eine ›zentristische Gruppe« in llildung hcgriITen. Die ›Zen-
tristen« kritisierten ihn unaufhörlich und selırieben ihm zum Bei-
spiel am 17. Oktober: ›So wie bisher können die Dinge unmöglich
weitergehen. Ihr verbringt die kostbare Zeit mit ltaufen mit den
SPD-ltegierungsscheißkerlen hinter verschlossenen 'Iiiren Un-
ser Eintritt in die llcgierung lıat nttr einen Zweck: Verzelınfachung
des revolutionären Mutes der Massen und Mitlıilfc an der Organi-
sation der Krafte.-= Sie belegte das mit dem Parteitagsbericht, Frank-
furter Parteimg, S. 276.' Dabei gibt sie das dort Gesagte zwar rich-
tig, jedoch verkürzt wieder, denn was nach ihrer Zitierweise als ein
Brief ersclıcint, wird von dem ›Mitglied der Zenu°ale (Mittelgrup-
pc)-=, bei dem es sich aller Wahrscheinlichkeit nach um llugo Eber-
leitı handelt“, ausdriieklielı als zwei ßriefe benannt, deren Autoren
er lediglich nıit »wir-= und ›auch ein Genosse der jetzigen llrandler-
gruppe war dabei« benennt. Eberlcin zitierte folgendermaßen: »Am
17. Oktober vormittags schrieben wir an unsere Minister: ›So wie

6 G. Sinotojetu, Moskau, an /1rA'adt';'Maslow, Ernst Tltålmann, Ruth Fischer,
Herner Sdtolem und .¬trthur Rosenberg, 22. Mär: 1924. 1n.'SAPMO/3/lrclı. BY I
6/10/79. lil. -10-4 7, 40_fi und 47.: auch in: IlCC1t1l)N!. 495/19/451.

7 Iluth Fischer: Stalin und der deutsche Kommunistntıs. fFran1;furt amMain,
1948/. lierlin 1991. Bd. 1. S. 412i
8 Das Protokoll des IX. Parteitages der KPD nennt wegen der potentiellen

Gefährdung der Partettagsleílnehmer (möglidter Strqfoufolgttng) keine Namen
der Iiegfercnten und Dt'slrusst'onsredner: Ein 'Zeil der lledner läßt sich jedoch aus
Damit.: der fteaemmttte emttttaeen. so tt-ent dieser nefteoeitmg erhebliche Ärm-
lichkeiten zum Brief Eberleins an das BKK! vom 5. Oktober 1923 auf; siehe
dazu: SAPMO/B.~1n:h. Ill' 1 2/J/208. Bl. 495-498.
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bisher können die Dinge unmöglich weitergehen. Ihr verbringt die
kostbare Zeit mit llaufen mit den SPD-llegierungsschcißkerlen hin-
ter verschlossenen Türen ...« Und am gleichen Tage schrieben wir
noch einmal einen langen Brief, in dem es heißt: ›Unser Eintritt in
die Regierung hat nur einen Zweck: Verzelınfachung des revolu-
tionären Mutes der Massen und Mithilfe an der Organisation der
Kräfte. ...<«°
Thalheimer bekennt siclı in seinem Diskussionsbeitrag selbst zu

seiner Mitautorsclıafl und der ihr zugrunde liegenden Oppositions-
halttıng gegen die llegierungspolitik der kommunistischen Mini-
ster in Sachscn.'° lnı Zentralen Parteiarchiv der KPD/SED liegen
dic beiden Briefe (zumindest als Entwürfe) vor. Der eine, in dem es
heißt »Unser Eintritt in die flegierung hat nıır den einen Zweck:
Verzehnfachung des revolutionären Mutes der Massen und Mithilfe
an der Organisation der Kräfte ...« ist, datiert per 17. Oktober 1925
unter dem Verweis »Streng vertrauliclı! Persönlichlı, an Brandler
mit der Anrede ›L.ieber Heinzlı adressiert- Er trägt keine Unter-
schrift, ist aber von einer Einzelperson verfaßt, denn er beginnt mit
der Formulierung »Ich denke nicht, daß ...«. Als Verfasser kommen
in Frage Eberlein, möglicherweise aber auch Kleine oder 'Thalhei-
mcr. Der zweite Brief vom 17. Oktober 1925, ebenfalls mit der An-
rede ›Lieber Heinz!-= versehen, der mit den Sätzen beginnt -›So wie
bisher können die Dinge unmögliclı weitcrgelıen. Ihr verbringt die
kostbare Zeit mit flaufen mit den SPD-llcgierungsscheißkcrlen hin-
ter verschlossenen 'l`üren. ...«, ist handschriftlich unterzeichnet mit
›/t. Th.«, dem iiblichen Kürzel für August Thalheimer. Allerdings ist
es nicht Tlıallıeimers eigene Handschrift, aber dennoch mit erheb-
licher Sicherheit eine authentische, nämlich die der Sekretärin des
Polbüros der KPD und engen Mitstreiterin Heinrich Brandlers,
Anni Kolditz."

9 Bericht über die tferhandtungen des IX. Parteitages der Iiommunistischen
Partei Deutschlands (Sektion der Kommunistischen Internationale), abgehalten
in Frankfurt am Main vom 7. bis I0. April 1924. Hrsg. von der Zentrale der
Iíommunistischen Partei Deutschiands. Berlin 1924. S. 27Q/I
I0 So sagt Thatheimer, im Parteiragsprototcott bezeichnet ats ›Eı'n Mitglied

der Zentrale (Brandfergruppe)«: »Der eine Punkt, der mit meiner Person in
engeren Zusammenhang gebracht worden ist, sind die bekannten Briefe, die
während der Iiegierungstdtigkeit in Sachsen geschrieben worden sind. Ich
bin beteiligt an diesen Briefen ...«. Bericht IX. Parteitag. S. 287.
II Die beiden Briefenttuitrjfe in: S/IPMO/B/Irch. Ill' I 2/2/29. BI. 53-58; das

Kürzel Br/Ko (für Brandler*/Iiotditz) ist in einer Reihe von ßriden zaflnden, in
einigen auch in Verbindung mit ihrerHandschrifl, beispielsweise in: H. Brandler
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Die Briefe sind sicher keine theoretischen Glanzleistungen, und
ob ihre Kritik an den Handlungen der kommunistischen Minister
berechtigt war tınd mehr llealitätssinn enthielten als deren lland-
lungen selbst, sei hier dahingestellt. Sie sind lediglich Ausdruck
dessen, daß die Parteiführcr, die die flcgierungspolitik der Kommu-
nisten in Sachsen von außen beobaclıtetcn und niclıt in deren inne-
re Zwänge eingebunden waren, sie an ihren eigentlichen Vorgaben
maßen, nämlich sie auszunutzen zur sehnellstnıögliclıen Bewaff-
nung der Arbeitcrselıall, damit von Sachsen aus der bewalTnete
Kampf in Deutschland initiiert werden konnte. Doch wirft die Aııto-
renschah an diesen Briefen, die Fischer nachträglich als Beleg für
eine sich bereits inı llerbst formicrendcn Oppositionsgruppe gegen
Brandler in der daınaligen Zentrale zu nut'/.cn suchte, ein bezeich-
ncndcs Licht auf die Persönlichkeit 'l`lıallıeinıers.
Mittels dieser Briefe waren ihm im Friilıjalır 1924 alle Möglich-

keiten gegeben, seine kritische Haltung gegenüber der Umsetzung
der »sächsischen Politik« im Oktober 1925 zu belegen und sich für
weitere Fülınıiıgsaııfgaben in der KPD »anzudienen-. Doch dazu
war er nicht bereit; er war nicht unfähig, lediglich zur Behauptung
eines Postens in der Parteiliihrung so einfach iiber seinen eigenen
Sclıatten zu springen, seine eigenen Über/.eugııngen und seine po-
litische Kameradschaft., ja Fretındschalt mit Brandler zu verraten.
Etwas allgemeiner drückte er das in scinenı Beitrag auf dem Frank»
furter Parteitag aus: »Ich lıabc diese Dinge (die Tätigkeit der koın-
munistischen Minister in der Zeigner-Regierung - II. J.) an Ort und
Stelle kritisiert. Man lıat mir einen Vorwurf geınacht, daß ich erst
später mit diesen Dingen lıeraıısgeriickt bin. Ich halte mich da an
ein Wort von Lessing: ›Auf wen alle dreinhaucn, der hat vor mir

an E. Iloernle u. /I. Enderle vom I9. Mai 1923, wo sie »i. A. Brandler« unter-
schrieb (ebenda. Ill” I 2/3/205. Bl. 88), oder derselbe an die Deutsche Delegation
zu lldndcn des Gen. Iloernle, Moskau, Berlin, den I8. Juli t923, der ein hand-
schriftliches Postskriptuın von ihr tragt (ebenda. Ill. I5!-153); außerdem tragen
eine Ileihe Entwürfe von Briefen oder Ilundscltreiben des Polbüros bzw. Direkto-
riums der KPD ihre Ilnndsdırm, beispielsweise ein llundschreiben an die Be-
zirlıslromitees im I)e:'.ernber 1923 (ebenda. I 2/3/178. Bl. H4-118); hervorzuhe-
ben ist außerdem, (Intl die Erltlttrung, mit der Brandler und Thafheiıner am
7. Dezember 1923 das lbrlegen eigener Thesen ankünrtigten und begründeten,
also das Dokument, welches die Spaltung der bisherigen Zentrnlemehrhei t ein-
leitete, handschriftlich mit beider Namen unterschrieben ist, mit Heim: ltrondler
ln dessen eigener und /I. Thalheimer in der Ilandsctu-[ft von A. Kolditz (ebenda.
I2/2/29.131. 7!-74).
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I\uhe.<«'9 Zur Behauptung seiner persönlichen Integrität war Thal-
lıeimer bereit, auclı persönliche Konsequenzen in Kauf zu nehmen.
Aber seine Autorenschalt ist aııclı Beleg dafür, daß das starre
Bild der Kennzeichnung der Zentrale der KPD im Jahre 1925 als
»Brandler-Thalheimer-Zentrale« Legende isL
'l`lıalheimer mtıßte, wie auelı Brandler sowohl verfolgt vom

Staatsapparat der Weimarer Itepublik als auelı von der neuen l-`üh-
rung der eigenen Partei, Deutschland verlassen, um fiir die näch-
sten Jahre in Moskau - nur bedingt freiwillig - ›konıinterniert« zu
werden. Seit Anfang 1924» gehörte Thalheinıer nicht mehr zum Füh-
rtıngskorps der KPD, womit seine Kritik an der Politik der sich im-
mer weiter nach ›links« orientierenden KPD nielıt mehr eine wirk-
lich innere, sondern bereits eine von außen komıneııde war. Das
vom Polbiiro der KPD beantragte und von der Zentralen Kontroll-
komnıission der llKP(B) im März 1925 gegen Brandler, Thalhei-
mer, ltadek und andere dureltgefiilu'te ›'l`ribunal« verbot ihm, der
inzwisclıen Mitglied der rtıssischen Partei geworden war, die Mit-
arbeit in der KPD.“ Dieses Verbot wurde erst anı 16. Dezember 1926
durch das Erweiterte BKK! aufgehoben. Von da an boten Thalhei-
nıer und Brandler sofort ihre Bereitschaft zur weiteren Verwendung
in der KPD an und setzten alles daran, ihre llüekkehr nach
Deutschland zu erreichen." Aber das nctıe ZK der KPD um Ernst
'l`hälıııann, das andere vormalige vßrandlerianer« durchaus mit
neueıı Fiihrungsatıfgaben betraut hatte, weigerte sich strikt, wenn
auch nicht offen, Thallıeimer seinen Fähiglteiten entspreelıend in
die Parteiarbeit einzubeziehen. Der sich 1928 nıanifestierende er-
neııte ›l.inksruek« der KPD, der siclı unter anderem aueh in Partei-
ausschlüsscn vieler ›fteelıter« äußerte, veraıılaßte diese schließlich
zur Gründung der Kommunistischen Partei Deutschlands (Opposi-
tion) (KPD(O)).

12 Bericht IX. Parteitag. 8.287.
13 Siehe Resolution der ZKK der KP!! in Sachen der Genossen Brandler,

Thatlteimer, Rudel: u. a. ln: Jens Becker, Tfteorior Bergmann und Atezzander
Watlin (Hz-sg.): Das erste 'I`ribunaL Das Moskauer Parteivedahren gegen Brand-
ler, Thalheiıner und lladeh. Main: 1993. S. 183-187.

14 /1. Thalheimer und H. Brandler, Moskau: An die Zentrale der KPD, zu
Händen des Genossen Thdltnann, zur Zeit in Moskau, 17. Dezember 1926. In:
S.¬1PMO/lt/1rc1t. IU' I 2/3/6 7. Bl. 15; /1. 'Htalheitner an »Werte Genossen« [ZK der
KPD), 21. Mam 1928. Ebenda. RY I 2/3/68. Bl. 8-9; Thalheitner nutzte schließ-
lich seine Beurlaubung wegen Erkrankung und Operation seiner Frau :ur
Ilücklfetir nach Deutschland (ders. an das Sekretariat des Politbüro des ZK der
KPD, 29. Mat' 1928. Ebenda. ßl. 12).



80 H/Ill/ILD JENTSCH

Doch nıın zu einigen ausgewählten Kritikpunkten Thalheimers
an der Politik der KPD:

Mangel an innerparteilicher Demokratie
- Verletzung der Prinzipien des demokratischen Zentralismus

Naeh seiner Rückkehr aus Moskau arbeitete Thalheimer ab Mitte
Mai 1928 wieder für die »Rote Fahne-, dem Zen tralorgan des ZK der
KPD, dessen Chefredakteur er 1923 zeitweilig war. Nachdem er der
Redaktion l›ereiLs mehrere Artikel übergeben lıatte, teilte er Clara
Zetkin frustriert seine neuesten Erfahrungen mit: »es wıırde ein-
mal nur ein Teil abgedruckt, mit anderen ein Verfahren eingeschla-
gen, das in meiner langen Praxis noch nicht vorgekommen ist. Sie
wurden nämlich untersehlagen, dann der lnhalt von der Redaktion
geplündert, verballhomt Es sind Gaıınermethoden, die sielı hier
offenbaren. Würde ich nur meinem Gefühl folgen, so würde ich
jeden Verkehr mit dieser Redaktion abbrechen. Sie verstehen die
Gründe, warum ich uotzdem versuche, inı Zentralorgan zu Wort zu
kommen, und mit allen Mitteln, die mir dafür zur Verfügung ste-
hen, dafür kämpfen werde.«'5 Ein von Ernst Sclıneller, Mitglied des
Polbüros des ZK der KPD und Chefredakteur der Zeitschrift »Die
Internationale-, an die Redaktion der ›Stichsisehen Arbeiterzei-
tung« in Leipzig gesandter Brief mit der Anweisung, Artikel Thal-
heimers nicht ohne vorheriges Einverständnis des ZK der KPD zu
publizieren, veranlaßte Thalhcimer schließlich zu einem massiven
Protest: erstens weil ihn diese Ausnahmeregel zu einem ›Genossen
2. Grades« machte, den es laut Statut nicht gebe, und zweitens weil
es sich bei dieser Anweisung um eine ›Maßregel klein|ich-bürekra-
tischer Willkür« handelte, die bewirkte, »nicht nur jede Kritik,
sondem auch jede positive Anregung in der Parteipresse totzu-
schlagen«'°.
Ein Lrostloses Bild zeichnete er auch von den Führungsqualitäten

des Thälmannschen ZK und vom Zustand der KPD generell: Die

13' /1. Thalheimer an C. Zetkin, 29. Juni 1928 ln: SAPMO/B/1rch. NL 5/98.
Bl. 1-5; knapp drei Wochen spdter protestierte Thalheimer beim Politbüro des
ZK der KPD über den Umgang mit seinen Artikeln durch die Redaktion der
Roten Fahne. (Ders. an das Politbliro des ZA' der KPD, 18. Juli 1928. Ebenda.
RY12/3/68. 13-16; auch: ebenda. NY! 6/3/180. 66-69).

16 Ders.: /in das ZA' der KPD (Gleichzeitig zur Kenntnisnahme der Bezirks-
leitungen und der Redaktionen der Parteipresse), 3. Oktober 1928. In: ltr' I 2/3/
68. 23-32 (2412).
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»Gruppe Thälmann«, die gegenüber den ›Versöhnlern« um Ernst
Meyer die ZK-Mehrheit bildete, sei ›politiseh vollkommen unfihig
und nur daraufbedaclıt, mit allen Mitteln der Regie, der Tricks und
des Feldwebelstocks ihre Positionen zu halten. Die Partei ist
überbürokratisiert. Wir haben die bürokratische l-Intartung noch
vor der Machtcrgreifung, was viel schlimmer ist. Die Mitgliedschaft
ist gclålımt, gleichzeitig wird sie mechaniselı in Bewegung gesetzt,
mit dem Feldwebelstock in Gehorsam gehalten. Niemand kann wa-
gen, einen selbständigcn Vorschlag zu nıaclıen oder einen kriti-
schen Gedanken zu äußern, ohne daß sofort eiııe l-letze von Seiten
der Biirokratie gegen ihn beginnt. Diese Bürokratie ist tief korrıını-
piert, z. T. materiell, z. T. ideell.-= Er war fest davon überzeugt, daß
der Funktionärsapparat, würde die KPD wor eine revolutionäre
Probe gestellt z[um| größten Teil zıısanımenbreclıen« würde."
Letzter Anlaß für die Griindung tler KPD(O) war der am 19. De-

zember 1928 vom Präsidium des EKKI hesclılossene ›OlTcne Brief«
des EKKI ›an die KPI) über die rechte Gefahr in der Kommunisti-
schen Partei DeuLschlands«, der am 22. Dezember iıı der »Roten
Fahne« veröffentlicht wurde. Am 29. Dezember trafen sich darauf-
hin die Anlıänger Thallıeimers und Brandlers, denen auf Grund der
restriktiven Politik gegen die =›Brandleristen- kein Spielraum für
eigene Politikansätze in der KPD mehr blieb, um über ihr weiteres
Vorgelıen zu beraten. Thalheitner legte auf dieser Zusanıtncnkunll.
mit seiner »offenen Rede zum Offenen Brief-, in der er die gegen die
Rechten erhobenen Vorwürfe zurüekwies und die Verstöße gegen
die Prinzipierı der innerparteiliehen Demokratie tlurclı tlas ZK der
KPD anprangerle, die Grundlage für die politische Plattform der
Opposition.“
Die Gründung der KPD(O) - genau zehn Jahre nach Gründung

der KPD durch zum Teil die gleichen Personen - war für viele An-
hänger Brandlcrs und Thalheimers »nur die logische Konsequenz
eines bitteren Kampfes ıım die Mehrheit innerhalb der Partei«,
der ihnen, trotz der mit der Gründung gegebenen Zäsur, als noch
nicht abgeschlossen galt.“ Deshalb und »weil sie keine anderen

17 Thalheimer-Zetldn, 29.6.1928 (Anın. 16).
18 /1. Tlıalheimer: Um was geht es? Zur Krise der Kommunistischen Partei

Deutschlands. Eine oflene Rede zum Oflerten Brief (Nachdruck der Gesellschaft
:ur Förderung des Studiums derArbeiterbeıeegung e. l-C Bremen. 0.1.)

19 J. Berker: August Thalheimer. Früher Kritiker der Stulinisierung. ln: Theo-
dor Bergmann /Aflario flfßler (Hrsg.): Ketzer im Kommunismus. Alternativen
zum Stalinismus. Main: 1993. S. 58.
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Grundsätze und Ziele hat als den Kommunismus, weil sie nichts
anderes bezweckt, als die richtige Anwendung dieser Grundsätze
ıınd Ziele in Deutschland und in dctı anderen Landem« verstand
sie sich auch nicht als »neue Partei«, sondern als »organisierte kom-
munistische Ilichtung«9°.
An dieser Stelle eine Zwischenbemerkung ztı Thalheimers Art

der Darstellung seiner politischen Auffassungen ıınd Überzetıgıın-
gen: Wie schon Jürgen Kaestner 1982 feststellte, ist bei 'flıallıeinıer
eine ›ebcnso zahlreich wie beliebig« verwendete Konstruktion in
›wenn dann«-Beziehungen aufTalIig.9' Das findet sich beispiels-
weise in der Formtılierung: »wenn die falsche Taktik der Komnıuni-
stischen Partei Deutschlands (in bezug auf den Faschismus - ll. J.)
unbegrenzt fortgesetzt wird und dadurch zur Preisgabe der kom-
mıınistisclıen Grundsätze führt so wird die Kommunistische Par-
tei Deutschlands (Opposition) zur kommunistischen Partei selbst
werden«, zumal es nur eine kommunistische Partei in jedem Land
geben könne” Die mir am tiefsten in Erinnerung hahende Aussage
Thalheimers in dieser Form ist folgende in der Auseinandersetzung
mit Paul Levi 1921 getroffene: ›Es liegt auf der l-land, daß, wenn iclı
auerkenne, daß der Kapitalismus im BegrifT ist, sielı aus eigener
Kraft ökonomisch wiederherzustellen ..., für die kommunistische
Politik, ıınd also für die kommunistischen Grundsätze und am Ende
auch für die komnıunistisehe Partei kein Boden mehr da ist. Wenn
der Kapitalismus aus dieser seiner ungeheuren Krisis zu ›norma-
ler< Fııtılttion zurückkehrt, so folgt daraus politisch die Rückkehr
zur ›normalen< sozialdemokratischen Politik und Partei, die ihre
verschiedenen Färbııngen und Flügel lıaben mag, in der aber keine
grundsätzlich versehiedenen programmatischen und taktischen
Einstellungen möglich sind.«9° Tlıalheimer hielt das natürlich lc-
diglich für -cine theoretische Möglichkeit ohne praktische lle-
levanz«, widersprach sie doch sowohl der Theorie, nämlich seinem

20 Plattform der Kommunistischen Partei Deutschlands (Opposition). Be-
schlossen aufder dritten lleicltskonferenz zu Berlin, Dezember 1930. (Nachdruck
der Gruppe Arbeiterpolitik. Bremen. O. J.) S. 6. (Hervorhebung im Original;
H. J.)
21 Siehe Jürgen ilaestner: Die politische Theorie August Thalheimers. Frank-

furt am Main, New lbrk 1982. S. 112.
22 Plattform der A'oınmunistischen Partei Deutschlands (Opposition). S. 7.
23 August Thalheimer: Die Theorie und Pra.ı:is des Liquidatorentums. Zur

lieichskonferen: der Komtnunıstısdıen Arbeitsgemeirıschafl. 1n:1)ie1nternatio-
nale. Zeitschrifl _/Br Praxis und Theorie des Maıtırismus. Jg. 4 (1922). N1: 1/2.
S. 19.
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Rosa Luxemburg folgenden lmperialismusverständnis und der
Sicht auf die siclı vollziehende klassische ›lindkrise« des Kapitalis-
mus, als auclı der Praxis der wirtschaftlichen Entwicklung bzw.
Stagnation. Doclı was, wenn es doclı zur - ledigliclı als theoretisch
möglich angenomtnenen - Alternative kam? lelı schrieb 1990 in
meiner Diplomarbeit, diese AufTassung zeige imnıerlıin eines: »in
der kommunistischen Bewegung war die ldentitätsproblematik von
Beginn an latent vorhanden. Eine Partei, die ihre Identität an eine
atısweglose Krise des Kapitals bindet |und| siclı der Revolution ver-
schrieben hat, gerät zwangsläufig in eine ldentitätskrise, wenn kei-
ne Revolution zu erwarten ist.«°* Dann gilt es eine Antwort aufdie
Frage zıı finden: Was bedeutet revolutionäre Politik in einer nicht-
revohıtiouären Zeit? Und, entgegen atıch der Erwartungen Thal-
heiıuers, genau vor dieser Frage stand die KPD, nachdem siclı 1923
alle in den »deutschen Oktober« gesetzten Hoffnungen und Erwar-
tungen nicht erfüllt lıatten - ob sie das nun wahrlıahen wollte oder
nicht.

Soziaifaschismustitese und Einltet`t.¶front

Thalheimer war nach seiner relativ kurzen linkssektiererisclıen
Phase als Verfechter der Offcnsivtlteorie 1921 einer der tiefgreifend-
sten ıınd naclıhaltigsten Begründer der proletarischen Einheits-
front. Sah auch er darin zunächst nur eine unter bestimnıten Be-
dingungen zeitweilig cinzuschlagende Taktik, um die qualitative
Mehrheit der Arbeiterklasse für den Kommıınismus zu gewinnen,
so mit der zunelımenden Gefahr des Faschismus in Deutschland
endgültig eine grundlegende Politik zur Verhinderung von dessen
Maclıtübernahme. Entsprechend massiv wandten sich 'l`halhcimcr
und die KPD(O) gegen den weiteren Linksruck der KPD, die sich
insbesondere in der Sozialfaschismusthese äußerte, die die »Platt-
form der Kommunistisclıen Partei Deutselılands (Opposition)« als
Phantasieprodukt der ıılıralinken KPD-=›'l`hcoretiker« kennzeichne-
te2°. ln der SPD nicht mehr eine Arbeiterpartci, sondern lediglich
den Zwillingsbruder, die andere Seite der Medaille des Fasclıisnıus
zu sehen, war natürlich für die Schaffung einer antifasehistischen
Einheitsfront kontraproduktiv und verschärfte die Spaltung der Ar-
beiterbewegung - unabhängig davon, wer den größeren Anteil an

24 Harald Jentsch: Die politische Theorie August Thalheimers. 1919-1923.
Main: 1993. S. 98 und 46.
23 Plattform der Kommun istischen Partei Deutschlands (Opposition). S. 28.
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der Zuspitzung der Konfrontation zwisehen Sozialdemokraten und
Kommunisten hatte, verhielt sielı doclı die SPD nicht viel klüger
und maelıte aus den Kommunisten ›Kommunazis-= oder ›rotlak-
ltierte Nazis« Versııclıe der KPD(O), zwisehen den Fronten der ge-
spaltenen Arbeiterbewegung zu vermitteln, blieben dementspre-
chend erfolglos, ja wurden nicht einmal einer Antwort würdig
befunden - so beispielsweise der Brief der lleiclısleitung der
KPD(O) an die Vorstände von ADGB, SPD ıınd KPD zur SclıalTung
einer gemeinsamen Widerstandsfront nach dem Sturz der Brüning-
ltegierung am 50. Mai 1952. Die KPD(O) mochte noclı so gewiclıtige
Argumente haben - ftir eine Einflußnahme aul` die Parteien tınd die
Arbeiter war ihr politisches Gewicht zu gering, weshalb sie von der
KPD auch als KP-Null kariltiert wurde.

Faschismusanatyse - Kritik des irtflationären Gebrauchs
des Faschismus-Begr{0's

Grundzüge der Thalheimersehen Fasehismusanalyse finden sich in
seiner umfangreichen Kritik des Programmentwıırfs der Kommtı-
nistischen Internationale zum 6. Weltltongreß 19289“ sowie in einer
Artikclserie in »Gegen den Strom?? und I`losscn maßgeblich in die
»Plattform der Komnııınistischen Partei Deutschlands (Opposi-
tion)-= ein. Darin verarbeitete er die Erfahrungen in bezug auf die
fasclıistisehen Massenbewegungen in Italien und Deutschland
1920-1925. Ihr besonderes Kennzeichen ist der Iiekurs auf das bo-
napartismustheoretisehe Modell von Karl Marx in dessen Frank-
reichschrilten von 1852.93
Seine l-lauptkritik an der Fasehismusauffassung in der KPD und

der Konıintern galt besonders dem inflationären Gebrauch des Fa-
schismus-ßegrilTs Ftir konterrevolutionäre Bewegungen ıınd bür-
gerliche Regierungen, Regierungsformen und -maßnahmen aller
Art. So schrieb er in seiner Programmkritilt: =›Der Faschismus wur-
de die Naelıt, in der alle Klassen- und Parteiunterschiede ver-

2ó A. 77ıalheima': Programmatische Fragen. Kritik das Programmentwuıfs
der Koınmanılstischen Internationale (I/I. Weltkongrçß). Mit einem Vorwort von
Theodor Bergmann und einer Einleitung von Jens Becker. Mainz 1993.
27 August Thalheimer: Über den Faschismus. tn: »Gegen den Strom« 3. Jg.

Nr. 2, 3 und 4 vom tt., I8. und 25. Januar 193! (Vollständiger Nachdruck
Hannover 1985. Bd. 2. S. J2-33, 48-49 und 66-6 7).
28 Karl Marx: DerBürgerkrieg in Frankreich. In: MEPK Bd. 7,- ders.: Der I8.

Brumaire des Louis Bonaparte. Ebcnda. Bd. 8.
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sehwanden. Er wurde der Repräsentant für die ›eine reaktionäre
Masse« Lassalleseher Erfindung. Die Sozialdemokratie wurde
›der linke Flügel des l"asehisnıtıs<.«2° Er kritisierte eine undilTeren-
zierte Gleichsetzung von bürgerlicher Demokratie und Faschismus
durch KPD und Komintern und deren Unverständnis für das Be-
wahrcnswerte an den demokratischen Grundreclıten, die günstig-
ste Balınıenbedingtıngen für proletarisclıe Politik bieten. Für KPD
und Komintern sei der Faselıismus lediglich ein evolutionärer Pro-
zeß der bürgerlichen Konterrevolution zur SehalTung letzter Ab-
wchrnıaßnahmen gegen die prolctarische Revolution. Scharf kriti-
sierte er vor allem die Auffassung, im Faschismus ein notwendiges
Durchgangsstadium der inıperialistischcn Entwieklung vor der
prolctarisclıen llevolution zu sehen und wies atıfdic nıögliclıenvei-
se daraus resultierenden Gefahren lıin: ›ohne die äußerste theore-
tisclıe Exaktheit laufen wir Gefahr, in die größten praktischen
Schwierigkeiten und Fehler zu verfallenıw. Seine Prophezeiung
sollte sich im .lamıar 1955 erfüllen, als die KPD - wie allerdings
auch die SPD - unliihig war, den Oualitälssprung in der Macht-
übertragung an llitler zu erkennen.
Der Faschismus war Tlıallıcimer nicht die, sondem eine Form

der olTenen Diktatur der Buurgeoisiefi, wenngleich seinen Me-
thoden naelı =›die zugespitztestc, gewaltsamste, ›prostituierteste<
Form der bürgerlichen Klassenlıerrschaftåg. Dabei gab es für ihn
verschiedene Faschismus-Varianten, die als Porm bürgerlicher
llcrrschalt auf das längste mit dem Klassenantagonisnıus spätkapi-
talistisclıcr Gescllsclıallen verbunden sind ıınd das bürgerlieh-par-
lamentarisehe System aushöhlen: Zur Rettung ihrer sozialen Basis
- d. lı. zum lšrlıalt ihrer ökonomischen Macht- opfert die Bourgeoi-
sie die Demokratie und unterwirlt sich zeitweilig einer prokapita-
listischcn Diktatur ›Deklassierter aller Klassem, verkörpert durch
eine Partei oder eine Person. llauptqııellc der sozialen Basis der
faselıistiselıcn Massenbewcgungen bildeten breite Teile des ent-
täuschten Klein- und mittleren Bürgertııms und der Bauern, aber
auch Teile der von sozialdcmokratischer Koalitionspolitik und ul-
Lralinker kommunistischer Taktik entmutigter und demoralisierter
Arbciterschaltåi

29 Thalheimer: Programmatisdıe Fragen. S. 52.
30 Ebendn. S. 53.
J! Siehe ebenda. S. 62.
I2 Plattform der Kommunistischen Partei Deutschlands (Opposition). S. I2.
JJ .~ı. 1'naııietm±:r.- über am fihscnnıiius. s. an
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'l`lıalheimer setzt bei alledem Faschismus oder Nationalsozialis-
mus aıısdriickliclı nicht mit dem Marxsehen ßonapartismtısmodell
gleich. Der ßonapartismus, dessen Kennzeichnung als »schließ-
liche Fornı der bürgerlichen Gesellschaft« dtırclı Marx er nielıt als
rein äußerlich und zeitlich auffaßt, ist ihm lediglich »der beste Aus-
gangspunkt zur klassenmäßigcn Erfassung des I"aschismus«. Von
dessen Inhalten abstrahiert er ıncthodiselı, doch sind die Analogien
unverkennbar: Verselbständigung der Exekutivgcwalt, politische
Unterwerfung der Massen einschließlich der Boıırgeoisic selbst un-
ter dic fasclıistischc Staatsmacht bei Beibehaltung der sozialen
Herrschaft der Bourgeoisie, Selbstdarstellung als allgemeiner
Wohltäter.“ Für »von größter Wichtigkeit« in die »Einsicht in das
Wesen des Faschismus« gilt ihm die Marxsche Kemızeiclınung des
Bonapartismus als »dic einzig mögliche liegierungsform in einer
Zeit, wo die Bourgeoisie die Fälıigkeit, die Nation ztı beherrschen,
sclıon verloren, und wo die Arbeiterklasse diese Fähigkeit noch
nicht erworben hattc«°5.

Volksfrontpoiitik - Aufgabe einer
eigenständigen Arbeiterpolitik

Begriff Thalheimer die 1954 von der Komintern eingeleitete unzu-
lässige »Erweiterung« der Einheitsfront zur Volksfrontpolitik zu-
nächst noch lediglich als »opportunistiselıe Abweichung« im Kah-
men komnııınistiselıer Grundsätze, so sah er in ihr später eine
einen direkten Verrat an diesen. Seines Erachtens war eine Volks-
frontpolitik nur auf Grundlage der proletariselıen Einheitsfront
und bei Wahrung der materiellen eigenen Interessen der Arbeiter-
klasse möglich. Mit ihrer Volksfrontpolitik Iıahe die Konıintcrn je-
doch die kommunistisclıen Endzielc zumindest zeitweilig aufgege-
ben und die Interessen der Arbeiterklasse direkt verlassen, indem
sie sie den Interessen der Bourgeoisie tınterordncte. Mit dctn Ver-
zicht auf ihre revolutionären Ziele und dem Angebot an die bürger-
Iiclten Antifaschistcn, sich naclı dem Sieg über den Faschismus
ausselıließlich auf bürgerlich-demokratische Zielsetzungen ztt be-
schränken, verzichte die Komintern atıf den Klassenkampf und ver-
wische, daß der Faschismus gerade im bürgerlich-denıokratischen
System wurzeln und heranwachsen konnte. Die demokratische

34 Ebenda; Programmatische Fragen. S. 53-61.
35 Karl Manz: Der Bürgerkrieg in Frankreich. S. 318; Thalheimer: Program-

matische Fragen. S. 60.
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Staatsform und die bürgerliclıen Demokraten seien aber eben kein
Bollwerk gegen den Faschismus. So latttctc sein Fazit in bezug auf
die Volksfrontpolitik: »Dic Praxis der Volksfront zeigt, daß bei einem
Bündnis mit der Bourgeoisie die Arbeiterklasse inımcr der Geprell-
IC iSl.«3ß

Sowjetunion/Stalinismus - Sozialismus in einem Land
- Moskauer Prozesse

Bis 1957 übte Thalheimer tınter Berufung atıf mangelnde Informa-
tionen nur zurückhaltendc Kritik an der Entwieklung des sozia-
listiselıen Aufbaus in der UdSSR. Die dortigen lšigenttımsverlıält-
nisse sah er grundsätzlich als sozialistische an und danıit die
gescllsclıaftlichen Verhältnisse überhaupt Seine lediglich atıf olT-
ziellen sowjetischen Vcrlautbarungcn berulıcndcn Beschreibttngcn
der dortigen Verhältnisse wirken daher elıer apologetisclt. Deren
Ereignisse ttnd Išntwieklungen, wie die brtıtalc Durchsetzung der
Industrialisierung und die Zxvangskollektivicrtıng des Landes, den
Bruch des Bündnisses der Arbeiter tınd Batıcrn sowie die admini-
suvıtivc Beendigung der Fraktionskiimpfc in der KPdSU(B) salt er
als notwendig an. Lediglich den Abbau der Bäte-(Sowjct-)Demo-
kratie kritisierc er.“
Die lange Zurückhaltung 'I`halheimcrs in der Kritik an der Politik

der KPdSIl(B) und der UdSSIl ist politisch und psychologisch ver-
ständlich - er sympathisiertc und solidarisierte sich mit den Erben
der Oktoberrevoltıtion und sclırecktc davor zurück, wegen der Kri-
tik Stalinsehcr Politik in die Mühlen antisowjetisclıer Propaganda
ztt geraten. Erst unter dem Eindntck der Stalinscltcn Schauprozes-
se, insbesondere angesichts der Feststellung des cltcmaligen sowje-
tiselıen ßotschaflcrs in Deutschland, Nikolai Krestinski, daß seine
Aussagen unter Folter erfolgt seien, der Anklage seines langjähri-
gen Freundes Nikolai Bucharin im 5. Prozeß und insbesondere der
Verfolgung und Ermordung der Mitglieder der POUM tınd auclt der
in den POUM-Milizen kämpfcnden KPD(O)-Mitglieder in Spanien
erfolgte bei 'l`lıalheimer 1957/38 zunächst ein zögerlicltes, scltließ-
lich um so konscquenteres Umdenken in seiner Einschätzung der
Verhältnisse in der UdSSIi: »die allgegcnwärtige Gehcinıpolizci, die

36 Materialien zur Volksfront. Hrsg. von der KPD(O). 2. Erweiterte /lu/lage.
0. O. .-lpril 1936. S. 20. Zitiert nach Kaestner: Die politische Theorie August
Tlıalheimers. S. I2 7.
I7 Siehe Becker: August Tltallteimer. S. 65.
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alles durehdringende Spitzelei und wechselseitige Denunziation,
der 'lbrror in Permauenz, die Vergütterung des Führers und der
Unterlührer, würdeloses Krieehcn naelı oben, barbarisehes Miß-
aelıten und Mißlıandlungen nach unten, der großrııssisehe Clıau-
vinismus nıit der Verlıerrlielıung ıınd lleelufertigung aller llarbarei
der Vergangenheit Der Gegensatz zwisehen den ursprünglichen
Grundsätzen und Zielen der sozialistiselıen llevolution und der
Wirklichkeit drückt sieh aus in einer allgemeinen olTıziclIen lleu-
eheleiås. Bereits im Juni 1957 hatte er geselırieben, es sei »die
Pflicht der wirklichen Kommunisten, die Sache des Kommunismus
und der Sowjetunion zu verteidigen auf deın einzigen Wege, der
heute gegenüber den blutigen Krämplen des Stalinregiınes möglich
ist - denı der entschiedenen Absage an dieses Regime und der vol-
len Solidarisierung mit all den gesunden Krälten in der Sowjet-
union und außerhalb, die auf der Grundlage des Kommunismus
mit dem Stalinregime aufräumen woIlen~°°.
lm Zusammenhang mit dem Hitler~Stalin-Pakt vom August 1959

stellte er fest, die im Widerspruch zu den Interessen der eigenen
wie der internationalen Arbeiterklasse stehende Außenpolitik eines
proletariselıen Staates müsse sich »zu-angsläufig der alten Geheim-
diplomatje bedienen« und damit ›konterrevolutionär handeln«'*°.

Sowjetlsclıe Besatzungspolitik ab 1945

Thalheinıer forderte bereits 194-5 den schnellstmöglichen Abzug
der sowjetischen Besaııungstruppen aus Deııtsehland, uın den ost-
deutschen Werktätigen selbst die Gestaltung ihrer sozialistischen
Ordnung zu überlassen. ßefalıigt von einem ›undogmatisehen
Marxismus als Denkmethode und Analyseinstrument- war Thal-
heinıer in der Lage, aus seiner Analyse ›weitbliekendc Warnungen«
zu entwickeln, die - wie Theodor Bergmann, der gemeinsam mit
seinem Bruder Josef das Manuskript der ›Grundlinien~ sowie der

33 August Tnaıno'ıw.- Über amKimi aa- amıimon und du Revolution au
Kunst. (1948). Gießen 1972. S. 72.
J9 August 'l'lıalheı`mer: Daily European Obsemations (Die Entltauptung der

Roten /1:-mee der SU) vom 15. Juni 193 7. S. 4 (zitiert nach liaesmor: Die politi-
sche Tlıeori`c.¬1ugust Thalheiıners. S. 13 7).
40 A. 7`hnllu:t`1ner: Junius-BriefNr. 1. Sowjet-Rußland und die intemationalc

.-Irbeilerlrlasse. 0. 0. und 1. (Ende 1939 //(fang 1940). S. 15 (zitiert nach lfaest-
ner: Die politische Theorie August 'l'ha1heı'mers. S. 142).
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»Potsdamer Beschlüsse« bei seiner ltückkelır l-lnde März 1946 nach
Deııtschland inı Gepäck mithrachte, in seinen Memoiren ausführte
- als ›Kassandrarufe« von den Mächtigen ignoriert, sich 1989/90
schließlich ›sehreeklich bewahrheiten sollten-¬".
So hatte 'l`lıalheimer bereits unmittelbar naclı Beendigung des

Zweiten Weltkrieges geselırieben: ›Unsere Kritik gelıt aus vom
Standpunkt der Demokratie der Werktiitigen und des sozialisti-
schen lnternationalisnıus, der zugleich der Standpıınkt des wirkli-
elıcn Kommunismus ist, und der die lokalen sozialistischen Interes-
sen vom Gesichtspunkt des revolutionären Gesamtinteresses aus
einsetzt und behandelt. Die Stalinsche Methode der sozialistiselıen
Ausdelınung schädigt ıınd gefahrdct nicht nur die sozialistische
Ausdehnung, sondern auch den Bestand des Sowjetstaates selbst.
Sie rult in den werktâitigen Klassen der Länder, die diesen Metho-
den unterworfen sind, das mit Füßen getretene nationale Selbst-
gefiihl wie die Gewohnheiten der proletarischen Demokratie gegen
sich auf. Sie sät den Wind der konterrcvolutionären Intervention

gegen sich selbst, und wenn nicht rechtzeitig eitıe Änderung die-
ser Metlıode erfolgt, so wird sie den Sturm des dritten Weltkrieges
auf ihr eigenes llaupt herabbeschwören, und zwar unter den für sie
und den internationalen Sozialismus ungünstigsten ßedingungen.«
Für die Zukunh benannte er zwei Alternativen: Entweder »die ra-
scheste Entwieklung der selbständigen Aktion ıınd der Verteidi-
gungsfalıigkeit der arbeitenden Klassen in dem eroberten Land und
dann - Bäumung-, oder zu versuchen, »dic Frcmdherrscltalt im
Lande inımer mehr auszubauen und dauernd zu machen, mit al-
lem, was dazu gehört« Der zweite Weg könne jcdoelı fiir das er-
oberte Land nur in eine Katastroplıc münden und für den Sozialis-
mus/Konımunismus in »eine lange anhaltende Sclıwäehung«"2.
Die Gründung der DDB sollte Thalheimer niclıt mehr erleben.

Zwar installierte die Sowjetunion keine wirkliche Fremdlıerr-
sclıalt, doclı installierte die von ihr geprägte und permanent be-
einflußte SED-Führung ein entsprechend zentralisiertes admini-
strativcs System. Zudem sah sich die Sowjetunion unter den
Bedingungen des »Kalten Krieges« bis zu ihrem eigenen Zerfall
außer Stande, ihre Truppen aus der DDB abzuziehen. Zwar agier-
ten sie nicht mehr als ßesatzungstruppen, sondem als Teil des

41 Theodor Bergmann: lm Jahrhundert der Katastrophen. Autobiographie
eines lfritlsclzen Kommunisten. Hamburg 2000. S. Síf und ó0f
42 August Tlıalheimer: Grundlínlen und Grundbegriffe der Weltpolitik nach

dem 2. llirltltrieg. 0. 0. undl. (19461. S. 21.
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Verteidigungssystems der Warschauer Vertragsstaaten, doeh waren
sie präsent. Und daß sie bei Unrulıen im Lande nicht in ihren Gar-
nisonen bleiben würden, lıatten sie naclıdrücklich 1953 in der
DDR, 1956 in Ungarn ıınd 1968 in der CSSB gezeigt. l)as unter ilırer
Präsenz entwickelte adminisu~ativc System aber hat den Kommu-
nisnıus - wie von Thalheimer sclıon 194-6 prognostiziert - wegen
seiner schließlichen Erstarrung und Beformtınfzilıigkeit auf wahr-
scheinlich sehr lange Zeit diskreditiert. Überwunden werden kann
diese Diskreditierung nunmehr nur dadureh, daß man siclı wieder
und neu nıit den Grundlagen ıınd dem ldeenreichtum des Marxis-
mus und aller aus ihm hervorgegangenen Lehren und Ideen befaßt
und auseinantlersetzt - sowohl denen, aus denen neue, positive An-
sätze zum Weiterdenken erwachsen, als aııclı den negativen, um
die Ursachen seiner Deformation zu ergründen. Wichtig ist letzt-
lich, und das hat aııch Thalheimer immer wieder betont, sich den
Marxismus als Methode zur Analyse der gesellschaltliclıen Zusam-
menhänge und zur Lösung der gesellschaftlichen Probleme nutz-
bar zu machen.
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DAS »VERFAHRENGEGEN UNBEKANN77«
Zur Berichterstattung iiber Nikolai Bucharins Sturz

in »Gegen den Strom« 1929 bis 1930

lm Folgenden soll an eine Episode in der Berichterstattung der Zei-
tung dcr KPD(O) »Gegen den Strom« erinııert werden, die von
Karl llermann Tjaden in der 1964- vorgelegten organisationssozio-
logisclıen Untersucluıng der ›Rcchts«-Opposition im deutschen
Komnıunismus cher beiläufig behandelt wird. Da 'fjaden die Kom-
mentare über das ›Verfalıren gegen Unbekannt« nicht separat ana-
lysiert, sondern in die I-Intwieklung der KPD(O) von ihrer l. bis
zur IV. Reiehskonferenz, also von Dezember 1928 bis 1951 einbet-
tet, setzt cr die chronologisclıen und thematischen Selıwerpunkte
selbstverständlich mit Blick aufdiesc Entvvicklung. Für ilın sind die
Beschlüsse der l. Reiclıskonferenz der KPD(O) 1928 und die nach
dem Sieg der Stalin-Fraktion Ende 1929 getroffenen Einschätzun-
gen relevant
lm vorliegenden Beitrag geht es unı einen enger gefaßten chrono-

logisclıen Rahmen, um die Zeit zwischen dem April-Plenum des ZK
der KPdSU(B) 199.9 und der 3. Reichskonferenz der KPD(O) (De-
zember 1950)'. Wie der Zufall es will, ist das der editoriselıe Bah-
men des Bandes 12 der Werke Stalins. llntcr diesem Blickwinkel
stellt sich die Berichterstattung über das =›Verfahrcn« in «Gegen den
Su'om«, stellt sich die Gewichtung einiger, die Selbstreflexion der
Parteiopposition betrcfl`ender, Fragen anders dar als bei 'l`jaden.
Vieles von (lem, was Tjaden im Absclınitt »Die Stellung zur UdSSR,
zur Kl und zur KPD3 überzeichnet, ausblendct oder überhaupt
nicht in den Rang einer Fragestellung erhebt, tritt deutlicher lıer-
vor.
Bisher konnten die Historiker die Auseinandersetzungen inner-

halb der KPtlSU(B) 1928/1929 nur anhand auszugsweiscr Publika-
tionen der Reden einzelner Teilnehmer am April-Plenum des ZK

1 Plattform der líommunistisdıen Partei Deutschlands (Opposition). Be-
scltlossen attfdrr dritten Reicltslfonferrn: zu Berlin Dezember 193 0. Bremen o. J.
(Herausgegeben von der Gruppe /trbeiteı-politik.)

2 Karl Hermann Tjaden: Struktur und Funktion der »KPD-Opposition«
(KPO). Eine organisationssosiologisclıe Untersuchung zur -Jleclıts«-Opposition
im deutschen Kommunismus :ur .Zeit der Weimarer ltepublilr. Erlangen 1970. S.
162-179 (imfolgenden: Tfaden).
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der KPdSU(ß) 1929 rekonsmıieren. Stalins llcde, sie nimmt fast ein
Drittel des 12. Bandes der Werkausgabe ein, wurde nur gekürzt
veröffentlicht. Bueharins flede ersclıien erst nach der lielıabilitie-
rung 1989. Auch sie lag nur geküızt vor? Daher ist die uınfang-
reiclıe 5-Bände ıımfassende Edition der Plenartagungen des ZK der
ltPdSU(B) 1928/1929 nur zu begrüßen.

Am Vorabend des April-Plenurm des ZK der KPdSU(B) 1929

lnı März 1929, das April-Plenum des ZK der l{PdSU(ß) stand unmit-
telbar bevor, lıielten die Funktionäre der KPD(O) die ersten aııs
Moskau eintrefl`enden Signale fest. Der Ende 1928 zustande gekom-
mene Kompromiß wurde von Stalins Getreuen, den ›Stalinzy« (wie
sie sich selber nannten), unterlaufen. Die Parteiorganisationen
der ländliclıen Gebiete übten ›gnadenlosen Druck- atıs, tım die
›Selılacht an der Getreidefront« zu ihren Gunsten ztı entscheiden.
Tomski, Bucharin und ltykow lıatten sich am 27. März 1929 mit
einer Erklärung aıı das Politbüro des ZK der KPdSU(ß) gewandt,
auf die das Politbüro am fl-. April 1929 reagierte. Die Information
darüber war naclı Deutschland gcdrungen, aber die verlıandelten
Inhalte waren nicht bekannt. ›Der Kampf gegen die rechte Gefahrı,
ist in der Ausgabe von »Gegen den Suom« vom 23. März 1929 nach-
zulesen, ›wird unter dem Rubrum ›Verfahren gegen Unbekannt« ge-
führt. ›Unbekannt« wird angeklagt, ›Unbekannt« wird verdammt
und wenn ›Unhekannt< am Galgeıı hängen wird, dann erst wird der
Schleier fallen, und das Publikum entdecken, daß die Gesichter der
Delinquenten ihm wohl bekannt sind, daß es Leute sind, die bisher
als unfelılbare Führer gegolten hatten.«"
Seit dem .ltıli-Plenum des ZK der Kl'dSU(B) 1928, auf dem das

ablelınende Verhalten der Rechten gegenüber jeder Art außer-
ordentlicher Maßnahmen gegen das Kulakentum bei der Getreide-
beseha1Tung zum Ausdruck kam, nach den Auseinandersetzungen

J Deutsche ütıei-.setzung tn: Ntıwıat aucıınnn- 1929 - Das Jam- im großen
Umscttwurıgs. ßerlin 1991. S. I0-105. Die Übersetzung des ausgetassenen Ab-
schnitts über die Wittoıf-f{U?1re' Wie den-!~btt Wittorf- zum Sturz Nikolai Bucha-
rins rnifibraucht wurde Ein notwendiger Nachtrag. ln: Beiträge zur Geschichte
detvtrbetterbeıuegung. }9(t997)I. S. 87-95.
4 Unsere Stellung zu den inneren Hagen der KRSU. V. Die gegenwärtigen

Auseinandersetzungen. In: »Gegen den Strom« (imfolgenden: GdS). Nr. I2 vom
23. Mm t929.
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über die Minimal- und Maximalvariante des ersten lfiinljalırplanes
in der UdSSll Ende 1928 ttnd erst reclıt nach der Eııtsclıeidııttg des
Plenums des ZI1 vom 23. April 1929 gab es in der 'l`at keine »Unbe-
kannten« mehr, alle Konu-ahcııten lıatten ein Gesicht tınd die Mög-
lichkeit, ihre AulTassungen zu publizieren, atıelı gentıtzL Aııf dem
.ltıliplenunı des ZK der l(l'dSU(B) 1928 erinnerte das Mitglied des
Politbiiros der l1l'dSL'(li) tınd Vorsitzender des Zlšlí der Ukraine G.
Petrowski an das gemeiıısanıe Auftreten der deutsclıen und sowjeti-
schen Delegationen im l-JKKI gegen die Ilückkehr von Atıgtıst 'l`lıal-
heinıer nach l)eııtschland.° Die =›lnprckerr« widerspiegelt, wie die
Strcitfragen vor und nach den Plenartagungen diskutiert wurden.
Die interne Debatte ist lıetıte nachlesbar.° lšs ging um die Arbeits-
lälıigkeit der sowjetischen Ilegierung. Laut Alexej llykow waren die
l)il`l`eren'/.en zwischen denı hat der Volkskommissare ııud dem llat
für Arbeit und Verteidigung am Vorabend der Tagııng Ende 1928 so
gravierend, daß die Führungsorgane handlungsunliihig waren,
weil sie siclı durch ihre konträreıı l-Sntscheidungen ständig gegen-
seitig blockierten. Die zugespitzten l)ebatten auf dem Plenum mün-
tleten in einen Kompromiß, den Mitglieder aller zcrsuittenen
›Fralttionen« begrüßten.
Die im September 1928 konzipierten ›ßetnerkungen eines Öko-

nomen« von Nikolai Bucharin, der seit dem Vl. Weltltongreß der
Komintcrn als ›'l`heoretiker der Sttnıpfperspcktive« versclırien war,
lagen einen Monat nach ihrer VcrölTent|iehtıng in der ›l'rawda«
attch iu deutscher Übersetzung? vor, die trotzkistiselıe Opposition
- von Leo 'lrotzki über den inzwischen abgesctzten Volksltonunis-
sar für Finanzen Jewgeni Preobrashenski bis lıin zum Ilarteijourna-
listen Karl lladek - lıattcn dazu Stellung genonıınen und der Ge-
neralsekretär der Kl'dSU(B) Stalin ßucharins Publikation in der
=›Prawda« während der Politbürositzttng am 8. Oktober 1928
als ›parteifeindliehen, eklektischen Artikel«8 bezeichnet tınd den
abwesenden Verfasser zum -Verbrecher-= erklärt.“ Der »liberalen

5 Kal: lomali NEP. Stenograınmy plenttmov CK l"l(P(b) l928-1929 gg. v
pjati tomacli. bei 2. Moskau 2000. S. lı'ó.

6 Sovetslcoe rukovodstm. Perepislca 1928-194! gg. Moskau I999.
7 N. Buclmrins Jtetııerlcungen eines Ölronomen« erschienen als Fortsetzungs-

folge am to., 19. und 23. Oktober 1928 in der Jntemationaten Pressclrorres-
pondenzflt, Nr. H7, 118 und H9.

8 J. WC Stalin, Die lluclıaringruppe und die rechte Abweichung in unserer
Partei. ln.-J. W. Stalin. t-lerne. ltd. tt. Berlin t9J4. S. 287.

9 ßbenda. S. 291.
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Auslegung« der Wirtschahs- und Agrarpolitik stellte Stalin seinen
auf ›'l`ribut« und ›Vorwärtspeit.sclıen« atısgeriehteten Kurs ent-
gegen. Der Kampf uın die Deutungshoheit hinsichtlich des Lenin-
schen Erbes hatte seinen llöhepunkt erreicht. Stalins Attacken ge-
gen den Theoretiker spielten in der Berichterstattung von »Gegen
den Strom« keine Rolle.
Am 7. Dezember 1928 fand ein 'fi'efl`cn der Mitglieder des Polit-

büros des ZK der KPdSU(B) ıınd der russischen Delegation in der
Konıintern statt. Der Schweizer Jules Humbert-Droz hat in seinen
Memoiren über das 'treffen berichtet. Rykow und Buelıarin hatten
ihn am Abend im =›Lux« abgeholt und ins ßolsclıoi-'Theater mit-
genommen. Htımbert-Droz wartete vor der Regierungsloge, um
- wenn nötig - für Bucharin ›auszusagen«. Zu den 'l`eiItıehmern der
Begegnung gehörten Bucharin, Rafael Chitarow (Vertreter der Kom-
munistischen .lugendinternationale beim EKKI), Sergej Gussew
(eigtl. Jakow D. Drabkin; beiter der Abteilung Presse im ZK der
KPdSU(B)), Jemeljan .Iaroslawski (Sekretär des Partcikollegiıınıs
der ZKK und Mitglied des Kollegitıms der ABI der UdSSR), Otto
Kutısinen (Mitglied des EKKI), A. Losowski (eigtl. Solomon Dridso;
Generalsekretär der Prolintern), Wjatscheslaw Molotow (Sekretär
des ZK der KPdSU(B) und Erster Sekretär der Moskauer Partei-
organisation), Sergo Ordstıonikidse (Vorsitzender der ZKK der
KPdSll(B)), Ossip Pjatnitzki (Mitglied tles EKKI), .lan Rudstıtak
(Stellvertretender Vorsitzender des Rates der Volkskommissarc ıınd
des Rates für Arbeit untl Verteidigung), Alexej Rykow (Vorsitzender
des Rates der Volkskomnıissare), Mtttwej Schkirjatow (Mitglied des
Kollegiunıs des Volkskommissariats der Aßl der UdSSR) tınd Josef
Stalin. wiihrend des 'IrelTens wurde das Vorgehen gegen die Reeb-
ten in der KPD abgestimmt ımd beschlossen, die Versülınler vorerst
nicht zu attaekieren. Bucharin und Molotow legten entgegen ihrer
Zusage den Entwurf eines »Offenen Briefes« an die Ilcehten in der
KPD niclıt zum 11. Dezember 1928 vor. Das war auch das Ende des
Konıpromisses.
Daraufhin erschien Stalin in Begleitung von Molotow am 19. De-

zember zur Präsidiumssitzung des EKKI. Stalin ging in die Offen-
sive und motivierte Ernst Tlıälmann, mit den Reelıten abzttreelı-
nen. Nach diesem an den Rechten in der KPD erprobten Szenario
wurde dann auch in der KPdSU(B) gehandelt.'° l)ie von Clara Zet-

I0 PZ P. Danilov / /I. Ju. Vatlin / 0. V. Clılevrı;'ul:: Vorwort zu: Obedinennyj
plenttm CK i GEK l"KP(b) ló-23 aprelja 1929. ln: Kalt lotnali NEP. Stenogram-
my plenumov CH VliP(b) 1928- l929 v 5-tl tomach. Bd. 4. Moskau 2000. S. S-I8.
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kin tınd llumbcrt-Droz erhobene liorderttng, eine außerordentliche
Sitzung des EKKI einzubcrufen, wurde abgelclınt.
hıformationen über die detıtscltcn Rechten standen 1928 regel-

mäßig auf der Tagesordnung des Politbüros der K PdS L`(ll) Die letz-
te lnlornıation vom 5. Janııar 1929 ntiindetc in den Beschluß des
Politbüros des ZK der KPdSU(ß) über 'l`lıallıciuıer uttd Brandler
vont 31. Januar 1929." Unter diesen Bedingııngen zogen sich llu-
charin und Michail Tomski unter Protest aus der politisclıen Arbeit
im ZK bzw. tler Gewerkschallsführtıng zurück. Beide Iıatlen atıf
eine Einberufung des ZK-Plenums, aufdem sie ihre Position erläu-
tern wolltcn, gehofll. Stalin ltam ihnen zuvor und verlangte am
10. Janııar 1929 von Tonıski, daß er die Arbeit als Gcwcrkschattsvor-
sitzender wieder aufnimmt. Darauflıin verfaßte 'I`omski am 14. Ja-
nuar 1929 eirıe Erklärung. Bııcharin schloß sich ilım am 50. .Ianııar
an tınd legte ebenfalls eine schriftliche Stellungnahme vor."*'
liolgt nıan Tjaden, stand die Grundliuie der Kritik an der sowjeti-

sclıcn Entwicklung dııreh die KPD(O) von 1928 bis 1951 fest: Es war
die Kritik an der Bürokratisierung. llnter llinweis atıf die Artikelse-
rie ›lJnsere Stcllııng zu den inneren Fragen der KP.SU« schreibt
Tjaden, daß diese Diskussionslinic nach 1928 ›mehr und mehr rc-
duziert« wtırde tınd ihren ›kritischen Charakter verlor«'5. Die Büro-
kratiekritik als solclte war stets eine Domäne der uotzkistischen
Opposition und bei den Rcchtsabweichlern immer in die Debatte
von Wirtschaltsfragen eingehundeıı. 'l`jaden gebratıclıt diesen Ile-
griIT (Rttss.: pravye uklonisty) nicht. Aueh in »Gegen den Strom« ist
inııner von »den Rechten« bzw. der ›rechten Opposition« die Rede.
Was die Wirtschafl betrifft, blieben die Wortfiihrer der KPD(O) »op-
timistisclıer, als es die objektiven Verhältnisse erlaubten-, kon-
statiert 'l`jaden,“ ohne eine Erklärung für deren »historischen Op-
timismus- zu liefern.

11 Politbiuro CK liA'P(b) - l/KP(b). Povestlri dnja zosedanb' 1919-1952. Kata-
log. Bd. 1. 1919-1929. Moslfatt 2000. S. 660.

12 Zajavlenie M. P. Totnsltogo [ot 14 ianvaıja 1929 g./. ln: Kalt lomali NBP.
S. 568-J71.-Zajaolenle too. Buclıarina [ot 30 janvaıja 1929 g./. ln: Kals lomali
NEP. S. 572-576.

13 Uaden. S. 162. 14 Ebendıı S. 164.
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Die »unbekanntem Angeklagten

Als die in vergleichbaren Kampagnen in Deutschland gemaßregel-
ten Parteimitglieder ihre Prognose über das blutige Entle des =›Vcr-
falırens gegen Unbekannt« formulierten, schöpften sie aus ihrem
lnsiderwisscn über die Disziplinicrungsmechanismen in der kom-
munistischen Bewegung. Es war niclıt in erster Linie das Experten-
wissen tım die Vorgänge in der Sowjetıınion, sotıdern die Verarbei-
tung der in Deutschland persönlielı erfahrenen und dtırclılebten
Ausgrenzung. Die Geschichte der KPD(O) erhärtet die von Klaus
Kinner formulierte These, »daß die sich im Verlaufe der Jahre 1925
bis 1928/29 ausprägcnde Apparatchcrrschalt tınd die damit einlıcr-
gehende Ausschaltung der innerparteiliehen l)cnıokratie immer
geringeren Raum für ofl`ene Meinttngsbildungsprozessc ließ-3°.
Die KPD(O)-Mitglieder wußten tım die Wirkung der =›Guillotine

der ›organisatorischen Maßregcl«-'“. Deshalb ist ihre l-laltung zur
innerparteiliehen Diskussion aufschlußreich. Es geht um mehr, als
nur die Kritik der in der KPD-Spitze gepflegten =›Fülırerkunde«. »Ist
man der Ansicht, daß eine Diskussion nicht nur dazu da ist, ıım
jemanden abzıısägen, sondern vor allem und in erster Linie, ttm
strittige Fragen zu klären, und zwar nicht nur im engen Kreise der
führerkundigen Angehörigen des Parteiapparates, sondern in den
breiten Massen der Parteimitgliedschalt, dann wird man mit uns
der Ansicht sein, daß die Methode des Verfahrens gegen ›Unbe-
kannt< das am wenigsten geeignete Mittel dazu ist, daß diese Me-
thode im Gegenteil dazu beitragen muß, die Massen zu verwir-
ren.«"'
Auffällig ist¬ daß die Zeitung der Rechten offensichtlich nicht

über eigene lnformanten in der Sowjetunion verfügte. Die Fähig-
keit der Redakteure, ›zwischen den Zeilen« der Presse dcr
KPdSU(B) und der Komintern zıı lesen, hatte ihre Grenzen, der
lnformationswert der ›l^lintergrundl›eriehte«, die in der Regel aus
besser belieferten trotzkistischen Blättern kommentarlos nachge-
drıtckt werden, bleibt gering. lleute ist nachgewiesen, daß ›zentrale
Dokumente der russischen Opposition« von der Gelıeimcn Poli-

15 Klaus Kinner: Der deutsche Kommunismus. Selbstverstdndrtis und Rea-
lität. Bd. 1: Die Wet`marerZeit. Berlin 1999. S. 142.

16 G115. N1: 20 vom 18. Mai 1929: Die Gelıeimresofution des ZK der 1(P.SU
über die lnnerparleilidıe Lage.

17 Unsere Stellung zu den inneren Fragen der l(P.SU. V. Die gegenwärtigen
Auselııandersetzungen. ln: G118. Nr. 12 vom 23. Mam 1929.



DAS »VERFAHRENGEGEN UNBEKANNT« 97

tischen Abteilung der OGPU fabriziert ıınd dieser ııntergeschohen
worden waren. So wurde das Flugblatt nıit der Wiedergabe der Ge-
heimverhandlungen zwischen Bucharin und Kamenew auf dem
Aprilplenum des ZK der KPdSU(ll) genutzt, um Bueharins lluf zıı
diskreditieren. Die Erklärung ist - aus lıeutiger Sieht - einfach:
Bucharin und flykow beharrten darauf, die Generallinie zu vertre-
ten. Einen besseren ›ßeweis«, daß sie einer anderen Linie folgen, da
sie den Kontakt zu den geschlagenen 'frotzkisten suchen, kann
man sich kaum vorstellen.
In der jüngst in Rußland erschienen Edition der Plenartagungen

der KPdSU(B) 1928/1929 sind melırere Dokumente verÖfl`entliclıt,
die Aufschluß über die Entslehungsgeschiehte des von Bucharin
stets in Frage gestellten Flugblattes geben. Da dieses Material his-
her nielıt bekannt war, sei an dieser Stelle eine Alıschwcifung ge-
stattet. Das lilııgblatt als solches lehnte Bucharin als Fälschung ab.“
Die Tatsache, daß das Gespräch tatsächlich stattgefunden lıat, bc-
stritt Bucharin jedoch nieht. Noch im Abschiedsbrief an Stalin kam
er aufdicse Episode zurück: »Und falls es Dich interessieren sollte,
am meisten bedrückt mich ein Umstand, den Du vielleicht schon
vergessen hast: Einmal, es war glaube ieh, im Sommer 1928, war
ich bei Dir, und Du hast nıir gesagt: Weißt dıı, warum ich mit dir
befreundet bin? Weil du zu keiner lntrige fahig bist. Ich sagte: Ja.
Und gleielızeitig bin ich zu Kamenew gelaufen (›rlas erste 'l`relTen<).
Dıı kannst es glauben oder auch nieht, doch gerade diese Tatsache
geht mir nicht aus denı Kopf, wie Judas' Erbsünde. Lieber Gott., was
war ich doch für ein naiver und dummer Kerl! Und jetzt zahle iclı
dafiir mit meiner Ehre und nıit meinem Lebcn.«'°
Bueharins lfiingeständnis genügte dem Vorsitzenden der ZKK

Serge Ordshonikidse, die im lilııgblatt niedergelegte Version der
Anklage Bueharins durch die ZKK am 30. .Ianuar und 9. Februar
1929 zugrunde zu legen.9° Aulfallig ist, daß es mehrerer Anläufe
bedurlte, Ordslıonikidse iiberhaupt zum Handeln zu bewegen.
Mehrere Genossen setzten ihn in Kenntnis, daß im Institut der flo-
ten Professur und in Moskauer Betrieben ea. 100 Flugblätter nach«

18 Zajavlenie tov. Bueharins (ot 30 janvarja 1929 g./_ In: Kak lomali NEP.
S. 572-576.
I9 Ein unbekannter Bı1'qfNi}rotai ßucharins an JosefStalin vom 10. Dezern-

bcr 193 7. ln: Internationale wissenschaftliche Korrespondenz zur Geschichte der
deutschen Arbeiterbewegung. 29(I993). Nr. I. S. 20-25.
20 Stmogramma vystuplenij G. K. Ordionikfdze J0janva!7'a 19293. ln: Kal:

lomali NEP. S. 581.



98 WLADISL/IW HEDELER / ALEXANDER W/ITLIN

weisbar seien. Erst nach dem Anruf bei Molotow begann er zıı han-
deln und lud Kamenew zur Aussprache vor. Am 24. Januar 1929
wurde ausschließlich diese Frage auf der Politbürositzung disku-
tiert. Bucharin suchte krampfhall nach Argumenten, um das Tage-
buch als Fälschung zıı entlarven. Das Gespräch hatte er nie abge-
su¬itten. Wjatscheslaw Menshinski, Vorsitzender der GPU, der sich
auf dem Aprilplenum 1929 zu den fiir Dokumente der trotzkisti-
schen Opposition ungewöhnlichen Ungereimtheiten äußern wollte,
wurde das Wort niehtertei1t.2'
Grigorij Sinowjew und Lew Kamenevv, die nach Kaluga verbannt

worden waren, erklärten gewissermaßen unter Eid, ihre Kor-
respondenz niemandem zur Publikation gegeben zu haben. Selbst-
verständlich war es für »Besuchen kein Problem, an ihre Manu-
skripte und Briefe heranzukommen, denn wvegsclıließen« koınıten
sie nielıts.” Kanıenews Sekretär Filipp Petrowitsclı Schwalbe arbei-
tete mit der Geheimen Politischen Abteilung der OGPU zusammen.
Er lıatte Kamenevv bei dessen Kurzbesuch nach Moskau begleitet
und iın Ncbenzinırner das Gespräch zwischen beiden mitgehört.
Naeh der Bückkchr nach Kaluga fertigte er eine Kopie des diesbe-
züglichen Briefes von Kanıenevv an Sinowjew an und gab diese Ab-
schrift seinem Bruder Miclıail Petrowitsch. Außerdem legte er das
Dokument dem 'D'otzkisten .lugovv vor, der seinerseits Kontakte
zum IBP hatte. Über .lugow gelangte der Text zum Leiter des »Mos-
kauer Z.enu'ums« der Opposition Boris Elzin und Konstantinow, der
das Flugblatt entwarf und Trotzki in Alma Ata informierte. Weisun-
gen, vvie mit dem Material zu verfahren sei, sclıickte Trotzki nicht.
Daraufhin gab die Moskauer Gruppe der Bolsehewiki-lseninisten
den Text mit einer von ihnen verfaßten Vorbemerkung »Man führt
die Partei mit verbundenen Augen in eine neue Katastrophe« her-
aus”
Diese Fassung lag den in Frankreich (Centre le Courant) und

Deutschland von Trotzkisten, russiselıen Enıigranten sowie Mit-
gliedern der KPD(O) verbreiteten Varianten zugrunde. Der in Suhl
erscheinende ›Volkswille~ veröffentlichte am 8. März 1929 unter
der Überschrift »Die innere Zerfleischung in vollem Gange. Der

2! Stenogramma vystuplemj I. V. Stalins 30 janvaıja t929g. In: Ebenda.
S. 596.
22 L. Kamenev; G. Zino1:'ev {I4.3.I929}. Ebendn. S. 63 7.
23 Aussagen von E Schwalbe IS. 685-691] vom 30.6.1930 und A. Konstanti-

now (S. 692-693] vom 22. 6.1930 gegenüberMitarbeitern der GPU. Ebmda.
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flaß der Sowjetfıilırer untereinander«9'* Auszüge, die die in Berlin
erscheinende Zeitung der russischen Emigranten ›Sozialistitsclıes-
ki Westnik« am 22. März mit dem Artikel »Ein lıeachtenswertes Ge-
spriiclı-35 übernahm. =-Gegen den Strom« bericlıtetc anı 27. April
1929 ›über die Kanıpfmetlıoden Stalins«.Q° Ein diese Varianten zu-
sammenfassender Artikel ist iıı der Ausgabe des ›Sozialistitseheski
Westnik« vom 4. Mai veri`›fTenLlicht.27
ln dieser Situation lıatte Stalin Kamenew und Sinowjew in der

Hand. Da beide wieder in die ltPdSU(li) aufgenommen werden
wollten, waren sie auch zu Bucharin belastenden Aussagen be-
reit. Dcr vom Politbiiro eingesetzten Komınission gehörten Sergo
Ordshonikidse als Vorsitzender, die Parteisckretäre von Lenin-
grad Sergej Kirow, von lwannwo-Wosnesensk Iwan Korotkow, der
Stellvertretende Vorsitzende des flatcs der Volkskommissare Jan
fludsutak, Josef Stalin und Jemeljan .laroslawski an. Bucharin, der
diese Art des Kampfes aus den gegen 'l`rotzki gerielıtetcn Kam-
pagnen kannte, gelıörtc der ›Konınıission« ebenfalls an. Sie tagte
am 6. Februar 1929 drei Stunden lang in Stalins Kabinett. Falls
Bııcharin zum Eingcständnis seiner Fehler bereit war, wollte die
Kommission die Geselıiehte mit Kamenew vergessen. Da Buelıarin
auf diesen Ilandel niclıt einging, denn er wollte seine Mitstreiter
niclıt im Stich lassen, wurde das nächste, schon wesentlich schär-
fer abgefaßte Papier aus der Schublade gelıolt. Darin wurde die
Beehtsahweichung vertırtcilt und die militärisch-feudale Ausbeu-
tung dcr Baucrnsehaß zur Parteilinie erklärt.
Unter den Gründnngsmitgliedern der 'Leitung »Gegen detı Strom«

Max Gläser, Erielı I-lausen, Kurt Erbe, Martin lloffnıann, Georg
Martin, Walter Wirrwa, Otto Kinne, lleinhold StelTen, flichard
Menden, Max Wilde gehörte Erich llausen, Kandidat des ZK der
KPf), zu den llußlandkennern. Er wurde nach der Witlorf-Affäre iın
November/Dezember 1928 nach Moskau bestellt, wo er die verlang-
te lleueerklärung verweigerte und daraufhin aus der KPD ausge-
schlossen wurde.
August Thalheimer und der aus Polen stammende Journalist

Leo Borochowicz waren Bucharin während ihres Aufenthaltes
in Sowjetrußland häufig begegnet. Bis Anfang der 1950er Jahre
schrieb Borochowicz u. a. über ltußland für »Gegen den Strom«.
Über 'I`halheimer und seine Begegnungen mit Bucharin während

24 Nachdruck in: Nikolai Budıarin: 1929 - Das Jahr des großen Um-
schwungs. Berlin 1991. S. 126-129.
2)' Ebenda. S. 132-136. 26 Ebenda. 8.139-141. 27 Ebenda. 8.142-152.
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des »Ehrenexils in Moskau« muß aıı dieser Stelle nichts ausgeführt
werden. Aueh nach 1955 arbeitete 'l`lıalheimer im Exil mit Leo Bo-
rochowicz zusammen. Bis 1958 waren beide für die Ausarbeitung
der politischen Liııie der KPD(O) verantwortlich. Zu den Pııblizi-
sten, die für »Gegen den Strom« über llußland schrieben, gehörte
auch Heinz Möller. Er reiste 1925 nach Moskau und von dort 1924
weiter nach China. 102? kelırt er nach Deutschland zurück, das er
1955 wieder in llielıtung China verließ.
Wie es um die lnformiertheit der lledaktion über die tatsäelıliche

Situation in der Sowjetunion stand, geht aus folgender Notiz in »Ge-
gen den Strom« vom März 1929 hervor: »Diese kurze Übersicht
zeigt¬ weslıalb wir heute noelı kein abschließendes Urteil iiber die-
se Auseinandersetzungen finden können. Von dem was Bucharin
denkt, wissen wir sehr wenig und die offiziellen Instanzen ziehen
es vor, von der lndııstrialisierııng im allgemeinen, der Kollektivie-
rung im allgemeinen, dem Kampf gegen die Kulaken inı allgemei-
nen zu sprechen, statt von dem konkreten lnhalt dieser Begriffe, auf
den es doch ankomnıL«-Q3 Die Fomıeln, die die KPD(O) Bucharin in
den Mund legte, gingen ııicht auf Bucharin zurück, sondern sind
Erfuıdungen seiner russisclıen Opponenten. Bucharin wollte von
seinen Kritikern wissen, was sie ihın vorwarfen, was sich z. B. hin-
ter dern ihm zugesehriebenen »fricdliclıen llineinwaehscu der Ku-
laken in den Sozialismus« verbarg. Auf die während des Aprilple-
nums und danach an Anastas Mikojan gestellte Frage hat Bucharin
nie eine Antwort erlıalten.9°
Partei, Staatsanwaltschaft ıınd OGPU arbeiteten lland in Hand,

um den Widerstand in den Dörfern zu brechen. Nach der Einfüh-
rung des Kartensystems (in Moskau wurde seit dem 17. März 1929
Brot nur aııf Marken ausgegeben) setzte die KPdSU(B) auf Zwangs-
entcignung, llequirierung tınd Verhahung, ıım der Situation llerr
zu werden. Ende März rückte die Diskussion der Maxinıalvarainte
des 1. Fünljahrplans in den Mittelpunkt der Sitzungen des Rates der
Volkskommissare und des Bates für Arbeit und Verteidigung. Bu-
charin hatte seine Position, die eine llerausforderung an Stalins
Kurs darstellte, am 21. .lanuar 1929 in der ßede aus Anlaß des
5. 'Ibdcstages von Lenin formuliert.“ Diese Rede wurde im Zentral-

28 Unsere Stellung zu den inneren Fragen der KP.SU. V. Die gegenwärtigen
aluseinarıderselzungen. ln: G118. Nr. 11 vom 30.1l1dr: 1929.
29 N. 1. Bucharin an A. 1. Milcojanu, 12 aprelja 1929. In: Sovetskoe rulw-

vodslve. S. 72.
30 Damme Ut›erseı=ungm.~ınuaıt(eerttn) :(1990) Ni: 1. s 99-nz.
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organ der Partei, in der ›Prawda« und in der Kegierungszeitung
›lswestija« veröffentlicht
Die nächste Konfrontation zwiselıen Bucharin und Stalin erfolgte

auf deın Aprilplentını des ZK der KPdSU(Il). Stalin hatte die Funk-
tionäre aus den Kegionen auf seiner Seite, dic cin entschicdeneres
Vorgehen gegen die ›Kulakcn« forderten. Bucharin, ein Kritiker
dieses Kurses, wurde atıf der Plenartagung immer wieder gezwun-
gen, zum Flugblatt mit der Wiedergabe seines Gelıeimgespráiehs
nıit Kamenew Stellung zu nelımcn. Zu einer systematischen Dar-
legung und Begründung seiner Kritik an Stalin kam er nicht mehr.
Sein Abstieg stand unmittelbar bevor.
Diese Auseinandersetzung - lautete die bereclıtigte Forderung

der »Gegen den Strom«--Redaktion - müsse im lialımcn der soziali-
stischen Gcscızlielıkeit geführt werden. Außerdem dür|`e die Politik
der NÜP nicht in Frage gestellt, d. lı. die iviittelbauernschalt müsse
als liündnispartner behaııtlelt werden. Warum nach diesem Vor-
spann die liedaktion in den ››Sehlul]folgerungen« wieder zu Bueha-
rins Kritik an der ßürokratisierung der KPdSU(B) zurüekgeht, statt
diese nach vorne zu entwickeln, lolmt der Diskussion. Eine der Ur-
sachen liegt im Bezugspunkt Lenin. Bevor man über ihn hinaus-
geht, muß erst einmal zu ihm zurückgekehrt werden. Bucharin
hingegen wollte die Perspektive diskutieren, die deııtsclıen Genos-
sen hegcgneten seiner »Theorie vom Hineinwachsen des Kulaken in
den Sozialismus« und der daran gebundenen Überlegungen zur
Marktwirtsehafl mit Skepsis.
Das war seit jeher der gemeinsame Nenner der oppositionellen

Kritik in der KPdSU(B) von Trotzki bis liııeharin. Ende der 20er
.lalıre lag hatte sielı der Schwerpunkt der Kritik verlagert. Die von
Bucharin unternommenen Versuche, die Partei aufden Lcninsclıcn
Kurs cinzuschwören, liefen nielıt in erster Linie über die Bürokra-
tiekritik. Spätestens an dieser Stelle wird die nicht nur termino-
logisch wiclıtigc llnterseheidung zwischen linker Opposition und
rechter Abweichung relevant Wer auf dem Gebiet der Wirtsclıaits-
politik, der Ausgestaltung der »sozialistiselıen Produktionsverlıält-
nisse« (deren Existenz in der Sowjetunion auch seitens der KPD(O)
niclıt in Mage gestellt wurde) Änderungen hcrbeiführcn will, kann
dies nichts außerhalb des Politbüros tun. Dieses Dilemma der rtıs-
siselıen Rechten wird in keinem einzigen Artikel in »Gegen den
Strom« angesprochen.
Am 9.0. April 1929 heißt es in der Notiz »Aus der KP.SU«: »Die

Kampagne gegen Bucharin, Tomski, Kykow, die bislıcr ein Verfah-
ren gegen Unbekannt war, wird jetzt offen mit Namensnennung in
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den Parteizellen geführt. Aueh jetzt noch sind ihre Ansichten Öf-
fentlich niclıt bekannt.«5' Rykow hatte am 4-. April 1929 in der Polit-
bürositzung iiber deıı Fünljahrplan referiert. Stalin geht (der lirief
an Klinıent Woroschilow vom 15. April 1929 läßt nichts an Deutlich-
keit zu wünschen übrig) von der Diskreditierung zum Ahhauen der
Genossen von der Partei über. Hinter den Kulissen werden Scheiter-
haufen errichtet. Tomski, der von Stalin als ›u'adeıınionistischer
Politikasterí” verunglimplt wurde, hat seine Stützpunkte in den
Gewerkschaften” an die Stalin-Gruppe verloren, Buelıarin wird
auf denı Plenum Ende April geschlagen - so latıtete die Zustands-
beschreibung und der Ausblick aufden weiteren Verlauf des Frak-
tionskampfes in der KPdSU(B), deren Politbüro im Mai 1929 daran-
ging, die nächste =›Parteisäuberung« vorzubereiten. Bestandteil
dieser Vorarbeiten war die Festlegung der Ouoten der =›llinaus-
zusäubernden« und der die ›Tsehistka« begleitenden politischen
Kampagne.
Stalin war dermaßen mit dem Fraktionskampf beschäftigt, daß

ihm keine Zeit für die Beschäftigung mit aııßenpolitiselıen Fragen
blieb. lnı Sommer 1929 lıatte Stalin die Mehrheit der Politbüro-
mitglieder nicht nur auf seiner Seite, sondern war sieh auch ih-
ner Unterstützung im Vorgelıen gegen Btıclıarin sicher. Als Be-
gründung für das drastisclıe Vorgehen wurde seit Juli/August
1929 immer lıätıliger ›Sclıädlingstätigkeit« von 'frotzkisten und »al-
tem ingenieur-technischem Personal« genannt. GPU nnd Oberster
Volkswirtsehaftsrat begannen, ihr Vorgehen gegen die ›Schädlinge«
in den wichtigsten lndustriezweigen zu koordinieren. Anhand des
Vorgehens gegen die 'lrotzkisten wurde die generalstabsmâißig or-
ganisierte lsolierung von 'frotzki durchgesetzt. Es war die General-
probe für die Ausselıaltııng der Reclıten. lm Oktober wurde das Vor-
gehen gegen die 'lrotzkisten im Politbüro resümiert.“ Der Chef tier
GPU Genrich Jagoda trat von nun an regelmäßig als Berichterstat-
ter auf.
Auch auf diesem I-lintergrtuıd wird der für Bucharin überlebens-

wielıtige Unterschied zwischen Opposition und Abweichung in der
Berichterstattung niclıt erwähnt, sondem denı tradierten »rechts-
links-Raster« folgend, als wersölınlerische Methode- interpretiert.

J! GdS. NI: I6 vom 20. April 1929.
12 J. uf smım- Über ammmAbweichung in der ftPasu(ß). mıı. nt sturm.-

Wmıa mit 12. ßerım 1954. s. 2.
JJ Am I0. Januar 1929 erklärte Tomslıi im Politbüro seinen Rückmu als

Gaumuaıq/u/rihrar. 14 Potiıbjuro CK ftıiP(b) - ıfıtP(b). s. 7:4.



DAS »VERFAHREN GEGEN UNBEKANNT« 103

Die KPD(O) stellte diese lıistorisch ungenaue Analogie zur rus-
sischen Parteigeschiehte in der KPD(O) nicht in Frage. Bııcharin
und 'I`rotzki, hier schlagen die Denkmuster anı deutlichsten dnrclı,
werden gleich behandelt. ı\`uancierungen lediglielı im Verhalten
und in den Äußerungen der Wortführer der russischen trotzkisti-
sehen Gruppierungen gegenüber der KPl)(O) konstatiert (Karl Ra-
dek, Leo Trotzki). Parallel daztı, fast nebenher, läuft die Bcriclıt-
erstattung ül›er die Agrarpolitik der KPdSU(B) - die praktisclıe
Seite des theoretischen Streits. Das System in der Sowjetunion wird
nach wie vor als »Diktatur des Proletariats« bezeielınet ıınd niclıt in
Frage gestellt. Aus trotzkistisehen, in Frankreich ıınd Deutschland
(-›Volkswille«, Sulıl) ersclıeinendcn Blättern werden Aufzeichnun-
gen über Bueharins »Geheimverhandlııngen mit Kamenew« nach-
gedruckt."
Am 27. April werden in »Gegen den Strom« Pressemeldungen

über den Rücktritt von Rykow, Bucharin und 'l`onıski aus deın Polit-
biiro zitiert, am 18. Mai 1929 heißt es, daß sie noch Mitglieder des
Politbüros sind. Ob sich diese Information aus der Rückhlende auf
das Febrtıarplenunı 1029 ergibt, dessen »Geheimresolııtiom kom-
mentiert wird, bleibt unklar. Gegenüber Bucharin, dessen Vcrtırtei-
lung der ßiirokratisierung der Partei jetzt auch die I-laltııng der Re-
daktion ist, vcrhält siclı diese nach wie vor reserviert: »Wir haben es
abgelehnt, uns nıit Rykow, Bucharin und 'lbnıski ledigliclı aus
Griinden der politischen Symmetrie zu solidarisieren, weil Stalin
sie wie uns als ›Rechtc« bekämptt. Wir kennen auch heute noch
nielıt die Dokumente, in denen sie ihre politisclıen AulTassungen
niedergelegt haben.«3°
Olfensichtlieh ging man in der KPD(O) davon aus, daß Rtıcharin

außer den zitierten »Notizen eines Ökonomen« tıoch tiefergehende,
grundlegende Positionspapiere vorgelegt hatte. Aber gcnaıı das war
nielıt Bueharins politischer Stil. lm Brief an Stalin vom August
1928” faßte Bııelıarin seine Einwände gegen die laufende Hetzkam-
pagne zıısanımcn. Er würde aııf keinen Fall kämpfen, denn das
wäre unter den damaligen Bedingungen ein tödlicher Kampf
wider die Interessen des Landes. Außerdem war er in der Aka-
demie der Wissenschaften (AdW) der UdSSR gebunden, dessen

55 GdS. Nr: I7 vom 27. April 1929: Bucharin über die Kamμ/methoden Sta-
lins. Nachdruck in: Bucharin. 1929. 8. 139-141.

36 GdS. Nr. 20 vom 18. Mai 1929.- Die Gcheimresolutton des ZK der A'P.SU
über die inrıerpartcilirhc Lage.
I7 N. I. Bucharin an 1. V Stalinu (august !928}.
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»Bolsclıewisict'tıng« er vorantriebfiß Das Politbüro kontrollierte je-
den seiner Schritte. Die Schikanen waren so kleinliclı, wie durch-
dacht, jeder Aspirant Bueharins an der AdW mußte vom Politbüro
gebilligt werden. Während die »Oppositiom ihre Loyalität erklärte,
setzte Stalin atıf den Ausbau seines Einflusses inı Apparat. Die Sti-
ehcleicn gegen die Rechten gingen weiter, es »knirsehte bedrohlich
im Gebälk«, stellte Bucharin fest
Auf dem April-Plenum des ZK der KPdSU(B) 1929 wurde Bucha-

rin Passivität im Kampf gegen die Rechten in der KPD vorgewor-
fen. Manuilski, Stalin gehörten zu den vehementesten Kritikerıı der
Rechten. Ordslıonikidse distanzierte sich von Bucharin.“ Über
diese »Kampagne-< berichtete »Gegen den Strom« niclıt. Von llilf-
losigkeit zeugt ferner, daß Stalins Kurs im Blatt der KPD(O) als
»ultralinke Selbstzerfleisehung« dargestellt wurde, denn diese
Kennzeichnung folgte der fraktionellen Terminologie und wurde
nicht weiter mit einer Analyse des Sowjetnıodclls oder der Kritik ei-
nes »uriginärcn Stalinsclıen Kıırscs« untersetzt Die eigentliche
Schwachstelle der über die »rechts-links-Polarisierung« entwickel-
ten Kritik an Stalin war, daß sie sich genatıgenommen nielıt gegen
Stalin rielıtete, sondern ein ihm genelımes Klischee reproduzicrte.
Und das obwohl gleielızeitig zıırecht festgestellt wurde, daß die Ge-
sclıiclıte des Fraktionskampfes in der KPdSU(B) selhstverständliclı
eine Begleiterschcinung der Umwälzung, aber nicht das Abbild ih-
rer Gesclıichte war.

Die Fehleinschátzung der Entwicklung in der UdSSR
durch die KPD(O)

ln einer Situation, in der es gilt, »alle kommunistischen Krähe zur
Verteidigung der Sowjetunion zusamnıenzureißcn, tut die höchste
Instanz der Komintern, die Exekutive, alles, um die Sektionen zu
zersclılagen«. Was die KPD(O) dagegen zu setzen hatte, brachte
»Gegen den Strom« aııf die Formel »Aussprcchen, was ist«.*'° Und
die Zeitung stellte im Juni 1929 fest: »Bucharin geht - Gottwald

38 Die .Zdhınung der Widerspemtigen. Dokumente über die Sowjetılsiemng
der Akademie der mssenschqflen der UdSSR im Jahre 1929. Litemturberichı.
ln: Utopie kreativ. 1995. Nr. 5 7. S. 60-63.
J9 Koh lomnli NEP. Stenogrammy plcnumov CK VKl'(b) 1928-1929 gg. v

pjati tomaclı. Bd. 4. Moskau 2000.
-10 G`dS. Nr. 30 vom 27. Juni 1929: Der ultralinke Kurs wlrdfortgcsetzt. Die

Ergebnisse des X. Plenums des EKK1.
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konımt«'". Der Feind stand auch für die auf die »GesclıäRsgrundla-
ge der Komintcrn« cingeschworene KPl)(O) außerlıalb der Reihen
der komntunistiselıen Bewegung. l)cr Ilaß aııf die Sozialdemokratie
saß tief und erklärt die Ablchntıng jedweden Zusammengehens mit
der SAP.
Die »Kaltstellung«, das »Absägem der Moskauer »Rechtsabweich-

ler« Bucharin“, Rykow” tınd 'l`onıski*' blieb atıclı im Sommer 1929
Gegenstand von Kommentaren. Damals konzipierte das Politbüro
des ZK der KPdSU(B) die Attacke gegen Buelıarin der in einem
Brief vonı 29.. Juli 1929, also unmittelbar nach dem X. Plenum des
EKKI »die Partei angegrilTeıı hatte«. Die Zeitung »Gegen den Strom«
polemisiertc in diesem Zusammenhang gegen Plırascn, fertige For-
meln ıınd künstliche BegrilTc wie den der »dritten Periode« oder
den des »Sozialfasclıismus«."5 Die Theoretiker der KPD(O) ııııter-
schieden zwisclıen bürgerlicher Deınokratie und Faschismus, diese
zwei vcrsclıiedenen Dinge hat die KPD ztt einem Fcindbild »Herr-
schaltsfortn des Kapitals« verschmelzen. ln diesem Punkt untl in
der Kritik an der KPD-Fiilırung, für die »politische Symmetrie« (mit
Moskau) als höchstes Prinzip gilt, ist die KPD(O) uniibertrolfen. llır
war, inı Unterschied zu den »Versölmlern-= in der KPI) klar, daß
Unterordnung unter die Moskauer Führung nicht aııf der Tagesord-
nıtng stand, daß sich die Monopolstellung dieser Partei iiberlebt
untl als l-lemnmis herausgestellt hatte. Mit ihrer Kritik an der Mit-
telgrııppe (den »Versöhnlern«) sclıadcte die KPD(O) ntır sich selbst
Auf dem X. EKKI-Plcnunı*° vom 5. bis 19. .ltıli 1929 nahmen fol-

gende Fiihrungsnıitglieder der KPD teil: lleinz Neumann, llcrmann
Remtnclc, Ernst 'l`lıälmann ıınd Walter Ulbricht. 108 Delegierte aus
50 Ländern crlebteıı die Absetzung Buclıarins als Mitglied des Prä-
sidiums des EKKI. Sie war Teil des Kampfes gegen den »Opportu-
nisnıııs in den Rcilıen der kommunistischen Bewegung«-, als dessen
Wortführer in Deutschland Brandler und 'l`lıallıeimer benannt wur-
den." Nach der »Zerschlagung der Rechten« ging die Kl massiv

41 GdS. Nr. 30 vom 27. Juni 1929: Bucharin geht - Gottwald kommt-
42 GdS. Nr. 21 vom 25. Mai 1929.' Frahlionskaınjzf mit Flugzeugen. Nach-

druck in: Bucharin. 1929. S. 153.
43 GdS. Nr. 22 vorn 1. Juni 1929: Absdgung aufllalen.
4-1 G118. Nr: 23 vom 8. Juni 1929: Das Sclıidrsal Toınskis und ßucharins.
45 GriS. Nr. 35 vom 31. August 1929: Das X. Plenum rles EK11' 1.
46 Kottimuntsticeslfıj Internacional v ılolrumentaclı 1919-1932. Pod redakciej

Bela Aunrı, Moskau 1933, S. 876-914; X Plenum lspolkuına A'omı'nterna. Mos-
kau 1929. vyp. 1.
47 Ebeada. S. 885. Die internationale Lage und die nllchsten Aufgaben der
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gegen die ›Versöhnler« vor und verlangte von ihnen, siclı in die
Kampffront gegen die Rechten einztıreihen. Letztere galten als libe-
rale Verlälscher der NÖP, als Pazilisten, als siclı an die Sozialdenıo-
kratie anpassende Opportunisten, als Liebediener der Kulalten,
als disziplinlosc Pcssimisten, als Theoretiker, die den Boden des
Marxismus verlassen hatten.
Die KPD(O) wandte siclı von Oktober 1929 an vehement gegen

die ›unselige Verknüpfung zwischen den jeweiligen Fralttionsgrup-
pierungen der KPSU und der Politik der Konıintern-<4“. Die lšnt-
wicklung in Rußland wtırde in der KPD(O) stets als Entwicklung
unter den besonderen Bedingungen Itußlands gedacht und kritisch
begleitet, waıırena in der KPD die tıeatngungsıese Ütıernalıme des
Sowjeunodells propagiert wurde. Die KPD(O) analysierte nnd be-
grüßte die in der UrlSSß in Angriff genommenen Versuche der ln-
dusu'ialisiertıng und Kollektivierung, wälırend die KPD sehon de-
ren mustergültigcn Sieg feierte.
Auch wenn die KPD(O) die Anwendııng von außerökonomisehem

Zwang gegen die Kulaken niclıt ablehnte, lıob sic glciclızeitig her-
vor, daß eine schlagartige Beseitigung des Privatkapitals nicht mög-
lich ist. lm Unterschied zur sowjetischen Propaganda verneinte die
KPD(O) das Vorhandensein »allgemeiner Formeln« ıınd plädierte
für eine Einbeziehung nichtsozialistischer Elemente in den Wirt-
sclıaftsaullıau. Sie unterstrich sowohl die Gefahr der mögliclıen
Besetzung von Sehaltstcllen der Volkswirtselıah durch Privatkapi-
talisten als auch die auf dem Lande negativen Folgen der Über-
spannung der Kollektivierung fiir das Bündnis zwischen Arbeitcr-
klasse tınd Bauernsclıafl. Der Schritt von dieser Pseudodebatte zur
Debatte der tatsächlichen Entwicklung war nicht nıöglich, denn
nur die russischen Genossen verfügten über die erforderlichen Da-
ten. ››Wir lıaben sie niehL Deshalb können wir heute nicht abschlie-
ßend sagcn, ob Stalin oder Buclıarin in diesen praktischen Fragen
Recht habe. Wir haben ıınseren ltampf nic als Anhängsel einer
russischen Fraktion gelührt, ıınd wir werden nie zu einem solchen
Anhängsel werden.«
Als diese Artikel erschienen, hatten die ltechten in der KPdSU(B)

längst verloren. Ende des Jahres wurden sämtliche Unterwerfungs-
rittıale durchgespielt. Walcrian Ktıibyschew z. B. wies im Dezember

Kommunisttlsclten Internationale Thesen. (/Ibschniit 4 Die Kommunistische
Internationale und die nächsten Aufgaben der Kommunistischen Parteien.
Punkt 9).
48 GdS. Nr. 42 vom I9. Oktober 1929: Russische Fragen.
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1929 die ihm vorgelegte Bede Btıclıarins vor den Stoßbrigaden als
nicht selbstkritisclı genug zuriick."° Erneut wurde Bucharin aufge-
fordert, zu Ansclıuldigungen Stellung zıı nehmen, gegen die er sich
bislang mit I-Jrfolg gewehrt hatte.
Das Beis|ıiel der 'Proızkisten in der Sowjetunion und im Ausland

vor Augen, belıarrte die KPD(O) auf ilırer Linie zwisehen dem ›l(o-
loß auf tönernen Füßen« und den vielen zu ıflrünımerlıaufen« ge-
wordenen oppositionellen Gruppierungen. Es nıuß ein anderes
einigendes Band geben, als die Solidarität mit dem Wortführer ir-
gendeiner oppositionellen Grııppierung. Tjaden schreibt - und
setzt viel zu spät - Bezug nehmend atıf die ı\'ovemberatısgahe von
›Gegen den Strom« an: »Doch hier wird ein Sehltıß lediglielı vor-
bereitet und nicht gezogen, mit denı ztı argumentieren von mariti-
stisehetı Denkvoraussetzungen lıer nahegelegen hätte.« Tjaden
schätzt die Beurteilung der sowjetischen F.ntwicklung durch die
KPD(O) ›optimistiseher, als es die objektiven Verhältnisse erlau-
ben« ein, erklärt die Rechtfertigung des von der KPdSU(B) initiier-
ten Vorgehens gegen die ltulaken und die Übereinstimnıung der
KPD(O) mit den Industrialisierungspliinen der Stalin-Gruppe.
Das Erklärungsmuster hierfür geht nicht nıır atıf die Billigung

des »sozialistischen Aufbaus« zurück, sondern auf die Grtındposi-
tion, nicht einer oppositionellen Strömung in der UdSSl\ das Wort
ztı reden. ›Doch nuıßte dieser Verzicht auf die Festlegung atıf eine
der sowjetrussischen Fraktionen in bloße Akklamation dieses
Regimes tımsehlagen. So begann nach der Kapitulation Bueharins
vor Stalin Ende 1929 ein langsamer Abbaıı tler Kritik an der inner-
sowjctischen Politik der ltPdSll überhaupt, welclıer einınündetc in
eine schlielıte Zustimmung zum ›grandiosen Aufschwung« des ›so-
zialistischen Wirısehahsaulbaus« der Sowjetunion, die seit Ende
1950 immer häufiger formuliert wurde.«5*"
Völlig olTen blieb in den in ›Gegen den Strom« veröffentlichten

Kommentaren, wie Bueharins künlliges Verhalten ztı bewerten ist.
Denn eigentlich war den Deııtsehen klar, daß er sich unterordnen
wird. ln diesem Zusammenhang stellt sich erneut die Frage nach
Abweichung und Fraktion. Diese Ebene wıırde in der KPD(O) wei-
terhin ausgeblendet und nur die Frage aufgeworfen, ob das, was
Stalin Bucharin zum Vorwurf maclıte, auelı tatsächlich Bueharins

49 N. I. Bucharin an V. K Kujbyš'evu; V. V. Hujbyšev an N. I. Bucharinu,
6 dekabrfa ı929. In; Sovezsiwe rukovodstvo. S. 104- 106.
50 7)`adcn. S. 165/2



108 WL/IDISL/IW HEDELER / ALEXANDER W/ITLIN

Aul`l`assungen entspriclttfi' Zwei Monate später lıatte Bııcharin ka-
pitulicrt. Während Thiilmann-ltemmele-Neumann in Stalins viel
zıı großen Stiefeln mehr stolpern als laufen, ist die Opposition den
Weg in ihren eigenen Schuhen weitergegangen, ist nielıt in Bııeha-
rins oder 'Protzkis Galoschen gesehliiph. Voller Stolz vermerkte
»Gegen den Strom« nach einem .lahr Existenz die Stabilisicrııng
ihrer Organisation.“
Nach dem Novemberplenum des ZK der KPdSU(B) 1929, auf dem

die KennzilTern für das zweite Jahr des ersten Füuljahrplanes atıf-
gestellt wurden, trat ein, was Btıelıarin vorhergesagt tınd wovor
«Gegen den Strom« in Kommentaren inımer wieder gewarnt hatte:
Die aııßerordcntlielıen Maßnahmen trafen in erster Linie die klei-
nen und mittelbäuerliehen Sclıichten des Dorfes, «während die Ku-
laken ihnen entgehen konntcn«.°5 Auf dem Hintergrund der Er-
folgsnıeldungen aus der UdSSR lasen sich die wenigen Angaben
über die Probleme bei der Kollektivicrung wie Nelıensächliclı-
keiten. Buclıarin, Rykow und 'fomski erschienen im Lichte des pro-
pagicrten Aufschwungs als ›i\*örgler«=, und die Entscheidung, ßtı-
charin aus dem Politbüro auszuschließen sowie Rykovv ıtnd Tonıski
zu verwarnen, klang fast logisclı. Nikolai U. Uglanow, Wassili K.
Kotow, tınd nach ihnen die genannten Vl/ortführer der Rechten lıa-
ben während des Plenums erklärt, »Fehler begangen zu haben und
ihre Aulfassungen zurückgenommem.
»Dieses groteske Ende des letzten Fraktionskampfcs in Rußland

wird nur vcrständliclı, wenn man beriicksiehtigt, daß die bürokra-
tischen Methoden des Parteilebens jede politische Diskussion in
ein Zerrbild verwandeln. Schon in der Trotzkitliskussion wurde die
Diskussion der aktuellen politischen Fragen zu einem großen Teil
durch den sclıolastiselıen Sueit über den ›Sozialismus in einem
Lande« ersetzt. Der letzte Fraktionskanıpf, der Kampf gegen Bueha-
rin, Rykow ıınd Tomski wahrte nicht einmal den Schein einer l)is-
kussion. Was Buclıarin konkret gegen die gegenwärtige Politik der
KPdSU einzuwendcn hatte, erfuhr kein Mensch. Die Entschei-
dung im letzten russischen Fraktionskampf zeigt., daß es hier um
andere Fragen geht als in der Konıintern, auch wenn Stalin die
Komintern Fur seine russischen Fraktionsintercssen ausnützt. Die
Versölınler haben ihr Kneifen immer damit entschuldigt, daß mit

5'! 6:18. Nr: I0 vom November X929 (Sonderbeliage): Vor dem Ausschluß
Budıarins.
52 6:18. Nr. 46 vom Ió. November 1929: Ein Jahr»Gegerı den Strom«.
53 GdS. Nr. 48 vom }0. November 1929: Das Plenum des ZK der KPJSU.
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dem Siqe Buclıarins doelı alles anders kommen wiirde. Vielleicht
erkennt jetzt ıııancher von ihnen, daß die Gesundung tler Kom-
intcrn ntır das Werk der Parteimitgliedsehall in den einzelnen Sek-
tionen der Konıintern sein kann.«5`*

Der Verzicht auf den Kurswechsel

Nach der »Kapitulation ßtıclıarins« warıdtc sich die KPD(O) der Un-
terstteltung der »Wendung im russischen Fraktíonsltatupf ttnd der
Krise der Komintern« zu. llinter den Unterwcrfııngserklärungen
der Rechten tınd 'lrotzkisten vermutete sogar August 'l`Iıallıeitııer
einen Kompromiß der Reclıten mit Stalin. Unter Berufung atıf die
»Prawda« wies »Gegen detı Stronı« attf »72 Lossagungen von der
trotzkistisehen Opposition« hin.“ Mitte .lttni 1929 lag dcnı Politbüro
der KPdSU(B) ein Bericht über die 'Protzkistcn in der Partei vor. l)ie
daraulTolgende Entwicklung mit der Korrektur der Methoden ttnd
des 'l`empos schien diese These ztı bestätigen. ln der Sowjetunion
war ein neues Machtzcnu*um um Stalin entstantlen. Der Personen-
kult Stalin zeigte sich im Zusammenhang mit den Feiern des
50. Gcbtırtstages.
Während andere oppositionelle Gruppen und Griippchen sehr

schnell an Bedeutung verloren, batıtc die KPD(O) ihre Position
beständig aus. Die Komintern war sielt tler davon ausgehenden
Gefahren bewußt tınd begann im Februar 1950 - tler Artikel von
Lcnzner über den »internationalen Opptirtunismus« ist ntır ein Bei-
spiel - mit einer gezielten Kampagne gegen die KPD(O), die von der
Theoriezeitschrilt der KPdSU(B) »Bolschcwik« unterstützt wurde.
Die Kritik, mit der die KPl)(O) an der Wirtsehahspolitik der
KPdSU(B) hervortrat, bestätigte sich, als aus der UdSSR Mcldtuıgen
über das Ztırückbleibcn wichtiger lndustriezweige hinter den vor-
geselıencn Plänen getncldet wurden.“
Es ist kein Zufall, daß zuvor Bııcharins Artikel in der »Prawda«

»Welikaja rekonstrukzija« (Dic große Rekonstruktion, 19. Fehrtıar
1950) in der Zeitsclırift »Sa industrialisaziju« (Für die Industria-
lisierung) angegriffen wurde. Nach Btıcharins Intervention veröf-
fentlichte die »Prawda« eine von Stalin und Molotow verfaßte Stel-
lungnahnıe, in der sie sich hinter Bucharin, aber nicht hinter jede

54 Ebenda.
55 Gdå. Nr. 49 vom 7. Dezember 1929: Iteueerkldrungerı in der KPdSU.
J6 GdS. Nr. 8 vom 22. Februar 1930: Zur Wirtschaftslage in der Sotujettuıion.
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seiner Formulierungen stellte. In diesem Weehselbad von Kritik
und lıallıherzigcr »Verteidigung-= wtırde Bucharin allmählich auf-
gerieben.
»Gegen den Strom« meldete Stalins »Wendung« und konzentrierte

die Polemik gegen die SPD, die Stalins Artikel »Vor Erfolgen vor
Schwindel befallen- als Beweis für das Scheitern der Kollelttivie~
rung ins Feld führte. Die Polemik stützte sich auf die unbegründete
lloffnung, die Ausdelınung der Kollektivierııng in die Breite werde
irgendwann einmal durch »die Tiefe- ergänzt
Auf die Wendung Stalins folgte die Wendung in der Komintern"

und die Wendtıng in der lnnenpolitiltfifi. Dmitri Manuilski brachte
den »neuen Kurs« atıf den Punkt, als er aııf dem letzten Plenum des
EKKI verkündete, iıı der nächsten Zeit sei nieht mit einer akuten
revolutionären Situation zu rechnen. Interessant sind die Bemer-
kungen über Stalins Kurs. »Was will Stalin jetzt? Er manüvriert dar-
auf hin, sielı zum 'l`eil die Plattfornı der lleelıten zıı eigen zu ına-
ehen, nachdem er die Wort führer dieser Plattform aus tler Führung
der Partei und infolgedessen auch der Internationale Iıeraus-
gedrängt hatte» Analog zu Bucharin argunıentiert »Gegen den
Strorm: Der lloek kann nicht größer zugeschnitten werden, als das
vorhandene Tııeh es erlaubt. »Stalin scheint das jetzt einzusehen;
aber als eine Waffe im Fraktionskampf um die Führung tler Partei
versııehte er den Prozeß zu zwingen und zwang als eine Folge da-
von der ganzen Internationale die verrückte ultralinke Politik aııf.
Um llueharin u.a. aus der Partei zıı entfernen, förderte er eine Poli-
tik, die nielıt ausführbar war. Wir behaupten nieht, daß der Ge-
siehtspuııkt Buelıarins absolut richtig war. 'Protztlem ist es jetzt
klar, daß er und seine Anhänger keine solch bürgerliclıen Libe-
ralen waren, als ihnen naehgesagt wurde.«f'°
Der Kurswechsel, sagte die KPD(O) richtig voraus, wird nicht von

der Wiederaufnahme jener begleitet sein, die den Mut hatten, ihre
Stimme gegen die Abweichung der Ftihrung zu erheben. Die llolle
der Opposition wird in diesem Zusammenlıang als die des Wegwei-
sers für den Druck von unten definiert. »Sobald sie die Majorität der
kommunistisclıen Bewegung umfaßt, hört sie atıf, Opposition zu
sein.-f Der Artikel ›'h-ommelfeuer gegen Ilykow und Bucharin«

J 7 GdS. Nr. I2 vom 22. 1'lMr:..' 1910: Die Wendung in der Kominıcrn.
58 GdS. Nr. X2 vom 22. Münz 1930: Die Wendung in der inneren Politik der

KPLLSU.
5 9 GdS. Nr: 13 vom 29. März 1930: Dic Opposition.
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kommentiert das Ende der Ausschlußkampagne gegen die »Doppel-
züngler«. llykow, Bucharin und Tomski.
Imnıer noch war der Redaktion nielıt klar, »worüber Bucharin

und die anderen schweigen-=. Klar war nur die Absetzung der
»llechten«. Obwolıl sie noelı ZK-Mitglieder sind, ist das Politbüro
auf Stalin zugeselınittcn. Mit dieser Feststellung bricht die ßericlıt-
erstattung über die Entwieklung in der UdSSfl ab. In einem mit
1929 vergleichbaren Ausmaß wird sie in der Zeitung nicht wieder
aufgenommen. Der auf der III. ltcielıskonfercnz der KPD(O) nach
Debatten über den Stellenwert von Überzeugung und Gewalt bei
der Durchsetzung der Wirtschaftspolitik in der UdSSll angenom-
mene ›VermittIııngsanu°ag« spielte keine Ilolle melır.
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Das Beispiel Mas: Adler

Die marxistische I.inke im Deutschland der '/,wischenkriegszcit Iıat
keine besonders lıeratısragendcn Denker hervorgebraelıt, obwohl
oder vielleicht gerade weil der theoretische Diskurs insgesamt auf
ülıerdurehsclınittlich hohem Niveau stattfand. Dafür trugen solche
Köpfe die Verantwortung wie Anna Siemsen, Klaus Zweiling, Fritz
Sternberg, Siegfried Marek, der Österreicher Otto Leichter und an-
dere. Wiehtig und typisch für die theorctisclıcn l)ebatte war die
firdernde 'feilnalıme hervorragend gebildeter politischer Funktio-
näre und Publizisten wie Paul Levi, Theodor Liebkneeht, Kurt flo-
senfeld, Max Seytlcwitz, Ernst Eckstein und andere' Den maßgebli-
elıen Einfluß aber lıatte neben denı Führer der österreichischen
Partei, Otto Bauer, der besonders eng nıit den deutschen Linken
verbundene Austromarxist Max Adler. Es ist hier nielıt der Platz
und auch nicht das Anliegen, in die Ontogenese tınd komplizierte
Ambivalenz Adlerschen Denkens einzudringcn? Es soll vielmehr
der Versuch unternommen werden, seine gereiften Ansichten zu
den grtındlegenden l3egrilTen nıarxistisclı-sozialistisehcr Program-
matik und ihres Einflusses aufdie linkssozialistische Debatte in der
Zwisehenkriegszeit knapp darzustellen. Adler erweist sich dabei

1 Siehe llelınut .-lrndt / Heinz Niemann: /hu' verloreneın Posten? Zur Ge-
schichte der Sozialistischen Arbeiterpartci. Zwei Beiträge zum Linkssozialistnns
in Deutschland. Berlin 1991. Eine besonderen Analyse bediiıjlen programma-
tische Debatten der nichtstalirn'stisclıen lcommunistischen Dissidenten der Zwi-
schenlcriegszeit, der illegalen KP-Inland und der der llevolutionåren Soziali-
sten. Unberücksicht bleiben nach Progmminvorstellungen der westdeutschen
Nachkriegslinh-en, z. B. des Gcgenentwwjfs :tun Godesberger Programm von
Wolfgang /ibendroth, der vom alten Walter Ulbricht in den sechziger Jahren
geschätzt wurde Für einen knappen Überblick siehe Arno Klbnne: Linkssozia-
listen in Hizstdeutschland. In:J. Baumgarten (Hrsg.): Linåzssozialisten in Euro-
pa. Hamburg 1982.
2 Eine bemerkenswerte Darstellung dessen hat Christian Möckel 1990 mit

Seiner Dissertation B (Habilitationsschri/l) geliefert. Siehe: Christian Möckel,
Ma.: Adler. Engagiertes Leben, theoretisches llerk und geistige Wirkung eines
österreichischen Sozialisten (Nealwntianisinas, Marzrismus und Sozialisınus).
Berlin 1990.
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meist als ein sehr ›moderner< Sozialist, der in seiner eigenen Person
weltansclıaulichen Pluralismııs dcnıonsuierte, siclı oII`etı und vor-
ıırteilsfrei gegenüber der hunıanistisch orientierten bürgerlichen
Philosoplıie zeigte und dabei entsclıicdencr Marxist (auf denı Ge-
biet der Kapitalismuskritik) und Sozialist (in Hinblick auf die Ge-
sellsclıaflspolitik) blieb.
Max Adler (1873-1957) begründete mit lludolf llilferding die als

Austromarxismus in die ldeengeselıiclıte eingegangene linkssozia-
listischc Strömung der österreichischen Arbeiterbewegung als er-
ster Mitherausgeber und Autor der lleihe »Marx-Studien« (1904).
lm Gegensatz zu Ililferding, der als Theoretiker der Nachkriegs-
Sozialdemoltratie in Deutschland zum Apologcten des Opporttınis-
nıus wurde ıınd sich nach 1954- olTızicll vom Marxismus Iossagte,
wurde der seit 1896 als Rechtsanwalt tätige Dr. jur. Adler zu einem
der bekanntesten und beliebtesten Theoretiker, faszinierenden
lledner und Erwaehsenenbildncr in der linken österreichischen,
noch mehr der deutschen Sozialdemokratie. Obwolıl lange in re-
spektvoller Partnerschaft mit Kautsky, löste er sich wie Otto Bauer
Ende der zwanziger .lahre mehr und mehr von der kautskyani-
schen Orlhodoxie und erarbeitete sich ein eigenes theoretisches
Selbstverständnis. 1919 habilitierte er sich an der Wiener Univer-
sität und wurde 1921 außerordentlielıer Professor. Der Versuch des
säehsisclıen Kultusministeriums der SPD-KPD-llegierung 1925,
ihn als ordcntliclıen Professor an die Leipziger Universität auf ci-
nen auf Vorschlag der linken Landtagsfraktionen neu eingcriclıte-
ten Lehrstuhl für Soziologie zu berufen, scheiterte am reaktionären
Senat, der Adler mit der ausdrücklichen Begründung, er sei Marxist
und beschwöre somit »eine schwere Schädigung des Ansehens der
Universität« herauf, ablehntef' Dafür berief man 1925 Hans Frcyer
auf diese Stelle, der sich in den Folgejahren als Wegbereiter nazisti-
scher Ideologie hervortat
Adler wıırde ab Mitte der zwanziger Jahre für die deutschen Lin-

ken zu einem ilırcr wichtigsten Theoretiker und Lehrer. So lıalf er
dem marxistiselıen Flügel der Jungsozialisten auf dem llannovera-
ner Kongreß 1926 gegenüber dem von ihm als meoreformistisch»
entlarvten Ilofgeismarer Kreis um Theodor Haııbaelı zum Sieg.
ln seiner Mııtterpartei verlor er gegenüber denı unbestrittenen
Führer Otto Bauer deutlieh an Einfluß und geriet niclıt zuletzt we-
gen seiner nun auch kritischen Sicht aufdie zögerliehe Haltung der

3 Siehe Helmut Arndt: Die Universität von 1917 bis 1931. ln: Alma mater
Llpsiensis. Gesdiichte der Karl-Mara:-Universitat. Leipzig 1984. S. 23)' und 2501
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Führung zu den Wiener .lııli-Ereignissen 1927 in die lsolicrııng. In
der deutschen Sozialdemokratie wurde sein Bııclı »Politische und
soziale Demokratie- von 1926 zıı einer Art Bibel der Iinkssozinlisti-
sclıcn Bildııngsarbeit. Einerseits gegen die 'l`|ıenriefeindIichkcit der
SPD kämpfend, setzte er sich nıiı dem zum wichtigsten Theoreti-
ker der Partei gewordenen I-lilferding auseinander, dessen Auffas-
sungen cr (wie die Renners) als ›lleclıtss0zialisınııs< von seinen
Positionen abgrenztc. ln der neuen Zeitsclırift der Linken, dem
»Klassenkampf-, zu dessen Herausgeber er wurde (neben den So-
zialdcnıokratcn wie Seydewitz, Rosenfeld und Ströbcl waren es
auelı dic dissidiertcn KPD-Mitgründer Paul Levi ınıd Otto Brass
als Verlagslciter), hekämplle er die politisclıe und vor allem pro-
grammatische Reclıtscntwieklung der SPD. In der Breslauer Partei-
organisation ist er ständiger Gast und nahm z. B. an den von Fritz
Stcrııberg und den .lıısos organisierten Veranstaltungen der »Marxi-
stisclıcn Arbeitsgcmeinsclıaft« teil. An der dortigen Volkslıochsehu-
le fanden zwischen 1925 his 1929 regelrechte ›Adler-Tage« statt.
Während Adler so bei der sozialdemokratischen Linken, speziell

den Jungsozialisten und im Bezirk Ostsaclısen und Leipzig, große
Resonanz fand, wurde er von der olfziöscn SPl)~Führung geschnit-
ten. ln ihren Bildungshehen und Veranslaltungsprogramınen fındet
man keine seiner Schriften vermerkt. In den Erinnerungen fast al-
ler Zeitzeugen wurde dabei betonte, daß es Adlers gesellschaftspoli-
tischen Ansichten, kaum seine plıilosoplıischen inı engeren Sinne
waren, die große Wirkung hatten und marxislisch-revolutionäres
Denken wach hielten und forderten.“ Es bildete auch eine Brücke
zum originären Leninisnıus, den er, ähnlich wie Bauer, für eine
den spezifischen russischen Verhältnissen angepaßten Marxismus
ansah, auclı wenn er die organisatorische Abspaltung des Bolsche-
wismus als schweren Fehler betrachtete. So war die Gründung der
SAP 1931 für ihn ebenfalls ein erzwungenes Unglück, obwohl er
sich in den Programnı-Dokumenten der SAP wiederfandf' Nach
dem Februar-Atıfstand 1934- in Wien kurz inhaftiert, mııßte er sich
öfl`entlieh zurücklıalten. Öffentlich verleumdet, zeitweilig sııspen-
diert und von klerikal-faschistisclıen Büttcln selıikanicrt und be-
droht, konnte er bis wenige Monate vor seinem Tode inı Juli 1957 an
der Universität in begrenztem Umfang weiter arbeiten.

4 .Siehe Max Sfydewit:'.: Es hat sich gelohnt zu leben. Berlin 1976.
J Die wichtigsten Dokumente sind abgedruckt ln: /1rndt/Nı'emanıı:f1ttfuer-

lorenetn Posten. S 212-293.
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Adler hatte sich bereits 1901, als in Fernwirltung des deutschen
lievisionismusstreits wie atıclı älmlichcr Erscheinungen infolge der
imperialistischcn Entwicklung in der lt. u. k. Monarclıic die Revisi-
on des marxistisclıen llainfelder Programms der SDA PÖ angestrebt
wurde, erstmals in eine Programmdebatte eingcmischı. So nahm er
gcgcıı Einflüsse des ßernsteinschen verabsolutierenden Evolutio-
nismus Stellung, auclı wenn er sich bei seiner vehemcnten Vertei-
digung des Marxschen Denkens als wissenschaftlicher Soziologie
teils noch hinter die Autorität des von ihm verehrten Kautsky ver-
steckte, der ebenfalls kritische Einwände gegen den neuen Entwurf
artikuliert hatte. Adler sclıien es zwar, daß dieser revidierte lšnt-
wurf in riclıtigcr Weise einen verbreiteten vulgáiren ükononıisti-
sclıen Determinismus und ein verkürztes Verständnis der Verelcn-
dungstheorie überwinde. Aber er verteidigte gegen llernstcin das
Wirken des Klasscnwidersprııchs als 'Friebkralt der Entwieklung.
Dahei stieß er bei seinen Begründungen als einer der ersten Marxi-
sten auf solclıe noch tıngelösten Probleme wie dem des nur ten-
denzicllen Charakters gesellsclıaftliclıer Gesetze, ohne daß es ihm
gelang, zum konsequent historisch-materialistischen Verständnis
der Objekt-Subjekt-Dialektik vorzudringcn. Unter dem Einfluß der
Kantsehen Erkcnnuıiskritik kam Adler in der Auseinandersetzung
mit ßernslcins behaupteten Widerspruch zwiselıen historischer
Notwendigkeit und Wollen zu Positionen, die ihm - sicher nicht
ganz zu Unrcelıt - den flufals Ncukantianer einbrachten.° Das zeit-
liche Zusammenfallen mit den revisionistischen Angrilfen der Neu-
kantiancr auf den marxistischen Sozialismus und seine dialektisch-
materialistisclıc Weltanschauung brachten es mit sieh, daß Adler so
zwischen die Fronten geriet ıınd von einigen Verteidigern des Mar-
xismus nur als Sonderfall des kleinbürgerlich-sozialliberalen An-
griffs auf die revolutionäre Arbeiterbewegung begrifl`cn wurde.

6 Der damalige ßrkenntnisstand der marzistischen Theorie stellte, im not-
wendigen Bemühen, den Bruch, die llevolution gegenüber bisherigen und neuen
idealistischen oder tnechanlstischen Philosoμhien (Mach, Freiburger Schule,
Dietzgen) zu betonen, die primäre llolle der materiellen (ökonomischen), also
objektiven Gegebenheiten und Bedingungenfür das llanrleln und Denken einer
Klasse in den Mittelpunkt. Hingegen wollte Adler den Kantschen subjektiven
Idealismus so in das Aflaıresche Denkgebäude einbauen, daß nicht die soziale
Klasse, nicht deren kollektives Agieren für die geschichtliche Entwicklung ent-
scheidend set, sondern der einzelne Mensch mit seiner Ethik und apriorischen
Normativitdt. Dem entsprach sein Selbstverständnis als Lehrer, .lgitator und
Erzieher des einzelnen Menschen, der nur auf diesem liege zum lteatufttsgin
seiner Lage und zu Erkenntnissenjiir sein notwendiges Handeln gebracht wer-
den könnte.
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Darf man dem lleformistcn Bernstein das subjektive Bestreben
unterstellen, mit seinem Versueh der Revision bestimmter Marx-
sclıer Positionen auf neue Kamplbedingungen und noch nngelöste
theoretische Fragen ztı atıtworten, so war Adler bei gleichen Inten-
tionen doelı sein revolutioniircr Gegenspieler ıınd insofern der alles
in allem konsequentere ııııd schöpferiselıere Verteidiger der marxi-
stischen Gesellschaftstlıeorie. lm Gegensatz zu Bernstein war er
nielıt für die Umwandlung der einst systemoppositionellen Sozial-
demokratie in eine sytemkonforıne soziallibcrale lieforınpartei zu
mißbrauchen.
Max Adler war auch aus lıeutiger Sicht ein in verschiedener llin-

sicht selır moderner Marxist, der ıınbcirrt an den grundlegenden
Prämissen Marxsclıcr Philosophie festhielt uııd zugleich ein strikt
schöpfcrisches Verhältnis zu ihr entwickelte. Große Denker seien
keine toten Nachschlagewerke für Zitatcrıstreitigkciten, sondern
als lebendig fortwirkcndc Anstöße zu eigenem Denken und lior-
schen zu begreifen, war sein wissenschaltliches Credo. Dieses
schöpferische Ilerangehen demonstrierte er aus Anlaß von l,enins
Tod in der Arbeit »Die llclden der sozialen llevolution«. Darin wür-
digtc er Lenin mit warmen Worten als Verteidiger der revolutionä-
ren Geisteslıaltung und des linken lladikalismus gegen den seelcn-
losen rechten ßeformisnıns. Am meisten zeigte er sieh von der
Einheit von revolnıionärer Überzeugung, revolutionärem Fühlen
und llandeln itn Leben des Griindcrs Sowjetrußlands beeindruckt.
Damit kam er dem Lcninschcn Grundgedanken aus ›Was tun?-
nalıe, wo dieser das revolutionäre Bewußtsein der proletarischen
Klasse als notwendige Voraussetzung ihrer Konstituierung als Klas-
se für sielı begründet lıattc.'7 Immer wieder kehrte cr ztı dem inı
damaligen nıarxistiseheıı Denken unterschätzten Problem der Psy-
chologie, dem Fühlen und etlıisch bedingten llandeln des Individu-
ums zurück. Otto Bauer würdigte aus Anlaß des 60. Geburtstages
Adlers als dessen besonderes Verdienst, das Erbe der klassischen
deutschen Philosophie zum Wohle der sozialen Theorie des Marxis-
mus lebendig und wirksanı gehalten ztt haben. Seiııc Bemühungen
zur Verbindung von Marx und Kant hätten verlıindert, daß tler wis-
senschaftliche Charakter des Marxismus dtıreh die ncukantianisch
inspirierte Ethik Bertısteins ersetzt worden sei.“

7 Siehe Ma.1:/ldler: Helden der sozialen Revolution. Berlin 1926. S. tlß
8 Otto Bauer: Ma.: Adlers Leistung. ln: ›.4rbeiter-7,eitung- vom I5. Januar

1933.
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Max Adler hielt ähnlich wie Bernstein die bürgerliche Gesetz-
lichkeit für ein hohes Gut und eine Errııngenschah der bürgerlich-
deınokratischen Revolution, folgte diesem aber nicht in der Schluß-
folgeruııg, die Bernstein mit dem alten Engels belegen wollte: daß
parlamentarische Arbeit iın bürgerliclıen llechtsstaat die einzige
tınd zugleich schärfste Waffe der Arbeiterbewegung sei. Wie von
Otto Bauer im Linzer Programm (1926) begründet, hielt er die not-
falls diktatorisehe Verteidigung dieser Gesetzlichkeit gegen die re-
aktionäre Bourgeoisie bzw. ihre Unterdrückung im Falle eines kon-
terrevolutionären Aııschlags gegen eine demokratjselı legitimierte
Arbeitcrmacht für zulässig und legitim. Aus dem Selıeitcrn der lle-
volution von 1918 zog er die Sclılußfolgertıng, daß die wichtigste
Ursaclıc die subjektive, geistige Unrcife der Arbeiterklasse gewesen
sei. Deshalb sei die Formierung, Festigung und llevohıtionierung
des Bewußlseins der eigenen Vorstellungen die wichtigste Voraus-
setzung und damit zugleich das wichtigste Ziel der Erziehung der
Massen, ohne die revolutionäres llantlcln unmöglich ist.
Adler verliel nicht in den Fehler Bcrnsteins tınd anderer, aus der

potentiellen Möglichkeit eines friedlich-evolutionären Umgestal-
tungsprozesses der Gesellschaft dessen zwingende Ausschlicß›
lichkeit zu behaupten. Für ihn war der gesellschaftliche Entwiek-
lungsprozeß gestaltbar, abhängig vom Agieren der Mensclıen, also
notwendig auch alternativ, progressiv oder reaktionär, aııch wieder
in Abhängigkeit von der lleife des klassenrevolutionären Bewußt-
seins. Unabhängig von der Form und dem konkret-historischen
Wegen blieb dieser Umwandlungsprozeß für ihn seinem Wesen
nach revolutionär.
Adler hielt an der llevolutlon als Moment der Wirklichkeit und

ihrer notwendigen Entwicklung fest. Die Revolution sei ein »mit
elementarer Wucht lıercinbrechendcs Schicksal-, allerdings als
Ausdruck einer ›Umkehrung der Gemüter« im Gefolge einer »um-
stiirzenden Wandlung des Geistes«, aber nicht von ›Barrikaden und
Guillotine, Sturmgeläute ıınd Pulverdampf~°. Sieht man vom ideali-
stischen l-lintergrund der damaligen Begründung ab, dürlle im an-
gebrochenen Informations- und Medienzeitalter sowie angesichts
sich weitgehend aufgelöster traditioneller Klassenstrukturen der
Faktor ›geistig-kulturelle Hegemonie<, also ein idcelles Moment,
eine wesentliche Bedingung revohıtionärer Auf- und Umbrüelıe
sein. Dieses vorherrschende Krisenbcwußtsein und die tiefgehende
politisch-moralische Depravation quer durch eine ganze Gesell-
schafi bleiben nielıt auf die Untersclıielıt beschränkt Soll chaoti-

9 Otto Bauer: 1848. Wien !90)'. SJU und I9.
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selıen Umbrüchcn mit rcaktionären lliickfaillen vorgebeugt werden,
brauelıt es ein verändertes Bewußtsein, benötigt jede progressive
Bewegung geistigen Vorlauf, eine plausible Programmatik. Adler
berief sich dabei seinerzeit auf Lassalle ttnd Slirner, war hier Kan-
tiaııer und nicht historischer Materialist, der dieselbe Schlußfolge-
rung zog. Adler demonstrierte, wie Mar.\'isten gut mit solchen So-
zialisten ›leben< und gemeiıısam käntpfetı können, auch wenn sie
darauf bestehen, daß alle ethisch-moralisclıen oder religiösen Mo-
tivierungen sozialistiselıen Handelns letztlich objektive, gesell-
schaftliche Quellen lıabcn. Sein und Sollen sind zwei Seiten einer
Wirklielılteit, wobei das Sollen seine letztlich Bestimmung durch
das Sein erfährt. Adler rang mit dem Problem, gegen 'l`cndcnzcn
einer vulgär-deterministisclıen GeselıichtsaulTassııng eine mit dem
Marxismus übereinstimnıende Konzeption von der llolle des Indivi-
duums zu entwickeln, die die einzelne Persönlichkeit zum Aus-
gangspunkt sozialer Prozesse in Basis und Überbau machte. In sei-
ner Gesellschaflsstrategie spielte damit stets die Intelligenz, der
intellektuelle als Denker, als Lehrer, Erzieher und ideologische
Leitfigur eine hervorragende llolle. Dieser Gedanke seheint durch
neuartige lleprotluktionsbedingungen und den dantit verbundenen
lndividualisierungsprozessen, durch einen neuen Typ von Arbeit
(in der lnformationsgesellsehalt), die dem einzelnen lndividnııtn zu
strategischen Positionen im kapitalistiselıen Produktions- und fle-
produktionsprozeß verhilft, an Bedeutung bei der Suche naclı ei-
nem neuen historischen Subjekt der gesellschaftliclten Entwiek-
lung zu gewinnen.
Adler bestand als Konsequenz seiner philosophischen Grundan-

schauung bereits vor dem Ersten Weltkrieg, tler ihn vorerst wider-
legte, darauf, daß es keine Unvernıeidliehkeit imperialistisclıer
Kriege gäbe. Aueh hier ging er von der Alternativität der Geschichte
aus, abhängig vom Kampf der Massen, die zum Bewußtsein ihrer
Lage ıınd Aufgabe gebraelıt werden müssen. Darin salt Adler seine
und die der sozialistischen Partei vornehmste Atıfgabe, schon vor
der sozialistischen Umwälzung für die friedliche Variante imperia-
listisclıer llerrsclıaft und Expansion zu kämpfen. Bine solclıe Pro-
gnose im ersten .lahr des gerade atısgebroelıenen Weltkrieges wie-
derholt, mııßte damals bcfremden, obwohl Adler klar erkannte, wie
imperialistisehe Expansion tınd Monopolherrschaft mit Notwendig-
keit zu diesem Krieg gedrängt hatten.'°

I0 Otto Bauer: Prinzip oder floırıandk? Soztalistlscfıe Betrachtungen zum
Weltkriege. Nürnberg 1915. S. I4_/I
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Adler lehnte jede Zusammcnbruclıstheorie als undialektisclı ab.
Er arbeitete lteraus, wie im »Zeitalter des reifen Kapitalismus« alle
seine 'ltmdenzen zur globalen Expansion, Konzentration und ztı-
nehnıenden Vergcsellschaltung trotz wachsender staatlicher lle-
gtılierung den Kapitalisınus zwar zeitweilig festigen könnten,
zugleich aber seine inneren Widersprüclıe bloßlegten tınd ver-
schärften, womit die objektiven Voraussetzungen für die sozialisti-
sche Umgestaltung heranreiften. Atıclı hier konsequent seiner Er-
kennmistheorie folgend, sah Adler immer bessere Möglielıkeiten
der Verbreitung sozialistischen Bewußtseins, unterschätzte aller-
dings die Notwendigkeit, die Massen in den politisclıen Kampf zu
fülırcn, weil sie letztlich ntır in der masscnhalten Aktion praktische
Erfahrung gewinnen würden. Tltcoretisclı ungelöst ließ er das Pro-
blem, wie die Stıprematic der Ideologie der lıerrsehendcn Klasse
durchbrochen werden könnte, obwohl er die Problematik erkannte.
So wandte er sich noch vor Granısci der Frage der geistig-kulturel-
len Hcgemonie ztı, die die Arbeiterklasse erringen nıüsse, um an
die Maclıt zu kommen tınd diese Macht zu behaupten. Ausgehend
davon, daß trotz des gesetzmäßigen Charakters der gesellschaft-
lielıen Entwieklung der Sozialismus nicht spontan, sondern nur im
Ergebnis des aktiven llandelns und als bewußt gesetzter '/„week
Wirklichkeit werde, also gewollt sein müsse, könne er nur durch
die Ausbildung -des Willens ztı einer neuen Gesellschaft« erreicht
werden. Bildung tınd Erziehung, Aulklärungs- und Organisations-
arbeit seien die t\flittel, die Mehrheit des arbeitenden Volkes für das
sozialistische Ziel zu gewinnen. Eine nur parlanıentarisclıc Mclır-
heit olınc die lıegcmonialc politisch-moralisclıe und geistig-kulttı-
relle Führung der Gesellschaft durch die sozialistische Partei werde
nicht über die Grenzen eines radikaleren bürgerlieh-demokrati-
schen Programms hinausführen. Von daher lehnte cr alle Varianten
einer Koalition mit bürgerlichen Parteien ab.
Hatte Marx für die Übergangsperiode die notwendige Diktatur

des Proletariats begründet, Kautsky dem die Koalition entgegen
gestellt, fornıulicrte Adler: »Der wielıtigste Grund (aber) für die
Beibehaltung des Begriffes der Demokratie auch Ftir den revolutio-
nären Kampf dcs Proletariats liegt darin, daß wir dadurelı die Kon-
sequenz der nıarxistisclıen StaatsaulTassung stets gegenwärtig er-
halten, daß in mittel- und westeuropäischen Verhältnissen die
Eroberung der politisclıen Macht durch das Proletariat uııd die Er-
richtung der proletarischen Diktatur nur ein Prozeß der Mehrheits-
bildung der revolutionären Klasse in der kapitalistischen Gesell-
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schaft sein kann, und daß die Befreiung des Proletariats heute
nur mehr auf internationalem llodetı möglich ist.«"
So entsclıieden Adler deıı Rechtsstaat verteidigte und - ältnlielt

wie Bauer - vor allen von daher seine Kritik an den Bolsehewiki
wie an den Versuelıen tler KPD, deren Modell auf l)etıtsclıland zu
übertragen, ableitete, wurde er nicht müde nachzuweisen, wie alle
politisclıen Freilıeitcn olıne soziale Befreiung leere tınd formale
Hülsen blieben. Selıeinbar ähnliclı wie heutige Ileforınsozialisten
im Naehtrab der sytemintegrierten etatistisclıen Sozialdemokratie
die Programmatik von abendländischen Werten (Freiheit, Gerech-
tigkeit, Solidarität) ableiten, setzte Adler im Sinne seines Sozial-
priorisnıııs auch Werte als Ziel der sozialistiselıen Bewegung an die
Spitze. lm Unterschied zıı heute fragte er jedoch naclı den konkret-
historischen lnlıaltcn dieser Werte. Freiheit wie Gereclıtigkeit wa-
ren für ihn olınc soziale Gleichheit, also die cgalitäre Stellung aller
Mensehen gegenüber den Produktionsmitteln der Gesellschaft,
eine Phrase. Ohne soziale Gleichheit der .Vlcnsehen gebe es keine
rımlc Freiheit, denn Freiheit von Ungleiehen impliziere notwendig
›ungleiehc« Freiheiten, während unter den Bedingungen der
Glcielılıeit das Problem der Freiheit als gesellschaftliches sich ver-
flüchtige - davon wich er nicht al›. Diese gesellsclıaftliclıe Eman-
zipation der Klasse bestimmte er zugleich als Kultıırkampf, als
kulturellen Fortschritt ztı einer höheren Form des Rechts (im Un-
terschied zur formalen Reclıtsgleiclılıeit), der Sittlielıkeit und Ver-
nunft. Diese in der detttschen klassischen Philosophie angelegten
ldcen Iıabc der Marxismus auf eine objektive Basis gestellt, weg von
abstrakten Moralpredigten über ewige Werte aufdie Ebene der mo-
ralischen 'l`at. Adler antizipierte die Grundidee des heutigen moder-
nen Sozialismus, indem er, angeregt durch seinen RiickgrifT auf
Kaııt und den l\'eukantianismus, in der sozialistischen Bewegung
die Vertreterin allgemcinmenschlieher Interessen und Werte er-
kannte.
ln einem seiner wichtigsten Bücher, »Politische und soziale De-

mokratie-, faßte Adler 1926 präzise und in Auseinandersetzung ınit
Katıtsky, Renner und llilferding seine AufTassuııgen ztı den Kern-
fragen jeder sozialistischen Strategie und Taktik zusammen, die
den Anspruch erhebt, nıarxistisch zu sein.“ Prinzipieller Ausgangs-

tt Maar Adler: Linhıssoztollsmus. Notwendige Betrachtungen über Fleforınis-
mus und revolutionären Sozialismus. Karlsbad 19)). S. 47.
I2 Frank Ridıter hat als einer der ersten den vorsichtigen Versuch unter-
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pıınkt blieb für ihn die Klassenspaltııng der Gesellschafl., die not-
wendig zu verschiedenen Formen und atıl` versehiedenen (friedli-
chen und nicht-l`riedlichcn) Wegen zu einer Klassendiktatur Führe,
solange sie niclıt durch die Majoritiit legitimiert sei. Wie sclıon
Marx sah er im Staat einen Vollzugsaussclıııß der herrschenden
Klasse, unterschätzte allerdings die Hcrrsclıal`tsl`tınktion jeder lıo-
hen Staatsbürokratie. Das hinderte ilın jcdoclı nicht, die rcclıten
Sozialdemokraten mit deren ›l`aszinierter Einstellung« zıır bürger-
lichen Demokratie scharf zu attackiercn, weil sie glaubten, dtırch
Beteiligung an der llegierungsgewalt allmählich über eine bessere
Sozialpolitik die biirgerlich-kapitalistische in eine sozialistische
Gcscllsehalt ummodeln zu können. Für diese Reehtssozialistcn sei
die politische Demokratie kein Instrument, sondern Sinn und ln-
halt des Kampfes. Das crzeııge ein illusionäres Klassenbewııßtsein
tınd entwalTne die Arbeiterklasse. Adler ıınterschicd strikt zwi-
sehen politisclıer und sozialer Demokratie. Erst die soziale Demo-
kratie (unter Walırung der Formen der politischen) bringe Gleich-
heit und Gereclıtigkeit für alle. Vehcmcnt wandte er sich gegen die
Gegenüberstellung ›Demokratie oder Dilttatıın. »Die Demokratie
war von Geburt aus niemals etwas Friedliches: sie ist zur Welt ge-
kommen aulden Barrikaden ıınd unter den Guillotinen der bürger-
lichen llevolutioncn des 17. und 18. Jahrlııınderts, und jeder ihrer
Fortsclıritte mußte zuerst von den bürgerliclıen und dann von den
proletarischen Schiclıten im heißen Kampfe erobert werden. Die
politische Demokratie war immer ein Kampfinstrument und stand
im Dienste bestimmter Klassen, die entweder ihre Ausdehnung
verlangten oder verweigcrten. Niemals ist die politische Demokra-
tie ein Mittel gewesen, die Klassengegensätze zu überwinden oder
auch nur auszugleichen, sondern im Gegenteil, sie war stets das
llauptinstrtıment des Klasscnkampfes selbst Die politische l)e-
mokratie (dagegen) bestelıt in der Mobilisierung der Masscııkråilte
unter der ldee der Freiheit und Gleichheit aller, wobei die Verwirk-
lielıung dieser Forderung durch die Majorität der Bevölkerung ent-
schieden wird.«
Ähnlich wie Jahre später Otto Bauer sah Adler mit Blick auf die

Sowjetunion die Möglichkeit, daß eine im Bürgerkrieg crkämpíte,
aber nicht durch die Majorität gestützte Macht Ftir eine kürzere

nommen, das Verhältnis von Pluralismus und wissensciıqftlicher Gesellschafts-
erkennmis als Bedingung einer rationalen Ccsellsrlıaflsstraregie zu durchden-
ken (siehe Frank Richter: Pluralisınus oder Pluralitdı. ln: Utopie krealiv. Nr. 132.
Oktober 200i. S. 889-901).
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llerrsclıallsphasc fiir den Fall legitimiert wäre, wenn sie diese
Macht ııütze, siclı eine Majorität zu verschaffen. Adler hielt da-
bei an der Bewahrung der rcpublikanisclı-demokratisclıcn Staats-
form fest, die nicht dem notwendigen Bruclı nıit der bürgerliclıen
Klasseuherrschalt geopfert werden dürfe. Die Verteidigung des
sowjetrussischen Weges verband er stets mit der Benennuııg der
Anomalien dieser Entwicklung, nicht ohne aııf Marx' und Engels'
Vermutung über einen besonderen Weg llußlands zum Sozialismus
hinzuweisen. Ausdriicklich wollte cr Auffassungen von nur einem
Weg oder Modell des Sozialismus korrigieren, wobei er - direkt aııf
Lenin bezug nelırnend - der Notwendigkeit verselıiedener Wege
zum Sozialismus betonte.“
Ein letztes Mal nıeldete sich Adler mit einer größeren Arbeit zu

Wort, die angesichts verstärkt einsetzendcr llepressionen nıır noch
im Ausland erscheinen konnte und eiııe Art politisches Vermächt-
nis darstellt. ln Karlsbad brachte er im llerbst 1955 in der Verlags-
anstalt Graphia die Schritt ›l.inkssozialismus« heraııs. Damit
wandte er sich gegen den fortdauernden I~`i'ılu'ungsanpruch des
deutschen sozialdemokratischen Emigrationsvorstandes. Er home,
Einfluß auf die sich als marxistische linkssozialistischc Partei rıcu
formierendc Sozialdemokratie zu nehmen." Zu rasch habe er ge-
glaubt, mit der Niederlage der deutschen Sozialtlemokratie habe
sich Bernstein erledigt. Nochmals ließ er die lleihe verhiingnisvoller
Schritte der SPI), die den Sieg der Nazis ermöglichten, Revue pas-
siercn (Schwächung der Gewerkschaften, Abbau der Sozialver-
sicherung, keine erfolgreiche Arbeitsmarktpolitik zur Bekämpfung
der Massenarbeitslosigkeit, Verzicht atıf außerparlamentariselıen
Kampf, Ablehnung des Generalstrciks durch Leipart und andere).
So hielt er es für dringlich, nochmals das ganze Spektrum seiner
jalırzelıntelangen Bemühungen zur Verbreitung marxistischen
linkssozialistischen Gedankcnguts auszubreiten. Insbesondere ging
es ihm um die Wiederholung jener Thesen, warum tier Ileformis-
nıus nicht känıpfen könne und wolle. Er identihziere Klassenkampf
mit parlamentarischen Kampf; »wenn er einen Aufruf zum Kampf
erließ, so war immer nur der Wahlkampf gemeint. Und ganz dem-
entsprechend hielt er die Besetzung von Miriisteıposten für eine
Maclıterohenıng, statt in der Stärkung der Proletaríerposten in und
außerhalb der staatliclıen Verwaltung und der Exekutive den ei-
gentliche Gewinn zu erblicken.« Ein paar Prozent mehr bei

IJ Max Adler: Unsere Stellung zu Sowjet-Rußland. Berlin o. J. 8. t77_0f
I4 Max Adler: Linhıssozialismus. Alle Zitate ebenda.
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Wahlen und einige Sitze im Parlament stellten nichts weiter als
zeitwcilige ›politische Konjunkturgewinnc« dar. Das habe atıclı die
Niederlage 1927 im ›roten Wien« bewiesen. Jetzt werde der ›roten
Mehrheit« in der österreichischen l-lauptstadt der Lebensnerv
durch Entziehung von Steuern ıınd Einkünften abgcsclınitteıı und
so werde sie gezwungen, ›unpopuläre Maßnahmen durchzuführen,
wie Beanıtcnabbau, Kürzung der Löhne und Gehälter u. dgl., die
zweifellos - und das ist der Zweck - auch die Wälılermasse un-
günstig beeinflussen müssen.-= Linksozialisten wollten statt solcher
Scheinmacht wirkliche Macht, auch wenn ihre Politik einer refor-
mistischen ähnlich sei. ›Allein das Entsclıeidende ist doclı, in wel-
chenı Geiste eine solche Politik gemacht wird; die Erhaltung der
ungebrochcnen Kamplbereitselıaft des Proletariats für den Mo-
ment, in welchem sie voll eingesetzt werden kann.« Adlers prak-
tisch-politisches Konzept war jedoch illusionär, wenn er meinte, es
müsse gelingen, die verbürgerlichte reformistische Pührerschall
auszuweclıseln, die sich auf die Parteibürokratie und eine Schicht
von Arbciteraristokraten stütze.
Der deutsche Linkssozialismus (und nicht nur der deutsche)

konnte sich bisher nie als einflııßreiche politische Strönıtıng dıırch-
setzen, trotz seiner theoretischen Überlegenheit gegenüber dem
zunehmend von der Stalinschen Dogmatik erstickten Diskurs in
der KPD wie dem platten Pragmatismus und ideologischen Posi-
tivismus der SPD. Alle Versuche zur organisatorischen Veranke-
rung in der Gesellschah blieben auch später im Sektendasein stek-
ken und scheiterten. Das Sclıeitern war ursächlich eine Folge der
allgemeinen Krisensituation der Arbeiterbewegung, die sich we-
sentlich im unversöhnlichen Kampf ihrer beiden llauptströmun-
gen zeigte und den fast kampfloscn '[`riumplı des Faschismus cr-
möglichte. Linkssozialisten wie Adler waren siclı - wie schon llosa
Luxemburg erkannt hatte - bewußt, worin das Dilemma der Ar-
beiterbewegung bestand: daß die russische Revolution allein ge-
blieben war.
Noch graviercnder wirkte im Verlaufe der weiteren Entwicklung

der Stalinismııs, der die fortcxistiernde Spaltung der demokratisch-
sozialistischeu und kommunistischen Kräfte vertiefte tınd verhär-
tete. l-linzu kam die paradoxe Situation, daß die Stalinsche Sowjet-
union zum wichtigsten Gegncr des Faschismus wurde. Aus dieser
Konfrontation erwuchsen sowohl politische Zwänge und Verwir-
rtıngen in der Frontenbildung wie auch bedeutende theoretische
Leistungen.
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Mit dem Zusammenbruch des real versuchten Wülısozialismus,
dessen Enıstehungs- und Entwieklungsbcdingııngen zum Sieg des
stalinistisehen Parteityps geführt hatten, der entscheidend die Ile-
fornınnlälıigkeit des gesellsehallliehen Systems bedingte, sind
erstmals angesichts des Untergangs der Sozialdemokratie als anti-
kapitalistischer, systemoppositioneller Itrall Voraussetzungen em-
standen, eine radikaldenıokratische sozialistiselıe Partei als cinflııß-
reiche gesellselıallliehe ıınd parlamentarisch veranlcerte politische
Bewegung zu installieren. Diese Chance würıle verspielt, wenn sie
sich nicht bewußt dem Erbe des deutschen Linkssozialismııs und
des linken Austronıarxismus verpflichtet Ftihlte ıınd sich dieser 'l`ra-
dition sehöpfcrisch vergewisserte. Es gehört zum Wertvollsten, auf
denı die etıropiiiselıe Linke nun - hel`reit voıı der drüeltentlen Last
stalinistischer Dogmatik und bereichert durch gewaltige positive
wie negative Erfalırııngen - aufbauen sowie einen tlıeoretisclıen
Neuanfang denlten und programmatiseh ñxieren kann und muß.
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AHTHUR ROSENBEBG (1889-1943)
Geschichte und Politik zwischen Berlin und New Yorlc

Während eines cher kurzen Lebens arbeitete Arthur Rosenberg auf
bemerkenswert unterschiedlichen Gebieten: Geboren und aufge-
wachsen inı kaiserliclıen Berlin, erlangte er l`riilızcitig einen guten
llul als produktiver /tlıhistoriker. Nach einem radikalen llruch nıit
seinem l-lerkunhsmilieu wurde er in den zwanziger Jahren ein füh-
render kommunistisclter Politiker. 1927 verließ er die konımunisti-
sclıc Bewegung. Danaclı prolilierte er sich als unermüdlich publi-
ziercnder Sclıriltsteller. Seine llüeher über die Entstehung und
Geschichte der Weimarer llepublik, die Geschichte des llolsclıewis-
mus sowie über Demokratie und Sozialismus wurden in verschie-
dene Spraclıen übersetzt. Die durch seine Flucht naelı llitlers
Machtantritt grundlegend veränderten Lclıensumstiinde führten
jedoeh dann weder zur Änderung seiner politischen llallung, noch
beeintrêiehtigten sie seinen gesclılil`l`enen, von Engagement getra-
genen Stil der Darstellung, der dennoch die Distanz des llistorikers
zum Objekt seiner Untersuclıung deutlielı werden ließ.
Der folgende biographische Abriß sucht die versehiedenen Aspek-

te von lloscnbergs lieben zu beleuchten.' Ursprünglich ein Bewun-
deru' des willıelminisehen Deutschland, wurde Rosenberg einer
der wenigen l-listoriker, der »die llolle sozialer und ökonomischer

1 Von den Arbeiten über Arthur Rosenberg seien genannt: Helmut Schachen-
meyer: /lrthur Ilosenherg als Vertreter des Historischen Matcrialismus. Wies-
baden 1964 (eine Pionicrarbeit); Helmut Berrling: Arthur Rosenberg. ln: Hans-
Ulrich Wehler (llrsg.): Deutsche Historilter. Bd- llrí Göttingen 1971. 8. 81-96;
llans-Ulrich lflehler: Einleitung. ln: Arthur Rosenberg: Demokratie und Klassen-
haınμ/Z Ausgewählte Studien. llrsg. von H.-U. H›i=:hler. Franlçfurt am Main 1974.
.St 5-16; lludolf Wolfgang Müller /.1 Gert Schäfer (l-1rsg.): Arthur llosenberg
zwischen alter Geschichte und Zeitgeschichte, Politilt und politischer Bildung.
Gättirıgen 1986; Gert Schäfer: ftrthur llosenberg: l«eı_'1echter revolutiondrer lleal-
politilc ln: Theodor Bergmann /Mario litfller (lIrsg.).' Ketzer im Kommunis-
mus. 23 biographische Essays. Hamburg 2000. S. 101 -122; Lorenzo lliberi, Ar-
thur 1losenl›erg.- Demucmzia e socialismo tra storia c politica. Milano 2000.
Dieser /trtilcel erschien zuerst in: Socialisın und Democracy. 15 (2001). Nr. 2.
S. 129-150. Eine vom .-lutor angefertigte deutsche Übersetzung wurde in: Sa-
chor. Zeitschriflfür Antisemitismusforsdıung. jüdische Geschichte und (legen-
wan, aa. 11 (2001), s. 79-97, publiziert. sie ni me- (mu ummenıttctıen Än-
derungen) wieder abgedruckt.
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Prozesse bei der Auslormung des autoritären Charakters der deut-
schen Politik hervorhohß

Ein intellektueller im kaiserlichen Berlin

Arthur Rosenberg wurde am 19. Dezember 1889 in Berlin in einer
Familie des jüdischen Mittelstandes geboren. Sein Vater Henry, ein
Geschähsmann, und seine Mutter Helene kamen aus dem österrei-
clıisclıen 'l`eil der k. u. k. Monarchie. Beide Eltern waren assimilier-
te Juden. Arthur und seine Schwester Jenny wurden nach ihrer
Geburt protestantisch getaul`t.
Rosenberg wuclts in Berlin und ktırzzcitig auelı in Wien auf. Ein

Stipendium der Gustav-Leviustein-Stihnng ermöglichte ihm den
Besuclı der höheren Schule? 1907 bestand er sein Abitur mit her-
vorragendem Ergebnis anı Askanischen Gymnasium, einer der be-
sten Lehranstalten Berlins. lm gleichen .lalır wurde der bis da-
hin staatenlosc ltosenherg deutscher Staatsbürger. Von 1907 bis
1911 studierte er Alte Gesclıielıtc und Philologie an der Berliner
liriedriclı-Wilhelm-Universität, der bestangesehenen Alma maler
Deutschlands und Mittcleııropasf .-
Rosenberg sclıloß siclı eng seinem Lehrer Eduard Meyer an, ei-

nem international herausragenden Forscher zur Sozialgeschichte
der Alten Welt.5 Meyer und Otto l-lirschleld begtıtaclıteten seine
Dissertation über ›Untersuelıungen zur römischen Zenturienver-
fassung-=. Die Arbeit erschien in erweiterter Form im Buchhandel
und wurde mit dem Preis der Johann-Gustav-Droyscn-Stiltung
ausgezeichnet. Dies ermöglichte Rosenberg, die wissenschallliche
Laufbahn einzuschlagenfi

2 Georg G. lggers: The German Coneeption of History. The National Tradi-
tion of Historical Thought /rom Herder to the Present. Middletown CT 1983.
S. 273 (das Zitat fehlt in der deutschen Ausgabe: Deutsche Geschiclttswissen-
schaft. Eine Kritilı: der traditionellen Geschichtsauflassung von llerder bis zur
Gegenwart. Wien 1997).

3 Der Bestand der Gustav-Levinstein-.Stllttmg befindet sich irn Archiv der
(heutigen) .flslcanischen Oberschule.

4 Siehe die .-lluen der Johann-Gustav Droysen-Stiftung und die Personalalttc
des niclitbeamteten a. o. Universitatsprofessors Dr. Arthur Rosenberg im Ardıiv
der lvlumboldt-Uniııersitat zu Berlin.
5 Rosenbergs Briefe an Eduard Meyer befinden sich in Meyers Nachlaß im

Archiv der Berlin-Bmndenburgisclten .tkademie der Wissensclıaflen zu Berlin.
6 Über Rosenberg als /llthistorilter siehe Volker Losemann: Nationalsozialis-
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Er arbeitete zunáichst für die ›Frankftırter Zeitung«, einem der
fülırenden Blätter Deutschlands, ttnd war an der Redaktion von
›Ullsteins Weltgeschichte- beteiligt. Zeitweilig hielt er siclı in Itali-
en atıf, um das Material für seine llahilitationsschrih zusammenzu-
tragen. lm .lalıre 1914, im Alter von nur 25 Jahren, habilitierte er
sich tnit der Arbeit ›Der Staat tler alten ltaliker. Verfassung der La-
tiner, Osker tınd Etrusker-=, in der er die unterschiedliclıen Regie-
rungsformen in versclıiedenen Stadtgemeindcn des vorrönıischen
Italiens ııntersıtclıte.
Rosenberg war gerade Privatdozent geworden, als dcr Erste Welt-

krieg begann. Als glühcnder deutscher Patriot meldete er sich als
Kriegsfreiwilliger. 1915 wurde er zur Armee eingezogen und diente
die meiste Zeit des Krieges im Rriegspresseanıt, doch war er auclı
im l-linterland der Westfront verpflichtet (kranklıeitshalber war er
nicht an der Pront).7 Daneben fand er Zeit. für eine Ncuherausgabe
von Droysens »Geschichte Alexanders des Großem, für dic er eine
Einleitung schrieb.“ Wie viele I)cııtsclıe seiner Generation verlor
Rosenberg alle Illusionen über die alte soziale Ordnung, die Fur vier
.lalıre eines gegenseitigen 'fötens auf Europas Schlachtfeldcrn und
in den Schützcngräben stand. Er gehörte zur Minderheit derer, die
im sozialistiselıen lnternationalismus eine Alternative zum deut-
schen Nationalismus salıcn.

:nus und .~1ntilte. Studien zur Entwicklung des Faches /llte Geschichte 1933-
1945. Hamburg 1977: Carl Christ: Römische Geschichte und deutsche Ge-
sdtichtswissenschq/t. Miinchen 1982: Luciano Cartfora: Politische Philologie.
Altertumswissenscha/len und moderne Staatsideologien. Stuttgart 1995. Siehe
auch ders.: ll roınmunista senza partito. Srguito da ›l)emocrazia e lotta di
classe nell' antirhita« di /lrthur Rosenberg. Palermo 1984.

7 Einige Biographen Rosenbergs nennen seine Alitglledschqjl in der 1917 ge-
gründeten ertrem rechten Deutschen lfaterlandspartei, der er bis ltriegsende an-
gehört haben soll. Siehe beispielsweise Francis 1.. Carsten: /trthur Rosenberg als
Politiker. ln: Gerhard Bolz tt. a. (1-ltsg.): Geschichte und Gesellschaft. lfestsclın'/t
fitr Karl R. Stadler zum 60. Geburtstag. Wien 1974. S. 268. Rosenberg betonte
hingegen: »Ich habe in der Zeit bis zum 10. November 1918 lceiner politischen
Partei oder Organisation angehört« (Arthur Rosenberg: Die Entstehung der
deutschen Republik 1871-1918. Berlin 1928. S. 7).
8 Johann Gustav Droysen: Geschichte Alexanders des Großen. Einleitung von

Dr. Arthur Rosenberg, mit einem Vorwort von Sven Hedin. Berlin 1917.
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Der kommunistische Politiker

lm November 1918 schlug sich Rosenberg atıf die Seite der äußer-
sten Linken. Diese bestand, wie er später schrieb, aus »revolutio-
nären Sozialisten, aus Arbeitern ttnd Arlıeitersiilıneıı, denen die
demokratische Republik nielıt genügte tınd die sofort zur konse-
quenten AbsehalTung des kapitalistischen Privateigentums weiter-
gehen wollten«°. So wtırde Rosenberg Mitglied der Unabhängigen
Sozialdemokratischen Partei (USPl)), die sich zwei Jalıre darauf
spaltete. Ihr linker Flügel, zıı dem Rosenberg gehörte, schloß siclı
der Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD) an. Seine Rede
auf dem Vereinigungsparteitag von USPD tınd KPD bezeugte seinen
revolutionären Eiıtlıusiasnıus. ›Geııossen!-, rief er aus. »Die welu°e~
volutionäre Lage liegt zur Zeit so, daß die Welle naelı Mitteleııropa
geht. Italien und Deutschland werden reif für den Entsclıeitlııngs-
kampf, und diesen Entseheidungskampf werden wir in diesen hei-
den Läııdern mit ziemlieh ähnlicher Taktik fiilıren müssen.«'°
Er konstatiertc, die italienische Regierung habe nicht gewagt, die
von den Arbeitern besetzten Fabriken anzugreifen, da die Arbeiter
gut bewafl`net seien. Entsprechende Kampfmetlıoden seien _für
Deutschland nötig.
Rosenberg, der auch an der Berliner Volkshochschule unterrich-

tete und Beiträge zur Arbeiterbildung verölTentliehte, wurde An-
fang IQQI zum kommtınistischen Stadtverordneten für Groß-ßerlin
gewählt." Er wurde dtırch seine Auftritte auf KPD-Parteitagen be-
kannt. lm August 1922 erklärte er: »Wir gelıen großen Perioden lıef-
tiger Kämpfe entgegen-=; dies werde »zu großen Zusaııımerıstößcn
mit der Staatsgewalt führen; das ist vollkommen klar«'2. l-Ir igno-
rierte die Tatsaelıe, daß diese Politik der unrühmlielıen Mär/.aktion
von 1921 zugrunde gelegen und zu einer Katastrophe fiir die deut-
schen Kommunisten geführt hatte, da diese von der Mehrheit der

9 ArthurRosenberg: Geschichte der deutschen Iiepublih. Karlsbad 1935 (hier
und imfolgenden zit. nach der Neuausgabe: Geschichte der Weimarer Republik
Hamburg 1990. S. 7.
I0 Bericht über die Verhandlungen des i/ereinigungsparteitages der USPD

(Linke) und der KPD (Spartahusbund), abgehalten in Berlin vom 4. bis 7. De-
zember t920. Leipzig/Berlin t92t. S. H3;
It Für diese Seite seiner Tätigkeit siehe seinen Außatzz: Die íleforın des Ge-

schichtsunterrichts. ln: Die neue Erziehung. 20920). Nr. I7. S. 405-4t0.
12 Bericht iiber die Verhandlungen des 2. Parteitages der Kommunistischen

Partei Deutschlands. 22.-26. August 1921. Berlin 192i. S. 346.
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dctttschen Arbeiter vollkommen isoliert geblieben waren. Sogar die
netıerliclıc Niederlage inı Herbst 1925 konnte seine llaltung, daß
Deutschland fiir eine kommunistische Revolution reif sei, nicht er-
schüttcrtt. Folglielı gehörte er zur Lirıksopposition um Rutlı Fischer
und Arkadij Maslow, die sielt gegen die realistiseltere Politik von
Heinriclı Brandler, des Parteivorsitzenden, und August Thalheinıer,
des bedeutendsten Theoretikers der Partei, wandten.
Naelıdem die Linksopposition die Parteiführııng überııonımen

hatte, rückte Rosenberg innerhalb der KPD iu Sclılüsselpositionen
aııf. 1924 wurde er itı die Leitung des Parteibczirks ßerlin-ßranden-
burg, einer der wichtigsten Rezirksorganisationen, gewählt. lm glei-
chen Jahr stieg er auf dem Frankfurter Parteitag in die Parleizen-
trale auf. Im Mai 1924 wurde er Reichstagsahgeordneter tınd übte
sein Mandat bis zu den Wahlen von 1928 aus. Auf dcnı 5. Kongreß
der Kommtınistisclıen lnlemationale (Konıintern) wurde er im .luli
1924 zum Präsidiumskandidaten des lšxekutivkomitces (ISKKI)
gcwählL Er schrieb viele Artikel für die konımuıtistischc »Inter-
nationale Pressekorrespondenz« zu Fragen der internationalen ße-
ziehııngen.
lnnerlıalb der Partei gehörte Rosenberg mit Ruth Fischer tınd

Werner Seholem zunächst zur ultralinkcn Fraktioıı. ln Gclteimsit-
zungen in Rosenbcrgs Wohnung in Berlin-Zehlendorf bcspraclıcn
die Ultralinken die Lage in Rußland. Sic forderten die Berliner Par-
teiorganisation zum entschiedenen Kanıpf gegen den Totaliıiits-
anspruch des Staates, die Staatspartei und die Entartung des Kom-
munismus auf tınd erklärten sich für die möglichst rasche llildung
einer unabhängigen Organisation. »Über diese Verbindung zwi-
schen den russischen ıınd den deutschen Linken hatte der f\'(aelı-
richten)-Apparat dem russischen Politbüro sicherlich ausführliche
llerichte geliefert-, vermutete Rtıth Fischer viele Jahre später.“
ln einer Rede vor der Chemnitzer Parteiorganisation erklärte Ro-

senberg, ›daß es nicht von Bedeutung sei, ob die Partei ein oder
zwei Millionen Stimmen bei dem ›parlamcntarischcn AlTenspiel<
verliere. Die einzige Aufgabe sei die Bewahrung des Geistes der
Revolution ıınd der proletarischen Organisatiom". lnı Mai 1925
kritisierten Rosenberg, Iwan Katz und Werner Sclıolem sogar

13 Ruth Fischer: Stalin und der deutsche Kommunismus. Der Übergang zur
Konterrevolution. Frank/hrt am Main (1950). S. 221.

14 Kosa ftfleyer-1.evine° im inneren Kreis. Erinncıztngen einer Kormnunistin in
Deutschland 1920-1933. Hrsg. und eingeleitet von Hermann Weber: Köln 1979.
S 122.



132 MARIO KFSSLER

Fischer und Maslow, die in Übereinstimmung mit der Komintcrn-
Führung eine ›relative Stabilisierung« der kapitalistischen Welt-
ordnung konstatiert hatten.“
Rosenberg hielt bis zum Herbst 1925 an dieser ultralinken Hal-

tung fest. Seit dieser Zeit rückte er jedoeh immer weiter davon ab.
In der Atmosphäre der Stabilisierung in der Mitte der zwanziger
Jahre begriff cr, daß für revolutionäre Abenteuer kein Raum mehr
war. Einige Jahre später konstatierte Rosenberg für jene Zeit eine
›eigenartige Misclıtmg von Friedlertigltcit und Sowjetbegeiste-
rung-, aber keinerlei Wunsch naclı einer bolschewistisehen Re-
volution in Deutsehland.'°
hn November 1925 veröffentliche Rosenberg einen Artikel, in

dem er klar feststellte, daß die KPD nur bei einer Minderheit der
Arbeiter über Einfluß verfüge; die Mehrheit folge weiterhin den
Sozialdemokraten, der katholischen Zentrumspartei und sogar na-
tionalistisclıen Kräften. In einer nichtrcvoltıtionären Situation ver-
trete die SPD dic Interessen der Arbeiter besser und clfektiver als
die KPD. Für eine solclıe Lage, schrieb Rosenberg, habe die KPD
eine emsthalte, sachliche Strategie nicht gefunden. Die Mehrheit
der arbeitenden Mensehen würde die Partei »für einen konfusen
llaufen von Thesenfabrikantcn, Radatımachern und Putschisten
haltcm".
Diese Art der Kritik und Selbstkritik brachte Rosenberg in Kon-

takt mit der von lšrnst Thälmann geführten Fraktion. Tlıälmann,
ein l-lamburger Transportarbeiter, der früher den Ulualinken ver-
btınden gewesen war, schien jetzt für die Strömung in der KPD ztı
stelıen, die sich mehr an der Realität orientierte. Rosenberg, der
hinsichtlich der inneren Entwieklung der Sowjetunion eine immer
kritischere llaltııng bezog, hoffte auch, daß eine KPD-Führung mit

15 Die Kritik von Rosenberg, Katz und Scholem befindet sich in der Sti/tung
Ardıiv der Parteien und Massenorganisntionen der DDR im Bundesarchiv. ßer-
lin (S.~1PMO-B,-lrch). RV 1/1 2/3/65. Bl. 5-8. Siehe zum ifontext u. a. Siegfried
Bohne: Zwischen ›Lu.remburgismus« und ›Stalinismus«. Die utltralinhe« Opposi-
tion in der KPD. ln: Viertelialtrizsltefleflr Zeitgeschichte. 9(1961). Nr: 4. S. 35 9
bis 383; Hermann Weber: Die Wandlung des deutschen Kommunismus. Die Sta-
linisierung der KPD. Rd. 1. Frankfurt mn Main 1969. S. 107; Ben Fowhes, Com-
munisnı in Germany under the lteimar Republic. New Yorh 1984. S. 129-131.

16 Rosenberg' Geschichte der Weimarer Republik. S. 181.
17 Arthur Rosenberg: Einige Bemerkungen zur Parteidishussion. ln: Die In-

ternationale. 8(1925). Nr: 11. S. 6931; Siehe auch sein Rundschreiben an das
Politbüro vom 29. Dezember 1925. ln: S/1PMO-it/trch. Ri' 1/1 2/3/170. Bl. 181 bis
186



/-1ll'THUll ROSENBERG 133

Thälmann gegenüber der sowjetisclıen Parteifüfırung, die aut' die
Konıintern in immer negativercr Weise cinwirkc, eine unabhängi-
gere Position beziehen werde.
Unterdessen entwickelte Rosenberg im Reichstag eine Reihe von

Aktivitäten. fir nahm zu vielcıı Fragen Stellung. Bei verschiedenen
Gelegenheiten konnte er seine historischen Kenntnisse nutzen. ln
einem Angriff aııf die deutsche Uınsatzsteuer verteidigte er das
römisclıc Steuersystem, das keine Lohnsteuer gekannt und der
armen Bevölkerung Brot umsonst fıabe zukommen lassen. Er bot
seinen Opponenten eine Vorlesung über alte Geschichte, als einer
von ihnen bchatıptetc, Kaiser Augustus lıabe die Umsatzsteuer
erf`ıınden.'°
Roscnbergs wichtigste parlamentarische Aktivität war seine Mit-

arbeit im Rcichstagsatısschttß zur Unterstıclıtıng der Ursachen des
deutschen Zusanuncnbruchs im Weltkrieg. Durch die Mitglied-
schaft im vierten Untersucfnıngsaııssclıtıß crlıielt Rosenberg Zu-
gang zu einer Vielzahl von Primärquelfen und Doktıtnenten, die
sein lnteresse für Zeitgeschichte verstärkten.
Als Berichterstatter des Komitees sprach Rosenberg am 2. De-

zember t925 über die Ursachen des Zusammenbruchs der deut-
schen Armee. Er wies die von Marineoffızicren aufgestellte Be-
hauptung zurück, wonach die Unabhängigen Sozialdemokraten die
Marine durch ihre Antikriegsagitation untcrminiert, den Aufstand
der lloelıseeflotte herbeigeführt tınd dadurch dett Zusammenbruch
der deutschen Front verursacht hätten. Rosenberg führte aus, die
USPD sei keineswegs die revolutionäre Partei gewesen, als die sie
von der konservativen Presse dargestellt worden wäre, sondern
eine Mischung aus radikalen und reformerischcn Kräften. Die
Spartakusgruppc, der radikale Flügel, habe keinerlei Einfluß auf
den Ausbruch der Revolution gehabt und sei selbst den aufstiindi-
selten Matrosen unbekannt gewesen. 95 Prozent der Soldatenräte
hätten die SPI) unterstützt. In sclıarfcın Kontrast zur Dolclıstoßle-
gende der politisclıen Rechten sei ein gesatntnaticnaler Widerstand
im November 1918 nicht mehr nıöglich gewesen, da das Volk cr-
schöpf`t gewesen sei und die Front über keinerlei Reserven mehr
verfügt habe. Keine Regierung habe an diesen Zuständen etwas än-
dem können.“ Etwas später behauptete der konservative Arclıivrat

18 Siehe Verhandlungen des Reichstags. Stenographische Berichte Bd. 387.
3. August 192315. 3.906.

19 Siehe Die Ursachen des deutschen Zusammenbruchs im Jahre 1918. Zweite
Abteilung. Bd. 11/. Berlin 1928. S. 911;
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im Rcichsarchiv Erich Otto Volkmann, Roscnbergs Gegenspieler im
Ausschuß, ein Revolutionskomitec, habe siclı im Oktober 1918 in
Berlin gebildet. Rosenberg entgcgnete, dieses Komitee sei auf
Grund innerer Widersprüche zu jetlerart llandeln unfähig gewesen
und sei von den Ereignissen, aufdie es keinerlei Einfluß auszuüben
vcrmoclıtc, überwältigt gewesen. Er betonte erneııt, daß nicht die
revolutionäre Erhebung Deutschlands Zusammenbruch herbeige~
führt habe, da der Krieg zu diesem Zeitpunkt ohnehin verloren ge-
wesen sci.9°
Am 26. April 1927 trat Rosenberg aus der KPD aus. ln einem ofli-

ziellen Brief an die Parteiführung, den die SPD-Presse anı folgen-
den 'l`ag veröffentlichte, nannte er die komnıunistische Niederlage
in China und die Unterordnung der verschiedenen kommunisti-
sclıen Parteien unter dic Moskauer Politik als Gründe Fir seinen
Schritt.“ Er blieb fraktionsloser Abgeordneter des Rciclıstages.
Nunmehr kritisierte Rosenberg die KPD und ihre »romantische
Phrascologie, die nicht im entferntcstcn eine reale Bedrohung der
bestehenden Staatsordnung darstellt Dtırclı diese Romantik wer-
den Millionen Arheitcr davon abgelenkt, in realer sachlicher Weise
ihre Tagesinteressen zu vertreten. Der Kampf gegen die Roman-
tik bringt einc außerordentliche Energieverschwendung für die
übrigen Tendenzen und Richtungen der Arbeiterbewegung mit
sich ...#9
Roscnbergs Kritik der kommunistischen Politik cntsprang einer

Einstellung, an dcr er bis zum Ende seines Lebens festhalten sollte.
Nur eitı Jahr nach seinem Rüekztıg von der politischen Bühne
schrieb er im Vorwort seiner »Entstehung der deutschen Republik-t:
»Dic Eigenart der politischen Entwicklung Deutsclılands lıat es mit
sich gebraclıt, daß bei uns das leere politische Schlagwort, tlie Illu-
sion und die politische Lcbenslüge eine viel größere Rolle spielt als
bei anderen Völkern. Wenn ich mcineıı Lesern im Kampf mit die-
sen Gespenstcm ein wenig helfen könnte, hätte ich alles erreicht,
was ich mit meinem Buch beabsichtigc.«°3

20 Siehe ebenda. Bd. K S. 215171
2! Siehe Roscnbergs ulustıiıtserklämng« in:»Vorwdı1.s« vom 27. April 1927

sowie die Notiz »Roscnbergs Abgang« in: »Die Rote Feline- vom 28. April 1927
und den Kornrnentar »Der ›parteiios.e Sozialist« !losenberg«, ebenda vom
29. „rpm wzz
22 Verhandlungen des Heichsıags. Sıenogmphßche Berichte. 2. Juli 1927.

Bd. 193. S. 11181.
23 Bosenberg: Die Entstehung der deußdıen Republik S. Zfl
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Der 1-listoriher und politische Schriftsteller
am Ende der Weimarer Republik

Nach den Reichstagswahlcn von 1928 verlor Rosenberg sein Ab-
geordnelenmandaL Um seine Familie - seine Frau Ella tınd die
Kinder Lisclott und Wolfgang - ernähren zu können, nalım er eine
Stelle als Lehrer am Köllnisclıcn Gynınasium an. Diese Schule war
durch die progressiven Bildungsrcfornıen der SPD-geführten preu-
ßisclıen Regierung und des Berliner Magistrals gcpriigt.-9" Glciclı-
zeitig unterrichtete er als Privatdozent an der Berliner Universitat.
Unter seinen l-lörern waren Walter Markov, Georg Eckert, Arkadij
Gtırland tınd Arthur Lelınig.2°
Neben seiner Lehrtåitigkcit machte sich Rosenberg einen Namen

als Verfasser zeithistorisclıcr Werke. Bislang war er als Experte für
altrómisclıe Geschichte bekannt. Nach dem Krieg und vor seinem
Einstieg in die Politik hatte er eine populärwissenschahliche Ge-
schichte der römisclıen Republik und eine marxistisclı inspirierte
Brosclıürc über Denıokratic und Klasscnkanıpf im Altertum verfaßt
sowie eine Quelleniibersiclıt zur römischen Gcschiclıte herausge-
geben.“ Ntınmclır erwarb er indes internationale Anerkennung
durch seine Biiclıer zur Entstchııng der deutschen Repııblik und
zur Geschichte des Bolschewismus, die er 1928 und 1932 verölTent-
lichte.
Roscnbergs Bttch zur Entstehungsgeschiclıtc der Weimarer Re-

publik war hauptsächlich ein Produkt seiner Mitarbeit im Untersu-
ehııngsaııssclıııß über die Ursachen des deutschen Zusammen-
bruchs inı Weltkrieg. Er wies die allgemeinen Aııflitssııngen der
Rechten wie der Linken zurück untl suchte nach einer eigenen ln-
terprctation der historischen Ereignisse. So entwickelte er in seiner

24 Siehe Theodor Bergmann: im Jahrhundert der Katastrophen. Autobio-
graphie eines hritiscltcn 1t'onununistcn. Hamburg 2000. S. 11j

25 Siehe l-ltıltcr Markov: Zwicsprache mit dem Jahrhundert. Uohumenticrl
von Thomas Grimm. Berliıt/'l'l'Erititar 1989. S. 35'-3 7; Schachcnmeyciz 8. 30; Rü-
diger Zimmermann: Arhadij Gurland (1904-1979). lllartristischer Theoretiker
und Publizist. ln: Jürgen Schlimper (11rsg.): »Natürlich - die 'lituchaer Straße!-
Beiträge :ur Geschichte der »Leipziger l/olhs:citung«. Leipzig 1997. S. 300; Bert
Alena: Nachrttfi Arthur Lehnig (1899-2000). ln: 1999. Zeitschrift fllr Sozial-
geschichte dcs 20. und 21. Jahrhunderts. 16 (2000). Nr: 1. S. 220-224.

26 Arthur llosenberg: Geschichte der römischen Republik. Leipzig/Berlin
1921; ders.: Demolfmtie und Klassenlwınpf im Altertum. liicltzfeltl/Leipzig 1921
(Neuausgabe: Freiburg/Br: 1997); ders.: Einleitung und Ouellenhunde zur röml-
srhen Geschichte. Berlin 1921.
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»Entstehung der deutschen Republik« die Theorie von »zwei Rc-
volutionen« während des Krieges. Die erste, so selırieb cr, sei die
Errichtung der de facto militärischen l)iktatur durch llindcnburg
und Ludcnrlorff im Jahre 1916 gewesen. Sie habe den Kaiser wie
den Reichstag auf eine bloß symbolische Rolle reduziert. Die zweite
Revolution sei der Zerfall der Obersten Heercsleitung im Oktober
1918 gewesen, wodtırclı die Maclıt atıf die nichtrcvolutioniirc deut-
sche Mittelklasse übergegangen sei, die die Monarchie abschaffen
wollte. Doch die Aktionen der Arbeiter- und Soldatenräte schufen
die Voraussetzungen für die Entstehung der deutschen Republik;
Eine Mehrheit in diesen Räten wollte die parlamentarische Demo-
kratie mit dem Sozialismus verbinden. °
Es konnte Rosenberg kaum überraschen, daß sein Buch von der

Mehrheit seiner Berııfskollegen entschieden zurückgewiesen wur-
de. Sein früherer Förderer Eduard Meyer, der naclt Roscnbergs Par-
teinahmc Ftir die Linke zu einem verbissenen Gegner geworden
war, zeicluıete haııptsäclılich dafür verantwortlich, daß Rosenberg
niemals auf eine ordentliche Professur an der Berliner Universität
berufen wurde. Mit der beaclıtenswerten Ausnahme von Friedrich
Meinecke, Fritz Hartung und Hans Delbrück zeigte sich die llistori-
sche Fakultät ausgesprochen fcindselig gegenüber dem unange-
paßten Außenseiter. Delbrück und Rosenberg verband eine gute Be-
ziehung seit ihrer Zusammenarbeit im Untersuchungsaussehttß
des Reiehstages, und 1929 schrieb Rosenberg einen bemerkenswer-
ten Nachruf auf Delbrück. Dessen Bücher zur Militärgeselıiehle, so
Rosenberg, seien »für die sozialistische, proletarisclıe Forschung
ein wichtiger Besitzå". Nach einer Reihe vergeblicher Versuche ge-
lang es dem preußischen Kultusminister 1930 schließlich, Rosen-
bergs Ernennung zum außerplanmäßigen Professor gegen den Wi-
derstand der großen Mehrheit in der Fakultät durchzusetzen.“
Roscnbergs ›Geschichte des Bolsehewismus-=, die erste seriöse

Untersuchung zum Thema, basierte auf seiner politisclıen Erfah-
rung als Iiihrender KPD-Politiker. Dennoch stellte er klar, daß er
»das Buclı keiner Partei oder Gruppe zu Liebe geschrieben« tınd
›kein Bedürfnis zu ›Enthüllungen< und zu ›Abrechnungen<« habe.

27 Arthur Rosmberg: Hans Delbrück, der Kriliku' der Kriegsgeschichtc ln:
Die Gesellschq/I. ó(1929). Nr: 2. S. 252. Wiederabdruch in: Rosenberg: Demo-
kratie und Klassenkmnμfi S. 201.
28 Siehe die fundierte Studie von ftndreas Wirschı`ng: Politik und Zeitge-

schichte /lrthur Rosenberg und die Berfiner Phitosoplı ische Fakultät 1914-193 3.
In: Uistorísclıe Zet'tsehr°|'ft. 269(!999). Nr. 5. S. S6!-602.
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›Wer in meinem Buch Anekdoten über Stalin ıınd die ›Schreckens-
kammern< der GPU sucht, wird sehr enttäuscht sein.«9°
Rosenberg sah den Sozialismus von Marx uııd Engels geradezu

als llcmiihen, die Werte des Lihcralisnıus - garantierte Freiheit für
jedes einzelne Mitglied der Gesellsclıalt - dtırch politiselıes Han-
deln der Massen zur Geltung zıı bringen. Die Masse wollte die
Früchte der Frcilıcit tınd Gleichheit genießeıı, die ihnen von den
Liberalen versproelıen wurden. =›Sie wollte die Deınokratie, die
Selhsuegierııng der Masse unter Wegfall aller Privilegien der alten
feudalcn Herren so gut wie des neııcn GroBbürgertums.«”° Demo-
kratische ldcen waren zuerst politische Ideen, aber der Sozialismus
fügte ihnen den Willen zur Wirtsclıaflsreform hinzu, schuf eine
Theorie und stand bei der l-lerausbildung von Massenparteicn Pate.
Unter den gesellschaftlichen Bedingungen Rııßlands seien aber

die Massen ohne eine Partei von Berufsrevolutionärcn zu revolutio-
närem llandcln unlähig. Rosenberg bezeichnete Doktrin tınd llan-
deln der Bolschewiki als fortsclıriltlielı für das Rußland der Zaren.
So fortschrittliclı dies für Rußland war, so reaktionär war es für den
Westen, wo die bürgerliche Revolııtion bereits durchgeführt wor-
den war und ein gut ausgebildetes Industrieproletariat sowie eine
gebildete Mittelklasse die Mehrheit tler Bevölkerung stcllterı. »Dic
heroisehen Taten der russischen Arbeiter von 1917 bis 1920 Iıabcn
vorübergclıend die bolschewistischc Rückstäntligkeit verschleiert
und tlen Eindruck erweckt, als sei der Bolschewismus die gegebene
Form der allgemein-prolctariseheıı Revolution. Entscheidende 'Fei-
lc tles etıropäisclıcn Proletariats wollten damals im Runde mit den
Bolschewiki die Macht erobern. Aber im Laufe tler Zeit hat sich
immer mehr die Unmöglichkeit gezeigt, die Führııng des Weltpre-
letarials der Regierung des russischen Agrarstaals zu iihertragen.
So trennten sich der russische Staat und die internationale Arbei-
terschah wieder, untl die Stalinsche 'l`heorie vonı ›Sozialismus in
einem Lande« ist nur der Ausdruck für diese Tatsache.-3' Die KPD-
Presse denunzierte Rosenberg als angeblich »von hoher iiberpartei-
liclıer Warte« ıırteilendcn »objektiven-= Historiker, der indes bloß
»seine konterrevolutionärcn Pfeile besser absehießcn« wolle, ein
emigrierter russischer Historiker sah das Btıeh als Propaganda-

29 Arthur Rosenberg: Geschichte des Bolschewismns. Von Mam: bis zur Ge-
genwart. Berlin 1932 (hier und im folgenden eit. nach der Neuausgabe: Ge-
schichte des Bolschewismus. Frankfurt am Main 1975). .S. 44/2

30 Ebenaa. S. 55.
31 li'benda.S.260.
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werk, als »Kompendium der positiven Urteile des Bolschewismus
über sich selbst«”.
Rosenberg erkannte, daß die Sowjetführung trotz ihrer revolutio-

nären Rhetorik das europäische Prolctariat zugtınsten des Staats-
interesses der UdSSR opferte. Detınoclı salt er in Stalin einen
›hochgebildeten Marxisten-=, wie der amerikanische Besucher Sid-
ney Hook in seinen Memoiren schrieb.“
Die anı Beginn der dreißiger Jalıre nicht zuletzt an deutschen

Universitäten ansteigende Flııt des Antisemitismus bewog Rosen-
berg zu einer Erklärung der historischen Wurzeln der Judenfcind-
schaft in Deutschland. »Die Jııdenfeindschall, die ein großer Teil
der deutschen Akademiker schon in der Vorkriegszcit bewies, ge-
hörte zu dem aristokratischen Lebensideal, das diese Männer such-
ten. Der Geburtsadel selbst war innerlich viel sicherer. Er lıatte
eine solehe ideologische Korsettstange nicht nötig.«” Rosenberg
übersah, daß viele deutsche Junker die Nazipartei schon seit den
zwanziger Jalıren auch finanziell unterstützt hatten, bevor die Na-
zis zu einem politisch entscheidenden Faktor in der deutschen Poli-
tik wurden.
Heinrich von Treitschke, der politisch einllußreiclıste Historiker

im deutschen Kaiserreich, griff die Juden an, weil er sie als die
Verkörperung von Materialismus und Liberalismus ansah. Rosen-
berg stellte durchaus in Rechnung, daß wichtige Teile des deut-
schen Biirgertums, insbesondere die akademische Elite, zu Nazis
wıırdcn, tım solche angeblich ››jüdischen« Erñtıdııngcn wie Mate-
rialismus, Sozialismus und Demokratie durch eine ›romantisehe
Verklärung der Vergangenheit« zu ersetzen.“
Aber er war sich der Tatsaelıe wolıl bewußt, daß Antisemitismus

und Aııtisozialismus gemeinsam die deutsche Gcscllschah vcrgihe-
ten, um diese für die Übernahme durch die Nazis reif zu machen.
Am Vorabend der Machtübergabe an die Nazis berichtete Roscn-
berg von der Forderung eines jüdischen Univcrsitätsprofessors
aus Breslau, 'lrotzki in Deutschland Asyl zu gewähren. Rosenberg

32 Kurt Sauerland: Geschichtsfdlseher am Werk. ln: Der [tote Aıybau.
50932). Nr. 18. S. 829131; I. Iljin: Rezension von A. Rosenberg: Gescltichte des
Bolschewismus. In: Deutsche Literaturzeitung. 54093 3). Nr. 13. Sp. 583171

33 Sidney Hook: Out ofStep. An Unqulet Life in the 20th Century. New York
1987. S. 110.
34 Arthur Rosenberg: Thritsdıke und die Juden. ln: Die Gesellschaft. 7(1930).

Nr. 7. S. 82. Wtederabrlruclt iıı.-Ders.:Demo1nratie und Rlassenhatnμfi S. 191.
33' Ebenda. S. 83 bzw. 192.
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unterstützte dies und schrieb: ›Dieselben Kräfte, die lıctıte in
Deutschland die akadcmisclıe Freiheit vernichten wollen, haben im
letzten Jahr (nıit den Notverordnungcn) deutlich genug gezeigt,
was sie auch ıııit den übrigen Freilıeiten des deutschen Volkes, be-
sonders des werktätigen deutschen Volkes, machen wollen.-§6 Un-
mittelbar vor Drucklcgung dieser Zeilen war l-litler lleiclıskanzler
geworden. Rosenberg gehörte zu den ersten, die gezwungen waren,
aus ihrem Geburßland zu flüchten.

Die »Geschichte der deutschen Republik«
- Roscnbergs Hauptwerk im Exil

Als Jude und bekannter Marxist mußte Rosenberg sofort aus llitler-
detıtschland emigricren. lm i\1ärz 1935 verließ er mit seiner Familie
Berlin. Über Konstanz, wo Verwandte seiner Frau lebten, ging er
nach Zürich. Während seines kurzen Aufenthaltes schrieb er dort
die Broschüre ›Dcr l<`aschismus als Massenbcwegung«, die in der
sozialtlcmokratischen Verlagsanstalt Graphia in Karlsbad, in der
Tscheclıoslowakei, erschien.
Rosenberg sah drei Varianten deutscher Faschisten: die Nazis, die

uaditioncllcn deutschen Nationalisten ıınd, überraschenderweise,
die tıın den friilıeren lleichskanzler Brüning gcscharten Volkskon-
servativeıı Er bezeichnete sogar die Regicrtıng Cuno aus dem .lahre
1923 als den »Sieg des legalen l<`aschismus~=. Für Rosenberg war der
Faschist »der gcgenrevolutionäre Kapitalist, der geborene Feind der
klassenbewußten Arbeitcrsclıaft. Der lfasclıisnıus ist weiter nichts
als eine modcme, volkstümlich maskierte Form der bürgerlich-
kapitalistischen Gegenrevolutiom".
Nur wenig spater korrigierte llosenberg viele dieser Urteile. ln

seiner »Geschichte der deutschen Republik« benannte er das Kabi-
nett Cııno als »einc llegicrung des Großkapitals Man konnte von
Cuno billigerwcise niclıt erwarten, daß er eine Arbeiterpolitik ma-
chen würde«33.

16 Arthur Rosenberg: Trotzki, Colin und Breslau. ln: Die Weltbühne.
29(!9}J). Nr: 1. S. I3-14.

37 .-lrthur Rosenberg: Der ñıschismus als Mossenbewegung. Sein .ffujsueg
und seine Zersetzung. Karlsbad 1914. S. 7. Wiederabdnıck in: Dent.: Demokratie
und Klassenkampjí S. 224.
38 llosenbeıg: Gesclıickte der lñrimarer Republik. S. 125.
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llosenherg arbeitete in seiner »Geschichte der deutschen Bepu-
blik«, dem wahrscheinlich besten Buclı eines deutschen Historikcrs
im Exil, den Mangel an demokratischen 'Fraditioncn als llaupt-
ursache der Niederlage der deutschen Revolution von 1918 hcraııs.
»Eine lebendige Demokratie, eine crnsthaltc Sclbstregicrung der
Massen, war bisher denı detıtschcn Volk fremd gewesen. Der staat-
liche Bcamtenapparat beherrschte das öffentliche Leben, und auch
die sogenannte kommunale Selbstverwaltung konnte ihm kein (ic-
gengcwicht bieten. Denn die großen Pläne des Freiherrn vom Stein,
in Preußen eine bürgerliche Selbsuegierung aufzuriclıtcn, waren
nach Steins Rücktritt verkümmcrt und verderben worden. Nicht
nur wurde die städtische Selbstverwaltung auf Schritt und 'Pritt
durch die staatlichen Aufsiclıtslıchördcn eingeengt, vor allem wur-
den in der Kommunalverwaltung alle wesentlichen Posten mit auf
lange .lalırc gcwâihlten Bcrufsbeamten besetzt. l)ie elırcnamtlich
tätigen Bürger spielten in den deutschen Gemeinden bis 1918 neben
den Bcrufsbcamtcn nur eine bescheidene Bolle.

So fehlte den deutschen Volksmassen jede praktische Erfahrung
darin, wie sie sclbstverantwortlich ihre Angelegenheiten besorgen
sollten. Der bürokratische Apparat in den öffentlichen Angelegen-
heiten hattc eine Tradition von vielen Jahrhunderten. Es schien
kaum denkbar, daß man ihn durch einen revolutionären Sturm
überwinden könnte. Die wirkliche I)cnıokratie besteht aber nicht
in der Abgabe irgendwelcher Stinımzcttcl, sondern in der aktiven
Selbstrcgicrtmg der Masscıı. So war die Frage nach der Überwin-
dung dcs bürokratischen Apparats zııgleich die Frage nach Leben
oder 'fod der deutschen l)emokratic.«3°
Die Arbeiter- ıınd Soldatenräte, dic sich im November 1918 spon-

tan in ganz Deutsclıland bildeten, lıofl`ten auf die Verankerung ei-
ner wirklichen Masscndcmokratie und entscheidende Wirtschafts-
relormen. lloscnbcrg schrieb, »daß der Ruf nach dem Sozialismus
nicht eine Ursache, sondern eine Folge der Novenıbcrrevolution ge-
wesen ist... Was man inı einzelnen unter Sozialisicrung verstelıen
wollte, darüber bestanden freilich die größten Meinungsverschie-
denheiten. Aber dariiber war man sich klar, daß jede Form einer
Plan- oder Gemcinwirtschalt nur dann Erfolge erzielen konnte,
wenn sie die produzierenden Massen zur lebendigen Mitwirkung
mobilisierte. Die gegebenen Organe, um im Betrieb den plan- und
gemcinwirtschal`dichcn Gedanken zu vertreten, waren aber die
Bäte«*°. Doch die Funktionäre der Mehrheitssozialisten begrilTcn

39 Ebenda. S. I8. 40 Ebenda. S. 19.
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nicht, daß die Räte und der llolschewismus in keiner Weise iden-
tisclı waren. Sic fühlten síelı von den Aktivitäten der ltáite unter den
Arbeitern bedrolıt. Sie wünschten eine Art der Verbindung zwi-
schen den llâiten ttnd der Nationalversanımltıııg. Sie håitlen sich mit
schrittweisen Sozialisierungsnıaßnalımen zufrieden gegeben, an
deren Beginn die Nationalisieruııg der flergwerke gestanden lıiitte.
Rosenberg wies dabei besonders aııf Kurt Eisner hin, den Unabhän-
gigen Sozialisten und Ministerpräsidenten der kurzlebigen ltepu-
blik liayern. »Er hätte am liebsten ein Parlament alten Stils über-
hatıpt niclıt mehr gesehen, aber atıf der andern Seite wollte er
keine übereilte Sozialisierung und lehnte jede Diktaturmethodc
bolschewistischer Art aufs schärfste ab.«“"
Der militante Flügel der deutschen Arbeiterbewegung, die Spar-

takusgruppe, war sogar innerhalb der Bewegung weitgehend iso-
liert. Die Führer der Spartakusgruppe, Rosa Luxemburg und Karl
Liebkneeht, maclıten sich über den Clıarakter der llevolution keine
llltısionen. Anders als den meisten ihrer Anhänger wurde ihnen
klar, daß die große Mehrheit des deutschen Volkes zu dieser Zeit
mit der parlamentarischen llepuhlik vollauf zufrieden war. »Der
'l`od Luxemhıırgs ıınd Liebknechts war ein außerordentlich schwe-
rer Verlust l`ür die sozialistische Arbeiterbewegung, denn beide Per-
sönlichkeiten waren die Träger eines wissensclıaltlieh begründe-
ten, die realen Umstände würdigcnden und doch konsequenten
Sozialismus. ßei längerem Leben hätten sie doeh die Trennung von
den Utopisten in der eigenen Partei vollziehen müssen, und sie wä-
ren die gegebenen l-`ührer der entsclıieden sozialistischen Millio-
nenbewguııg im deutsclıen Proletariat geworden. Vor allem aber
hätten Rosa Luxemburg ttnd Karl Liebkneeht als Führer der KPD
sich niemals zu Werkzeugen russischer Staatspolitik mißbrauchen
lassen.-#9
Zur Niedcrwerfung des Januaraufstandes, den die Spartakisten

entgegen den Warnungen Luxcmburgs ausgelöst hatten, riefen
Noske, Ebert und Scheidemann die Freikorps zu llilfe. Damit be-
gingen sie, wie llosenberg schrieb, »den entscheidenden Fehlen.
Die llegierung hätte ›sich in erster Linie aufdie sozialistiseh-demo-
kratisclıen 'lruppcn stützen miissen« und es »nicht nötig gehabt, die
Gefangene der militärischen Gegenrevolution zu werden Die Of-
fizicrc der alten Armee stellten immer neue Freikorps auf, die An-
sätze der demokratischen 'Pruppenteile ließ man verkümmcrn, und

4! Ebcnda. S. 22. 42 Ebanda. 8.62.
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bald hatte die deutsclıe Republik ein gegenrevolutionäres, von kai-
serlielıen Offizieren geführtes Heer«'*5.
Für Rosenberg bestand nielıt der kleinste Ansclıein eines Bewei-

ses, daß die mehrheitssozialistischen Volksbeauftragten die Emıor-
dung von Liebkneeht tıud Luxemburg gewünsclıt oder gebilligt hät-
ten. »lm Gegenteil, das Ereignis vom 15. Januar war ein ftirclıtbarer
Schlag für die Regierung der Republik Wenn das Ereignis auch
noch zu frisch war, ıırn die Wahl zur Nationalversammlung am
19. Januar wesentlich beeinflussen zu können, so hat es doclı ent-
scheidend dazu beigetragen, daß Millionen deutsclıer Arbeiter der
SPD den Rücken kehrten.-"" Mit der Ermordung von Kurt Eisner
anı 21. Februar 1919 durch einen fanatischen Nationalisten verlor,
wie Rosenberg schrieb, ›die deutsche Revolution und vor allem die
deutsche sozialistische Arbeitersclıal`t den einzigen schöpferischen
Staatsmann, der seit dem November 1918 hervorgetreten war-3°.
»Das politische Ilesultat des ßürgerkrieges, der in der ersten llälf-

te des Jalıres 1919 im Namen Noskes geführt wurde, war die voll-
ständige Vernichtung jeder politisclıen Macht der Räte. Wo noch
Arbeiterräte fortbcstanden, waren sie völlig einllußlos. So war der
Versueh, im Anschluß an die Revolution eine volkstümliehe aktive
Demokratie zu begründen, gesclıeitcrt. lm Zusammenhang damit
erfolgte an allen Orten eine systematische Entwaffnung der Arbei-
terschall, die von den Ollizieren mit größter Energie durchgeführt
wurde. Auf der anderen Seite nahnı die von den alten Generiilen
geführte Freiwilligenarmee einen immer größeren Aufschwung.
Schon um die Mitte des Jahres lag die reale Macht in Deutschland
bei den Freikorps und nicht bei der Nationa|vcrsanımlung.«*° l)as
Niveau der Nationalversanımlung war, in Roscnbergs Worten, »das
Niveau des deutschen Reichstages der vorrevolutionären Zeit, das
heißt, sie setzte sich aus tiichtigen, ehrenhalten und fleißigen Abge-
ordneten zusammen, in denen aber von revolutionärer Energie
nichts vorhanden war. Wirkliclıe Revolutionäre hätten im Weimar
vor allem die Gefahr ins Auge gefaßt, die von der Armee drolıte. lm
Stil des Konvents (der Französisclıen Revolution - M. li.) hätte die
Nationalversammlung erklären können, daß die Republik in Gefahr
sei. Sie hätte alle Republikaner und Sozialisten zu den Waffen rufen
können, um das Vaterland zu retten. Eine solclıc allgemeine Volks-
bewaffnung hätte die Freikorps unschädlich gemacht, die Gefahr
putschistischer Einzelaktionen im Keime erstickt, die Ostgrenze
gegen die Polen gesichert und vielleicht auelı die Position Deutsch-

43 Ebcnda. S. 60. 44 Ebmda. S. 62. 45' Ebßndd. S. 67. 46 Ebcnda. S. 64.
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lands gegenüber der Entente bei den Friedcnsverlıandlungen ge-
stärkt. Aber eine solclıe Volkslıewaffnııııg unterblieb, denn sie hätte
den Popanz der ›Ruhc und Ordnung« gestört, den die regierenden
Männer über alles verelırten.«°*"' Wie das kaiserliche Deutschland
war die Weimarer Repııhlik von Anfang an todkrank und zum Un-
tergang verurteilt. Diese llewertung wurde natürlich in der zeitge-
nössischen Debatte oftmals scharf zurückgewiesen ıınd ist immer
noch ıınıstrittcn.“
Rosenberg begann noch in der Schweiz ınit der Niederschrift des

Buches. Er schloß sie 1955 in Liverpool ab. Die Universität Liver-
pool bot ihm einen Lehrauftrag in Alter Geschichte an. -Die Uni-
versität Liverpool hat ebenso wie die anderen britischen Hoch-
schulen in dieser verwirrten Zeit bewiesen, daß sie weiter den
Grundsatz der sachlichen Wissenschaft, ohne Rücksicht auf ›Rassc<
und politische Meinung, aufrecht erhält«, schrieb Rosenhcrg."°
Aber die Universität sah siclı niclıt imstande, ihm eine dauerhafle
akademische Stellung zu geben. Naeh dem Ende seines Dreijahres-
vertrages verließ Rosenberg England und ging in die Vereinigten
Staaten, der letzten Station seines Lebens.

»Demokratie und Sozialismus«
- Rosenberg in den Vereinigten Staaten

Rosenberg besuelıte die Vereinigten Staaten erstmals 1955, als er an
der Jahrestagung der »American Historical Association« in Phil-
adelphia teilnalım. Sein Kollege Hajo llolborn, gleich ihm aus
Deutschland geflüchtet und nıın an der Universität Yale tätig, stell-
te ihn Jesse Clarkson und Madeleine Robinton vor, die beide am
Brooklyn College in New York tınterrichtetcn. Sie boten Rosenberg
eine Lehrtätigkeit dort an.5° Diese war zwar sclıleeht bezahlt, doch

47 Ebenda. S. 75'.
48 So stimmt Francis L. Carsten (Revolution in Mitteleuropa 1918-1919. Köln

197)) Roscnbergs Urteil weitgehend zu. Heinrich August l'l"inklcr (Von der Ilevo-
lution zur Stabilistening. Arbeiter und Arbeitarbcwfgung in derWeimarer llepu-
bfilt 1918 bis 1924. Berlin/Bonn 1984) weist es zurück.
49 Arthur Rosenberg: Geschichte der deutschen Ilcpublih. Karlsbad t935. S. 6

(das Vorwort, dem dieses Zitat entnommen ist, fehlt in dcr Neuausgabe -Ge-
schichte der Hiriniarer Republik-).
50 Telcphonisr.'he Mitteilung von Pro; lloblnton an den Verfasser, 22. Juli

2000. tn den späten dreißiger Jahren wurden eine Reihe von Flüclıtlingcn aus
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erhielt Rosenberg Finanzielle Unterstützung sowohl vom »Emer-
gency Comnıittee in Aid of Displaccd Foreign Sclıolars« als auch
von der »Carl Schutz Foundation-5'. lnı Oktober 1937 kanı die Fami-
lie Rosenberg, wozu nun auch der einjährige Sohn Peter gehörte,
in New York an.“ Einige Wochen spêiter nalım Rosenberg seine
Lehrtätigkeit am Brooklyn College auf. Aus England hatte er das
Manuskript für ein neues Buch mitgebracht: ›Demokratie und
Sozialismus-=.
Wie in seinen früheren Büchern hob Rosenberg die Bedeutung

der sozialen Konflikte tınd lšlassenkänıple für die moderne Ge-
schiclıte hervor. Er ging den Gründen fiir den Zusammenbruch der
liberalen Demokratie in so vielen Ländern während der Zwischen-
kriegszeit nach und bot seinen Leserinnen und Lesern eine Typolo-
gie der modernen Demokratie. Er unterschied zwisehen »sozialisti-
sclıer« und »bürgerlicher Demokratie«. Während die erstgenannte
bislang nur prograııımatisclı existierte, habe die letztere versclıie-
dene Entwicklungsstulen dıırehlaulen. Frankreich unter Robes-
pierne und die USA unter .lelTerson existierten, so Rosenberg, als
»soziale |)emokratien«=, die siclı als Alternative zur feudalen und
kapitalistischen Oligarchie verstanden hätten. Die anderen drei
Formen bürgerlicher Demokratie hätten indes den Klassenkampf
zugunsten eines sozialen Kompromisses zwischen der Oberklasse
und dem Volk zu überwinden gesucht - entweder in Form einer
impcrialistischcn oder einer liberalen Demokratie. England unter
Disraeli habe die imperialistisehe, die skandinavischen Staaten
und die Schweiz hätten die liberale Variante verkörpert. Rosenberg
sah die Vereinigten Staaten bis 1890 und die britischen Dominions
als Beispiele einer dritten Form, der kolonialen Demokratie, an. Die

Deutschland eine Lehrtätigkeit am Brooklyn College angeboten, unter ihnen
Hans Morgenthau, Hans Rosenberg und Feliks Gross. Siehe Murray M. Horo-
witz: Brooklyn College The First Half-Century. New York 1981. S. 75.
51 Die Unterlagen des Emergency Committee befinden sich in der New York

Public Library, Manuscript and Archives Division (NYPL, MAD), die der Carl
Sdıurz Foundation im Y1V0 Institute, New lbrk. Siehe auch Stephan Duggan/
Betty Drury: The Rescue of Science and Learning. The Story of the Emergency
Committee in Aid ofDisplaced Foreign Scholats. New York 1978. S. 48.
52 Nachdem das Nazi-Regime Rosenberg und seiner 1«`amı`lı`e im Februar 1937

die deutsche Staatsbü rgerschafl abrfkannte hatte, schrieb Rosenberg der deut-
schen Botschafl in London, man möge, datnit dia in der 1-“atrıilie einheitlich
gesrlıehe, die /lberkennung auch auf seinen Sohn Peter erstrecken. Siehe Her-
mann Heber: Die ltízndlung des deutschen Kommunismus. Bd. 2. S. 263.
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liberale Demokratie würde die lilassenkonllikte zugunsten einer
Politik des sozialen Ausgleiehes erfolgreich entschärfen.
Rosenberg lıob hervor, daß in Frankreich »die direkte revolu-

tionäre Tradition nur von 1789 bis 1871 ging. Der Untergang tler
Kommune war zugleich das Ende der revolutionären Demokratie.
Sobald diese politische Richtung im realen Leben nicht mehr exi-
stierte, l`ıel es auch den politischen und lıistorisclıen Schrillstellcrn
schwer, sie zu begreifen. l<`ür die Politiker des französischen Bür-
gcrtums war die Kommune ein Greuel. Die Arbeiter elırtcn zwar
die Erinnerung an die Kommunekämpfcr als ihrer Klasscngcnos-
sen. Aber als die französisclıe Arbeiterbewegung sich ungefähr seit
1880 wieder aııfriclıtete, hatte sie nicht mehr die Voraııssetzungen
der Vergangerthcit
ln der gleichen Periode war in England die ehartistisclıe 'l`radi-

tion völlig vergessen. Ebenso erschien den Einwohnern des deut-
schen Kaiscrrcichcs nach 1871 die Überliefcrııng der Revolution
von 1848 wie die Kunde aus einer fremden Welt. Das deutsche Bür-
gertum, die Akademiker und der Mittelstand lıatten siclı alle revo-
lutionären Stinımungen längst abgewölınt. llöehstens die nationale
Seite der Bewegtıng von 1848 wurde noclı anerkannt: Die Männer
von 1848 hätten mit unzulänglichen Mitteln und olme Erfolg das-
selbe '/„iel angestrebt, das dann Bismarck so ruhmvoll erreichte
ln Italien und in Ungarn war zwar aııclı nach 1871 die Tradition von
1848 lebendig. Aber es war nur die nationale Seite der Revolution,
die in denı Kultus eines Garibaldi oder Kossuth weiterlebte, und
nicht die demokratisclıe.«53
Rosenberg bemerkte, daß vor allem in Frankreich die radikal ge-

sinnten Arbeiter nicht vergessen konnten, daß sowohl die .lunl-
schlacht von 1848 als auch die Niedenverfung der Kommune von
1871 mit Billigung einer Versammlung des allgemeinen Stimm-
reclıts erfolgt war. »Napoleon Ill. hatte sich des allgemeinen Stimm-
reclıts bedient, um seinem abenteuerlichen Kaisertuın immer
wieder den Schein der populären Zustimmung zu geben Den
Monarchien ıınd der besitzendcn Oberschicht erschien jetzt das all-
gemeine Stimmrecht gar nielıt mehr als eine so große Gefahr. Auf
der andern Seite zwcifelten gerade radikale Arbeitcrschichten dar-
an, daß es jemals möglich sein würde, mit llilfe des allgemeinen
Wahlrcchts die walırcn Interessen des wcrktätigen Volkes zu ver-
treten. Soweit die Demokratie und das allgemeine Stimmrecht als

53 Arthur Rosenberg: Demokratie und Sozialismus. Amsterdam 1938 (hier
und imfolgenden zitiert nach der Neuausgabe Frankfurt am Main t988) S. 185.
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notwendig zusammengclıörendc Faktoren galten, begann in dieser
Periode die Verflaclıung und Entwertung des Begriffs der Demokra-
tie, dic bis zur Gegenwart anhält Man begann unter der Demo-
kratie nielıt mehr die aktive Selbstregierung der werktätigen Mas-
sen als Mittel zu ihrer politischen und sozialen Befreiung zu sehen,
sondern nur noch eine kapitalistische Staatsform, die siclı durch
ein Parlament des allgemeinen Stimmrechts auszeiclınct, aber
sonst den Massen positiv nichts nützt.«** Als Konsequenz dieser
Entwicklung verlor die Demokratie ihre Verankerung in den Mas-
sen, atıf der jedoeh ihre Existenz basierte. Der wachsende Anta-
gonismus zwischen Sozialismus und Demokratie führte zur einer
Isolierung der Arbeiter von den Bauern und der Mittelklasse, was
ein Grund für die politisclıe Unbeweglichkeit der deutschen Sozial-
deınokratie im August 1914- war.“
Marx ıınd Engels waren sich der wachsenden Kluft zwischen So-

zialismus und Dcnıokratie bewußt. »Marx lıatte von der Arbeiter-
bewegung in Deutschland ein klares Bekenntnis zur Republik ver-
langt, um damit die revolutionäre Gegnerschah zum herrschenden
System der l-lolıenzollern auszudrücken. ln der Zeit der ll. lnter-
nationale löste sich jedoch dieses ernsthalte Problem in kleinliche
Taktfragen auf: ob es für einen Sozialdenıokraten erlaubt sei, mit
einem Großlıerzog zu sprechen, sich von ihm einladen ztı lassen
oder gar zu seiner Beerdigung zu gehen.-= Marx und Engels betrie-
ben eine »revolutionäre Realpolitik Der Radikalismus der ll. ln-
ternationale jedoeh verzichtete auf eine volkstümlichc Revolutions-
potitik und ersetzte sie dıırch eine Berufs- und Protestpolitik der
lndustriearbeiter«5°.
Rosenberg unterstrich: »Marx und Engels haben stets den Krieg

als ein Mittel der Politik angesehen, das genauso in den Dienst der
revolutionären Sache zu stellen ist wie jedes andere. Die ll. lnter-
nationale dagegen bekannte sich unbedingt und unter allen Um-
ständen zum Frieden. Marx ıınd Engels lıaben das nationale Selbst-
bcstimmungsrecht und die Existenzbereclıtigung der großen (! - M.

54 Ebenda. S. 186.
55 .-In anderer Stelle schrieb Rosenberg: »Der Widerspruch zwischen derprak-

tischen Tdtigkeit der sozialistiselıen Parteien und dem höchsten manristischen
Ziel ist die grundlegende Erklarung für alle Schwankungen, Auseinander-
setzungen und Sclıwirrigkeiten in der Geschichte derParteien bis 1914.« (Arthur
Rosenberg: Socialist Parties. ln: Encyclopaedia of the Social Sciences. Bd. X114
New York 1934. S. 215; deutsch in: Rosenberg: Demokratie und Klassenkampf
S. 144).
56 Ebenda. S. 249;
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K.) Völker jederzeit bejaht. Die Radikalen der ll. Internationale da-
gegen erzeugten durch ihre Polemik gegeıı die nationale Politik der
eigenen Regierung und durch ilır Rekenntııis zn einer allgemeinen
Völkcrverbrüderung zumindest die schwersten Mißverstiindııisse
bei l~`reuntl und l"eind.«°7 Doelı sogar Marx und Engels erkannten
nielıt, »daß es sieb bei den sozialistiselıeıı Parteien nicht unı ein-
zelne l~`clıIer, sondern um einen neuen 'Pypus handelte und daß die
normale Rerulspartei der europäischen Arbeiter von dem revolutio-
nären Marxismus in ihrem Wesen verselıieden \var«=°".
Roscnbergs kleinere Arbeiten aus dieser Zeit sind ebenfalls be-

aehtenswert. Er spraclı sich für einen Dialog zwischen marxisti~
sehen und niehtmarxistisehen deutschen llistorikern im Exil aus.
›ln undogmatiseher und kritischer Arbeit werden die llistoriker der
Emigration sich gemeinsaııı bemiilıen miissen, aus der Negation
des Dritten Reiches lıeraus, das positive neue Prinzip deutscher Zu-
kunl`t |`i'ır die Geschiehtswissenschah zu entwickeln.«°° Naeh dem
Beginn des Zweiten Weltkrieges sclıricb Rosenberg einen Aıılsatz
über ›'l`he Soviet-German Paet and the .lews«. Er betonte, daß »der
deutsch-sowjetische Vertrag allen arbeitenden Mensclıen und l)e-
mokraten ebenso einen aııßerordentlielıen Dienst erwiesen (hat),
wie den Juden, da er die l~Iinheitsl`ront ihrer Feinde zerbroclıen
hat«-; Rosenberg subsumierte unter diesen Feinden den Nazismus,
aber auctı den britischen Imperialismus als Förderer der arabi-
schen l"ührung in Palästina. »Dies ist eine Konsequenz aus dem
Vertrag, die Hitler gewiß nielıt gewollt hat.« Die Münchner Kon-
ferenz »wurde zum natürlichen Ausdruck einer lšinheitsfront zwi-
sehen dem reaktionären Kapitalismus und denı Fasehismus«, zwi-
sehen Hitler ıınd =›den konservativen Lords sowie den ßankiers der
Londoner Cityı. Chamherlain und Daladier würden llitler nun-
mehr =›als Verräter an ihrer Klasse und als Komplizen Stalins an-
sehen«°°. Rosenberg unterschätzte auf tragische Weise Stalins llilfe
für llitlers Kriegsanstrengungen, die die Nazis zur Eroberung riesi-
ger Gebiete imstande setzte, in denen sie die Juden verfolgten und
massenweise ermordeten.

57 Ebcnda. S. 230. 58 Ebendfı S. 251.
59 Arthur Rosenberg: Die Aufgabe des Htstorilcers in der Emigration. ln:

Emil Julius Gumbel (Hgrs): Freie Wtlssenschqfl. Ein Sammelbuclı aus der deut-
schen Etnigration. Strasbourg 1938. S. 20. Wiederabdmck in: Rudolf Schott-
laender: Verfolgte Berliner Wissenschaft. Ein Gedenkwerk. Berlin 1988. S. 46.
60 Arthur Rosenberg: The Soviet-Gcmıan Pact and the Jews. ln: Jewish Fron-

tlert 1939. Nr. 9. S. I4.



148 MARIO KESSLER

lm Jahre 194-0 verschlechterte sich Roscnbergs Gesundheits-
zustand rapide. Er erkrankte an Krebs. Noch plante er, eine Sozial-
gesclıichte des Nahen Ostens im Altertum zu sclıreiben und begann
sogar mit dem Studium altorientaliseher Sprachenf“ Er engagierte
sich auclı weiterhin auf Seiten der Linken. Durclı seinen Freund
Felix Boehnheim, einen Mediziner und überzeugten Kommunisten,
kam er emeııt in Kontakt mit den Exilaktivitäten der KPD, obwohl
er dieser Partei gegenüber kritisch eingestellt blieb. 1940 gründeten
Rosenberg, lloehnheim und Alice Rosenleld, die Witwe von Kurt
Rosenleld, dem sozialistischen Politiker, eine ›Unabháingigc Grup-
pe deutscher F.migranten«°2. Rosenberg arbeitete auclı mit der
›American Guild for German Cultural Freedom«, einer deutschen
Flüchtlingsorganisation, zusammen.“ Überdies stand er in Kontakt
mit dem linkszionistischen Studentenverband ››Avukah« (Fackel)
und gab Kurse über Geschichte in dessen Sommerlager im Staate
New York.“ Am 22. .luni 1941 hielt Rosenberg dort eine Vorlesung,
die sein geändertes Verhältnis zur Sowjetunion zeigt Er sagte: ›Das
totalitiire System ist genau dasselbe wie das heutige Sowjetsystem,
und ob Diktatoren einander mögen oder nieht., spielt dabei keine
Rolle. Die totalitäre ldee ist die ldee einer Staatswirtschalt ohne
persönliche Freiheit. Die Masse des Volkes muß der Staatsbüro-
kratje dienen und erhält dafür als Gegenleistung ein Stück an Si-
cherheit.-= Das bedeutete keinen Verzicht Roscnbergs auf eine Klas-
senanalyse. »Die Position der Kapitalisten innerhalb des Staates
unterscheidet sich von Staat zu Staat In Rußland wurde der indivi-

61 Siehe hierzu und zumfolgenden die Materialien in NYPL, MAD, Emer-
gency Committee in Aid of Displaced Foreign Scholars, 1301:. No. 30. Sein Kol-
lege Samuel J. Hurwitzz schrieb, daß -Rosenberg intensiv babylonische und as-
syrische Geschichte studierte Er hatte eine hervorragende Kenntnis von
Fremdsprachen und war imstande, Hieroglyphen zu lesen« (Samuil J. llurwitz'
Introduction. ln: Arthur Rosenberg: A History qfBoLshevism. From Marz to the
First 1«`ive-Years' Plan. New York 1963. S. XIV).
62 Siehe [losenbergs Briefe an Kurt Il. Grossmann vom 28. November 1939

und vom 2. Januar 1940 sowie das Rundschreiben vom l«`ebruar 1940. ln: Hoo-
verlnstitution .-Irchlves. Stanford. CA. Kurt li. Grossmann Collection. BoxNo. 7.
Folder l I): Boehnheiın.

63 Siehe Deutsrhes Exilarchiv 1933-1945. Franlçttırt am Main. American
Gulldfor German Cultural Freedom / Deutsche Akademie im Exil. Akten Ar-
thur Ilosenberg und Hermann Borchandt (dort ein Brief Roscnbergs an die
American Guild vom 24. Oktober 1938).
64 Siehe Arthur Rosenberg and Avukah. ln: Avukah Student Action. Mai

1943.
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duelle Kapitalismus ausgenıerzt, während in Deutschland und
Italien die meisten privaten Kapitalisten eine bedeutende Position
innerhalb der Staatsmaselıine innehaben. An der Spitze einer tota-
litären Staatswirtsclıal`t steht ein Diktator.-= Die Aufgabe der .luden
sei es heute, so Rosenberg, »sieh politisclı zu engagieren. Erstens,
nationale Politik in Palästina, zweitens, Weltpolitik, um den Fa-
schismus zu bekämpfen - tlenn Fasclıisnuıs ıınd Totalitarisınus
sind die selılinunsten Feinde nıensclılicher und insl›esotıdcre jüdi-
sclıer Prinzipien-=. ln Palästina werde die »demokratische Front«
durch die Arbeiter-, llistadrut- tıud Kibbntzbewegung vertreten.
»Andererseits lıaben wir einen Kern von Faselıisten, die Revisio-
nistcn Die Revisionisten bilden unter uns den Feind, der die de-
mokratisclıen Kralle unter den .luden unterminiert und das Tor für
die Feinde ötfuet, wann immer dies möglich ist.«-G5
Am nächsten 'l`ag hielt Rosenberg wiederunı eine Vorlesung. Nun

mußte er zur schlimmen Nachricht des deutschen Überfalls auf die
Sowjetunion Stellung nehmen. Er unterschätzte das Potential der
Sowjetunion keineswegs. ›Gewiß ist die deııtsche Wirtschah sehr
leistungsftilıig. Andererseits ist die sowjetische Arnıee nicht gar so
schlecht.« Rosenberg sagte, llitlcr künne nicht das Symbol der Ar-
beitermacht angreifen und gleichzeitig den deutschen Arbeitern
grandiose Versprechungen machen. »Rußland ist als Staat., nicht als
Verkörperung einer Weltanschauung, angegrilTen worden. ln seiner
Kriegserklärung hat Hitler demnach nicht den llolsehcwismus an-
gegriffen. llätte er dies getan, würde er Schwierigkeiten mit der
Armee bckonımen.«°“ Rosenberg war sich nicht über die Kriegs-
ziele im Klaren, die llitler und die deutschen Generäle aneinander
banden. Seine Bemerkungen zum Totalitarismus vom Vortage wie-
derlıoltc er nicht.
Rosenberg unterrichtete weiterhin am Brooklyn College, das itım

1941 eine Festanstellung bot. Aber im Herbst 1942 wurden seine
Stipendien, von denen er immer noch abhing, nicht verlängert. ln
einem bewegenden Brief an Betty Drury, die Sekretärin des Emer-
gency Committee, schrieb er, seine ›Situation lıat sich verschlech-
tert. Währcnd der letzten Monate bekam ich Schmerzen in der llüf-
te tınd begann mit dem reclıten Fuß zu hinken. Als die Schmerzen
inımnıer stärker wurden, habe ich einen Spezialisten aufgesucht.

65 Arthur Rosenberg: Why Should .laws Have a Political Program. ln: Avu-
kah Cooperative Summer School, Summary of Lecture Unpublßiertes Manu-
skript. ln: NYP1.. lieseurch 1.ibrar'ies.
66 Arthur [losenberg: The Mflar Situation. Ebenda.
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Dieser sagte mir, eines meiner Beine sei emstlıall geschädigt und
wiirde die umliegenden Organe des Körpers angreifen. Ich muß
mich einer langwierigen Köntgenbehandlung unterziehen. Trotz
meiner Krankheit werde ich versuelıen, soweit dies irgend nıöglieh
ist, meinen akademischen Verpflichtungen nachzukommen. Sie
wissen, wie teuer eine solelıe liöntgenbelıandlung ist, und iclı weiß
zur Zeit nieht, wie ich mir das leisten kann. Olıne die Behandlung
muß ich in naher Zukunft meine akademische Tätigkeit aufgeben.
Bitte informieren Sie das Komitee über diese neııe Lage. Ein Stipen-
dium ist deshalb dringcnder denn je zuvor.-1°?
Am 1. Februar 194-5 wurde Rosenberg in das Long Island College

llospital in Brooklyn eingeliefert. Dort starb er sechs Tage später.
Sein Freund und Kollege l-lans Rosenberg, der nicht mit ihm ver-
wandt war, konnte erreichen, daß das Brooklyn College der Familie
die einmalige Stınıme von 2000 Dollar zukommen ließ. Eine kurze
Mitteilung an die Familie lıielt fest, das Geld werde »aufgrund einer
Verzögerung nielıt vor Mai einu~el`l`en«.°3 Der Nachruf des Colleges
hob hervor, die Stııdenten ›liebten stets« ihreıı Lehrer Arthur Ko-
senberg »und strömten geradezu in seine Seminare und Vorlesun-
gen. Er war immer ein Freund und ein Gelehrter. Er brachte Ge-
schielıte zum Lcben«°“°.
In seinem letzten zu Lebzeiten veröffentlichten Aufsatz suchte

Rosenberg, so der Titel der Abhandlung, 1940 die Frage zu beant-
worten: »Was bleibt von Karl Marx?-= Er betonte: »Marx war niemals
ein ›radikaler< Prinzipienreiter. ln großen revolutionären Krisen
forderte er ein rücksichtslos cntselılossenes Aullreten des Proleta-
riats, aber in andern Perioden war Marx auelı mit friedlichen llefor~
men innerhalb des Kapitalismus einverstanden, wenn sie die Lage
der Arbeitersehall real verbesserten Bei aller Anerkennung ftir
die historische Aufgabe des Proletariats im Zeitalter der Großindu-
stric, hat Marx doch nie aus der lndustriearbeitersebalt einen Fe-
tiselı gemacht. Marx lıat einen großen Teil seines Lebenswerkes
dem Stııdium der Agrarfrage und der Bewegungen der Bauern-
schalt gewidmet Die heutige Generation kann aus den Schriften

67 Arthur Rosenberg an Buy Dnuy, 4. November' 1942. In: NYPL. MAD.
Emergency Committee Bar. Nr. 30.
68 Ebenda.
69 Brooklyn College Vanguard. 1943. Nr: 1. S. I und 8. Weitere Nachrufe

befinden sich in: -New York Times« vom 9. Februar 1943, »New Yorker Staats-
zeílung« und dlerald« vom I0. Ifisbruar 1943, »fta/bau« vom I9. Februar 1943
(Ham Rosenberg) und ›/fvulrah Student Action« vom Mai 1943.
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voıı Marx keine Wunderrezepte und wunderbaren Prophezeiungen
entnehmen, sdondern nur das Vorbild, wie man die stets sich wan-
delnden Tatsachen kritisch erfassen und daraus die notwendigen
Schlüsse zıı ziehen lıaL
Der politische Bankrott der Parteien der Zweiten und Dritten ln-

ternationale wird gewölınlieh als Beweis fur die Wertlosigkeit des
Marxismus hingestellt. Aber die Voraussetzung dieser Kritik ist
falsch Wenn Parteien, die ınit dcnı Marxismus niclıts mehr ge-
mein lıatten als ein paar Äußerlielıkeiten, besiegt werden, so kann
eine objektive Kritik darin wahrlich kein Versagen des Marxismus
erblieken.-7° An anderer Stelle schrieb Rosenberg: -Die Zukunll des
Sozialismus liegt also bei den demokratischen und geistig unab-
hängigen Parteien des Westens.«"

70 Arthur Rosenberg: Was bleibt von Karl Manz? ln: Maß und Wert. 1940.
Nr. 3. S. 389. Wiederabdrudt in: Rosenberg: Demokratie und Klassenkamμfi
S. LW?

7! Rosenberg: Socialist Parties. 8. 220. Wederabdruck ln: Rosenberg: Demo-
kratie und Klassenkamn/I S. 155_
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